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Der OGAW im Uberblick
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Hinweis fur Anleger/Verkaufsbeschrankung

Der Erwerb von Antfeilen des OGAW erfolgt auf der Basis des Pros-
pektes, des Treuhandvertrages und die Basisinformationsbl&tter
(das "PRIIP-KID") sowie des letzten Jahresberichtes und, sofern
bereits verdffentlicht, des darauffolgenden Halbjahresberichtes.
Gultigkeit haben nur die Informationen, die im Prospekt und insbe-
sondere im Treuhandverirag inklusive Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick" enthalten sind. Mit dem Erwerb der Antfeile gelten diese als
durch den Anleger genehmigt.

Dieser Prospekt stellt kein Angebot und keine Aufforderung zur
Zeichnung von Anteilen des OGAW durch eine Person in einer
Rechtsordnung dar, in der ein derartiges Angebot oder eine sol-
che Aufforderung ungesetzlich ist oder in der die Person, die ein
solches Angebot oder eine Aufforderung ausspricht, nicht dazu
qudalifiziert ist oder dies einer Person gegenUber geschieht, der
gegenlber eine solche Angebotsabgabe oder Aufforderung
ungesetzlich ist. Informationen, die nicht in diesem Prospekt und
Treuhandvertrag oder der Offentlichkeit zugénglichen Dokumen-
ten enthalten sind, gelten als nicht autorisiert und sind nicht ver-
I&sslich. Potenzielle Anleger sollten sich Uber mogliche steuerliche
Konsequenzen, die rechtlichen Voraussetzungen und mégliche
Devisenbeschrdnkungen oder —kontrollvorschriften informieren, die
in den L&ndern ihrer Staatsangehdrigkeit, ihres Wohnsitzes oder
ihres Aufenthaltsortes gelten und die bedeutsam fUr die Zeich-
nung, das Halten, den Umtausch, die Ricknahme oder die Ver-
ausserung von Anteilen sein kénnen. Weitere steuerliche Erwa-
gungen sind in Ziffer 11 ,Steuervorschriften” erlGutert. In Anhang B
»Sperzifische Informationen fUr einzelne Vertriebsldnder" sind Infor-
mationen bezlglich des Vertriebs in verschiedenen Landern ent-
halten. Die Anteile des OGAW sind nicht in allen L&dndern der Welt
zum Vertrieb zugelassen. Bei der Ausgabe, beim Umtausch und
bei der RUcknahme von Anteilen im Ausland kommen die dort
geltenden Bestimmungen zur Anwendung. Die Antfeile wurden
insbesondere in den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) nicht
gemdss dem United States Securities Act von 1933 registriert und
kénnen daher weder in den USA, noch an US-BUrger angeboten
oder verkauft werden. Als US-BUrger werden z.B. diejenigen natir-
lichen Personen betrachtet, die (a) in den USA oder einem ihrer
Territorien bzw. Hoheitsgebiete geboren wurden, (b) einge-
burgerte Staatsangehdrige sind (bzw. Green Card Holder), (c) im
Ausland als Kind eines Staatsangehdrigen der USA geboren wur-
den, (d) ohne Staatsangehdriger der USA zu sein, sich Uberwie-
gend in den USA aufhalten, (e) mit einem Staatsangehodrigen der
USA verheiratet sind oder (f) in den USA steuerpflichtig sind. Als US-
BUrger werden ausserdem betrachtet: (a) Investmenige-
sellschaften und Kapitalgesellschaften, die unter den Gesetzen
eines der 50 US-Bundesstaaten oder des District of Columbia ge-
grindet wurden, (b) eine Investmentgesellschaft oder Per-
sonengesellschaft, die unfer einem ,,Act of Congress" gegrindet
wurde, (c) ein Pensionsfund, der als US-Trust gegrindet wurde, (d)
eine Investmentgesellschaft, die in den USA steuerpflichtig ist oder
(e) Investmentgesellschaften, die nach Regulation S des US Securi-
fies Act von 1933 und/oder dem US Commodity Exchange Act als
solche gelten. Allgemein dirfen Anteile des OGAW nicht in Juris-
diktionen und an Personen angebofen werden, in denen oder
denen gegenuUber dies nicht zul&ssig ist.
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TEIL I: DER PROSPEKT

Die Ausgabe und RUcknahme von Antfeilen des OGAW erfolgt auf der Basis des derzeit gulti-
gen Treuhandvertrages und des Anhangs A ,,OGAW im Uberblick®. Dieser Treuhandvertrag
wird erg@nzt durch den jeweils letzten Jahresbericht. Wenn der Stichtag des Jahresberichtes
l&nger als acht Monate zurUckliegt, ist dem Erwerber auch der Halbjahresbericht anzubieten.
Rechtzeitig vor dem Erwerb von Anteilen werden dem Anleger kostenlos die Basisinformati-
onsblatter, PRIIP-KID) zur VerfiUgung gestellt.

Es ist nicht gestattet, vom Prospekt, Treuhandvertrag, Anhang A ,,OGAW im Uberblick* oder
den Wesentlichen Anlegerinformationen abweichende AuskUnfte oder Erkl&rungen abzuge-
ben. Die Verwaltungsgesellschaft haftet nicht, wenn und soweit AuskUnfte oder ErklGrungen
abgegeben werden, die vom aktuellen Prospekt, Treuhandvertrag oder den Wesentlichen
Anlegerinformationen abweichen.

Der Prospekt und Treuhandvertrag inklusive Anhang A ,,O0GAW im Uberblick” sind vorliegend
in einem Dokument dargestellt. Wesentliches Grundungsdokument des Fonds ist der Treu-
handvertrag inklusive Anhang A ,,OGAW im Uberblick”. Lediglich der Treuhandvertrag inklusi-
ve der Besonderen Bestimmungen zur Anlagepolitik in Anhang A ,,OGAW im Uberblick" unter-
liegen der materiell rechtlichen Prifung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA).

1 Verkaufsunterlagen

Der Prospekt, die Wesentlichen Anlegerinformationen (PRIIP-KID), der Treuhandvertrag
und der Anhang A ,OGAW im Uberblick" sowie der neueste Jahres- und Halbjahres-
bericht, sofern deren Publikation bereits erfolgte, sind kostenlos auf einem dauerhaf-
ten Datentréger bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle, bei den Zahlstel-
len und bei allen Vertriebsstellen im In- und Ausland sowie auf der Internetseite des
LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li erhdltlich.

Auf Wunsch des Anlegers werden ihm die genannten Dokumente ebenfalls in Papier-
form kostenlos zur VerfGgung gestellt. Weitere Informationen zum OGAW sind im Inter-
net unter www.ifm.li und bei der IFM Independent Fund Management AG, Landstrasse
30, 9494 Schaan, innerhalb der Geschdaftszeiten erhdltlich.

2 Der Treuhandverirag

Der Treuhandvertrag umfasst einen allgemeinen Teil sowie den Anhang A ,,OGAW im
Uberblick*. Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,OGAW im Uberblick" sind in die-
sem Prospekt vollstdndig abgedruckt. Der Treuhandvertrag und der Anhang A
~OGAW im Uberblick" kdnnen von der Verwaltungsgesellschaft jederzeit ganz oder
teilweise gedndert oder ergénzt werden. Anderungen des Treuhandvertrages und des
Anhangs A ,,0GAW im Uberblick" bedUrfen der vorherigen Genehmigung durch die
FMA.

Jede Anderung des Treuhandvertrages sowie des Anhangs A ,,O0GAW im Uberblick*
wird im Publikationsorgan des OGAW verdffentlicht und ist danach for alle Anleger
rechtsverbindlich. Publikationsorgan des OGAW ist die Internetseite des LAFV Liech-
tensteinischer Anlagefondsverband www.lafv.li.

Der Prospekt: Verkaufsunterlagen
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http://www.lafv.li/
http://www.ifm.li/
http://www.lafv.li/

Allgemeine Informationen zum OGAW

Der Pure ESG Europe Fund (im Folgenden: OGAW) wurde am 10. Mé&rz 2020 als Orga-
nismus fUr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) nach dem Recht des Firs-
tentums Liechtenstein gegrindet.

Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,OGAW im Uberblick" wurden am 10. Mdrz
2020 von der FMA genehmigt und der OGAW wurde am 13. Mdarz 2020 ins liechten-
steinische Handelsregister eingefragen. Der Treuhandvertrag und der Anhang A
+OGAW im Uberblick* traten erstmalig am 10. Md&rz 2020 in Kraft.

Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,O0GAW im Uberblick" wurden am 10. Mai
2023 von der FMA genehmigt und am 12. Mai 2023 in Kraft gesetzt.

Die gultige Fassung steht auf der Internetseite des LAFV Liechtensteinischer Anlage-
fondsverband unter www.lafv.li zur VerfOgung oder kann bei der Verwaltungsgesell-
schaft und der Verwabhrstelle kostenlos bezogen werden.

Der OGAW ist ein rechtlich unselbstandiger Organismus fir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren des offenen Typs und untersteht dem Gesetz vom 28. Juni 2011 Uber
bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren.

Der OGAW hat die Rechtsform einer Kollektivireuhdnderschaft. Eine Kollekfivireu-
h&nderschaft ist das Eingehen einer inhaltlich identischen Treuhdnderschaft mit einer
unbestimmten Zahl von Anlegern zu Zwecken der Vermdgensanlage und Verwaltung
fUr Rechnung der Anleger, wobei die einzelnen Anleger gemdss inrem Anteil an dieser
Treuhdnderschaft beteiligt sind und nur bis zur Hohe des Anlagebetrags persoénlich
haften.

Der OGAW ist keine Umbrella-Konstruktion und ist somit ein Einzelfonds.

Die Verwaltung des OGAW besteht vor allem darin, die beim Publikum beschafften
Gelder fur gemeinsame Rechnung nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wert-
papiere und/oder in andere liquide Finanzanlagen gemass Art. 51 UCITSG zu investie-
ren. Der OGAW bildet zu Gunsten seiner Anleger ein Sondervermégen. Das Sonderver-
mdgen gehort im Fall der Auflésung und des Konkurses der Verwaltungsgesellschaft
nicht in die Konkursmasse der Verwaltungsgesellschaft.

In welche Anlagegegenstdnde die Verwaltungsgesellschaft das Geld investieren darf
und welche Bestimmungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus dem UCITSG,
dem Treuhandvertrag und dem Anhang A ,,OGAW im Uberblick.

Die Wertpapiere und sonstigen Vermogenswerte des OGAW werden im Interesse der
Anleger verwaltet. Am gesamten Vermdgen des OGAW sind allein die Anleger nach
Massgabe ihrer Anteile berechtigt. Anspriche von Anlegern und Gldubigern, die sich
gegen den OGAW richten oder die anldsslich der Grindung, wéhrend des Bestehens
oder bei der Liquidation des OGAW entstanden sind, sind auf das Vermbdgen des
OGAW beschrankt.

Mit dem Erwerb von Anteilen des OGAW anerkennt jeder Anleger den Treuhandver-
frag inkl. fondsspezifische Anhdnge, welcher die vertraglichen Beziehungen zwischen
den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle festsetzt sowie die
ordnungsgeméss durchgefUhrten Anderungen dieses Dokuments. Mit der Verdffentli-
chung von Anderungen des Treuhandvertrages und Prospekts, des Jahres- bzw. Halb-
jahresberichtes oder anderer Dokumente auf der Internetseite des LAFV Liechtenstei-
nischer Anlagefondsverband www.lafv.li sind diese Anderungen fir die Anleger ver-
bindlich.
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3.2

3.3

4.1

4.2

Die Anleger sind am Vermdgen des OGAW nach Massgabe der von ihnen er-
worbenen Anfeile befteiligt.

Die Anteile sind nicht verbrieft sondern werden nur buchmdssig gefthrt, d.h. es wer-
den keine Zertifikate ausgegeben. Eine Versammlung der Anleger ist nicht vorgese-
hen. Durch Zeichnung oder Erwerb von Anteilen anerkennt der Anleger den Treu-
handvertrag und den Anhang A ,,OGAW im Uberblick“. Anleger, Erben oder sonstige
Personen kénnen die Aufteilung oder Aufldsung des OGAW nicht verlangen. Die De-
tails zum OGAW werden im Anhang A ,,OGAW im Uberblick* beschrieben.

Alle Anteile des OGAW verkdrpern grundsatzlich die gleichen Rechte, es sei denn die
Verwaltungsgesellschaft beschliesst innerhallb des OGAW verschiedene Anteilsklassen
auszugeben.

Daver des OGAW

Die Dauer des OGAW ergibt sich aus dem Anhang A ,,OGAW im Uberblick*.

Anteilsklassen

Die Verwaltungsgesellschaft ist erm&chtigt, innerhalb des OGAW mehrere Anteilsklas-
sen zu bilden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags,
der Referenzwdhrung und des Einsafzes von Wahrungssicherungsgeschdaften, der
Verwaltungsvergitung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser
Merkmale von den bestehenden Anteilsklassen unterscheiden kénnen. Die Rechte der
Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilsklassen erworben haben, bleiben davon
jedoch unberGhrt.

Die Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit dem OGAW aufgelegt sind, sowie die in
Zusammenhang mit den Anteilen des OGAW entstehenden GebUhren und VergUtun-
gen sind in Anhang A "OGAW im Uberblick" genannt. Weitere Informationen zu den
Anteilsklassen sind der Ziffer 7.2 zu entnehmen.

Bisherige Wertentwicklung des OGAW

Die bisherige Wertentwicklung des OGAW bzw. seiner Anteilsklassen ist auf der Inter-
netseite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li oder im
PRIIP-KID aufgefihrt. Die bisherige Wertentwicklung eines Anteils ist keine Garantie for
die laufende und zukUnftige Performance. Der Wert eines Anteils kann jederzeit stei-
gen oder fallen.

Organisation

Sitzstaat / Zustandige Aufsichtsbehorde

Liechtenstein / Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA); www.fma-li.li.

Rechtsverhaltnisse

Die Rechtsverhdlinisse zwischen den Anlegern und der Verwaltungsgesellschaft rich-
fen sich nach dem Gesetz vom 28. Juni 2011 Uber bestimmte Organismen fir ge-
meinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und der Verordnung vom 5. Juli 2011
Uber bestimmte Organismen fUr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSV) und,
soweit dort keine Regelungen geftroffen sind, nach den Bestimmungen des Personen-
und Gesellschaftsrechts (PGR) Gber die Treuhdnderschaft.
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4.3

Verwaltungsgesellschaft

IFM Independent Fund Management Aktiengesellschaft (im Folgenden: Verwaltungs-
gesellschaft), Landstrasse 30, 9494 Schaan, Handelsregister-Nummer FL-0001-532-594-8.

Die IFM Independent Fund Management AG wurde am 29. Oktober 1996 in Form ei-
ner Aktiengesellschaft fur eine unbeschrankte Dauer gegrindet. Die Regierung hat
der Verwaltungsgesellschaft am 26. November 1996 die Bewilligung zur Aufnahme der
Geschdaftstatigkeit erteilt. Die Verwaltungsgesellschaft hat ihren Sitz und Hauptverwal-
tung in Schaan, Furstentum Liechtenstein. Die Verwaltungsgesellschaft ist gemdss Ka-
pitel lll des Gesetzes vom 28. Juni 2011 Uber Organismen fir gemeinsame Anlagen
von der liechtensteinischen Aufsichtsbehodrde zugelassen und auf der offiziellen Liste
der liechtensteinischen Verwaltungsgesellschaften eingetragen.

Das Aktienkapital der Verwaltungsgesellschaft betragt 1 Million Schweizer Franken und
ist zu 100% einbezahlt.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den OGAW fir Rechnung und im ausschliess-
lichen Interesse der Anleger nach dem Grundsatz der Risikostreuung und gemdss den
Bestimmungen des Treuhandvertrages und des Anhangs A ,,OGAW im Uberblick".

Die Verwaltungsgesellschaft ist mit den weitestgehenden Rechten ausgestattet, um in
ihrem Namen fUr Rechnung der Anleger alle administrativen und verwaltungsmdssi-
gen Handlungen durchzufUhren. Sie ist insbesondere berechtigt, Wertpapiere und an-
dere Werte zu kaufen, zu verkaufen, zu zeichnen und zu tauschen sowie sdmtliche
Rechte auszulben, die Vermdgenswerte des OGAW betreffen.

Eine Ubersicht sémtlicher von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAWs befin-
det sich auf der Internetseite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter
www.lafv.li.

4.3.1 Verwaltungsrat

Prasident: Heimo Quaderer, Managing Partner der Principal Vermo-
gensverwaltung AG, Schaan

Mitglieder: S.K.K.H. Simeon von Habsburg, Erzherzog von Osterreich,
Managing Partner der Principal Vermdgensverwaltung AG,
Schaan

Hugo Quaderer, unabhdngiger Verwaltungsrat der IFM In-
dependent Fund Management AG, Schaan

4.3.2 Geschdftsleitung
Vorsitzender: Luis Ott, Geschdaftsfuhrer
Mitglieder: Alexander Wymann, stv. GeschaftsfOhrer
Michael Oehry

Ramon Schafer
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4.4

4.5

4.6

4.7

Asset Manager

Als Asset Manager fur den OGAW fungiert die GN Invest AG, Landstrasse 104, FL-9490
Vaduz.

Die GN Invest AG konzentriert sich auf die Anlage- und Vermdgensverwaltung fUr insti-
tutionelle und private Kunden und wird durch die Finanzmarktaufsicht Liechtenstein
(FMA) prudenziell beaufsichtigt.

Aufgabe des Asset Managers ist insbesondere die eigenstdndige tagliche Umsefzung
der Anlagepolitik und die FUhrung der Tagesgeschafte des OGAW sowie anderer da-
mit verbundenen Dienstleistungen unter der Aufsicht, Kontrolle und Verantwortung der
Verwaltungsgesellschaft. Die Erflllung dieser Aufgaben erfolgt unter Beachtung der
Grundsatze der Anlagepolitik und der Anlagebeschrénkungen des OGAW, wie sie in
diesem Prospekt beschrieben sind, sowie der gesetzlichen Anlagebeschrinkungen.

Der Asset Manager hat das Recht, sich auf eigene Kosten und Verantwortung von
Dritten, insbesondere von verschiedenen Anlageberatern, beraten zu lassen

Die genaue AusfUhrung des Auftrags regelt ein zwischen der Verwaltungsgesellschaft
und der die GN Invest AG, Landstrasse 104, FL-9490 Vaduz-abgeschlossener Vermo-
gensverwaltungsvertrag.

Anlageberater

Es wurde kein Anlageberater bestellt.

Vertriebsstelle

Als Vertriebstelle fir den OGAW fungiert die GN Invest AG, Landstrasse 104, FL-9490
Vaduz.

Die genaue AusfUhrung des Auftrags regelt ein zwischen der Verwaltungsgesellschaft
und der GN Invest AG abgeschlossener Vertriebsvertrag.

Verwahrstelle

Als Verwahrstelle fur den OGAW fungiert die VP Bank AG, Aeulestrasse 6, FL-9490
Vaduz.

Die Bank wurde am 6. April 1956 gegrindet. Sie betreibt schwergewichtig das Vermé-
gensverwaltungs- und Anlagegeschdaft fur private und institutionelle Kunden sowie im
Heimmarkt das Kreditgeschdaft. Sie verfugt Uber Tochtergesellschaften in der Schweiz,
Luxemburg, Singapur und auf den British Virgin Islands, eine Vermdgensverwaltungs-
gesellschaft in Hong Kong sowie Représentanzen in Moskau und Hong Kong. Die Ver-
wahrstelle fOhrt das Anteilsregister. Weitere Informationen zur Verwahrstelle (z.B. Jah-
resberichte, Broschuren, efc.) kbnnen direkt an ihrem Sitz oder online auf ihrer Web-
Seite www.vpbank.li bezogen werden.

Die Verwahrstelle verwahrt die verwahrfdhigen Finanzinstrumente fUr Rechnung des
OGAMW. Sie kann sie ganz oder teilweise anderen Banken, Finanzinstituten und aner-
kannten Clearinghdusern, welche die gesetzlichen Anforderungen erfullen, zur Ver-
wahrung anvertrauen.

Die Funktion der Verwahrstelle und deren Haftung richten sich nach dem UCITSG und
der entsprechenden Verordnung in der jeweils geltenden Fassung, dem Verwahrstel-
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lenvertrag, und den konstituierenden Dokumenten des OGAW. Sie handelt unabhdén-
gig von der Verwaltungsgesellschaft und ausschliesslich im Interesse der Anleger.

Das UCITSG sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung von OGAW vor.
Die Verwahrstelle verwahrt die verwahrfGhigen Finanzinstrumente auf gesonderten
Konten, die auf den Namen des OGAW oder der fir den OGAW handelnden Verwal-
tungsgesellschaft erdffnet wurden und Uberwacht, ob die Weisungen der Verwal-
tungsgesellschaft Uber die Vermdgensgegenstdnde den Vorschriften des UCITSG und
den konstituierenden Dokumenten entsprechen. FUr diese Zwecke Uberwacht die
Verwahrstelle insbesondere die Einhaltung der Anlagebeschrdnkungen und Verschul-
dungsgrenzen durch den OGAW.

Die Verwahrstelle fUhrt darGber hinaus im Auftrag der Verwaltungsgesellschaft das An-
teilsregister des OGAW.

Die Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach Art. 33 UCITSG. Die Verwahrstelle stellt

sicher, dass

& Verkauf, Ausgabe, RUcknahme, Auszahlung und Annullierung von Anteilen des
OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des UCITSG und den konstituierenden
Dokumenten erfolgen,

& die Bewertung der Anteile des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des
UCITSG und den konstituierenden Dokumenten erfolgt,

& bei Transaktionen mit Vermdgenswerten des OGAW der Gegenwert innerhallb der
Ublichen Fristen an den OGAW Uberwiesen wird,

& die Erfrdge des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen des UCITSG und den
konstituierenden Dokumenten verwendet werden;

& die Cashflows des OGAW ordnungsgemdss Uberwacht werden und insbesondere
zu gewdbhrleisten, dass sGmtliche bei der Zeichnung von Anteilen eines OGAW
von Anlegern oder im Namen von Anlegern geleistete Zahlungen eingegangen
sind und dass s&mtliche Gelder des OGAW nach Massgabe der Bestimmungen
des UCITSG und der konstituierenden Dokumente verbucht wurden.

Unterverwahrung
Die Verwahrstelle kann die Verwahraufgabe auf andere Unternehmen (Unterver-
wahrer) Ubertragen.

Die Verwahrung der fur Rechnung des OGAW gehaltenen Vermogensgegenstdnde
kann durch die auf der Web-Seite der VP Bank AG unter www.vpbank.com genann-
ten Unterverwahrer erfolgen.

Aus dieser Ubertragung ergeben sich keine Interessenkonflikte.

Die Verwabhrstelle unterzieht sich den Bestimmungen des liechtensteinischen FATCA-
Abkommens sowie den entsprechenden AusfUGhrungsvorschriftfen im liechtensteini-
schen FATCA-Gesetz.

Informationen Uber die Verwabhrstelle

Die Anleger des OGAW haben jederzeit die Moglichkeit persdnlich bei der Verwahr-
stelle kostenlos Informationen auf dem neuesten Stand Uber die Aufgaben und Pflich-
ten der Verwahrstelle, die Unterverwahrer, die mdglichen Interessenskonflikte im Zu-
sammenhang mit der Tatigkeit der Verwahrer und der Unterverwahrer sowie Informa-
tionen Uber den OGAW unter den oben erwdhnten Kontaktdaten zu beantragen.

Die Verwabhrstelle unterzieht sich den Bestimmungen des liechtensteinischen FATCA-
Abkommens sowie den entsprechenden AusfUGhrungsvorschriften im liechtensteini-
schen FATCA-Gesetz.
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4.8

5.1

5.2

Wirtschaftsprifer des OGAW und der Verwaltungsgesellschaft
Ernst & Young AG, Schanzenstrasse 4a, CH-3008 Bern

Der OGAW und die Verwaltungsgesellschaft haben ihre Geschéftstatigkeit durch ei-
nen von ihnen unabhdngigen und von der FMA nach dem UCITSG anerkannten Wirt-
schaftsprufer jahrlich priGfen zu lassen.

Allgemeine Anlagegrundsatze und -beschrankungen

Das Vermdgen des OGAW wird unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung
im Sinne der Regeln des UCITSG und nach den in Artikel 28 des Treuhandvertrags so-
wie nach den im Anhang A ,OGAW im Uberblick* beschriebenen anlagepolitischen
Grundsatzen und innerhalb der Anlagebeschrdnkungen angelegt.

Ziel der Anlagepolitik

Das Ziel der Anlagepolitik des OGAW wird im Anhang A ,OGAW im Uberblick" be-
schrieben.

Anlagepolitik des OGAW

Die fondssperzifische Anlagepolitik wird fir den OGAW im Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick" beschrieben.

Die in Artikel 27 und 28 des Treuhandvertrags dargestellten allgemeinen Anlagegrund-
s@fze und Anlagebeschrdnkungen gelten fur den OGAW, sofern keine Abweichungen
oder Ergénzungen im Anhang A ,,O0GAW im Uberblick* enthalten sind.

5.2.1 ESG-Integration

Der OGAW sieht im Rahmen seines Anlageziels vor, dass der Asset Manager
Faktoren wie Umwelt, Soziales und gute UnternehmensfUhrung, sogenannte
ESG-Faktoren, in seiner Anlageanalyse, seinen Entscheidungsprozesse und der
Praxis der aktiven Ausubung der Aktiondrsrechte berUcksichtigt. Dabei werden
ebenfalls Nachhaltigkeitsrisiken berlcksichtigt, die in massgeblicher Weise er-
hebliche wesentliche negative Auswirkungen auf die Rendite einer Investition
des OGAW haben kénnen. Die vorgenannten ESG-Faktoren beziehen sich un-
ter anderem auf die folgenden Themen:
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Environmental -
Umwelt

Social -
Soziales

Corporate Governance -
Unternehmensfihrung

e Klimaschutz

e Anpassung an den Klima-
schutz

e Schutz der biologischen
Vielfalt

e Nachhaltige Nutzung
und Schutz von Wasser
und Meeresresourcen

e Ubergang zu einer Kreis-
laufwirtschaft, Abfallver-
meidung und Recycling

e Einhaltung anerkannter
arbeitsrechtlicher Stan-
dards (keine Kinder- und
Zwangsarbeit, keine Dis-
kriminierung)

e Einhaltung der Arbeiftssi-
cherheit und des Ge-
sundheitsschutzes

e Angemessene Entloh-
nung, faire Bedingungen
am Arbeitsplatz, Diversitat

Steuerehrlichkeit
Massnahmen zur Verhinde-
rung von Korruption
Nachhaltigkeitsmanage-
ment durch Geschdaftsleitung
Nachhaltige VergUtungspoli-
tik

Erméglichung von Whistle
Blowing

Gewdhrleistung des Daten-
schutzes

e Vermeidung und Ver-
minderung der Umweli-

sowie Aus- und Weiterbil- e Offenlegung von Informatio-
dungschancen (Chan- nen

verschmutzung cengleichheit) e Anfi-Geldwd&sche

¢ Schutz gesunder Okosys- o Gewdhrleistung einer e Risiko- und Reputationsma-
feme ausreichenden Produkfsi- nagement

e Nachhaltige Landnut- cherheit, einschliesslich
zung Gesundheitsschutz

e Gleiche Anforderungen
an Unternehmn in der Lie-
ferkette

e Gesellschaftliches Enga-
gement

Beriucksichtigung von Nachhhaltigkeitsrisiken

Unter Nachhaltigkeit versteht man 6kologische (Environment — E) und soziale
(Social = S) sowie gute UnternehmensfUhrung (Governance — G). Der OGAW
verfolgt dabei einen gesamthaften ESG-Ansatz, bei dem die nachhalfige Aus-
richtung des OGAW durch die BerUcksichtigung verschiedener Nachhaltig-
keitsfaktoren gewdhrleistet werden soll. Nachhaltigkeitsfaktoren sind dabei un-
ter anderem Arbeitnenhmer-, Sozial- und Umweltbelange, die Einhaltung der
Menschenrechte und die Bekdmpfung von Korruption und Bestechung.

Die wesentlichen Nachhaltigkeitsrisiken werden vom Asset Manager analysiert
und erweitern damit die klassische Fundamentalanalyse um finanziell relevante
Nachhaltigkeitsrisken. Die Analyse der Nachhaltigkeitsrisiken erfolgt auf Basis
von oOffentlich verfugbaren Informationen der Emittenten (z.B. Geschdafts- und
Nachhaltigkeitsberichte) oder einem internen Research sowie unter Verwen-
dung von Daten und ESG-Ratings von Research- bzw. Ratingagenturen.

Nachhaltigkeitsrisiken kbnnen auf alle bekannten Risikoarten (Marktrisiko, Liqui-
ditatsrisiko, Kontrahentenrisiko und operationelles Risiko) erheblich einwirken
und als Faktor zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. Unternehmen, in
die investiert wird, kdnnen physischen Risiken des Klimawandels unterliegen
wie. z.B. einer zunehmenden H&ufung und Intensitdt von akuten Extremwetter-
ereignissen (z.B. Hitzewellen, Stirme, Uberschwemmungen) und l&ngerfristigen
chronischen Anderungen von Mittelwerten und Schwankungsbreiten verschie-
dener Klimavariablen (z.B. Temperatur, Niederschlagsmengen, Meeresspiegel).
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6.1

5.2.3 Auswirkung auf die Rendite

Die BerUcksichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren kann langfristig einen we-
sentlichen Einfluss auf die Wertentwicklung einer Investition haben. Sind Emit-
tenten mit mangelhaften Nachhaltigkeitsstandards beinhaltet, kdnnten diese
anfdllig fur Ereignis-, Reputations-, Regulierungs-, Klage- und Technologierisiken
sein. Diese Risiken im Bereich Nachhaltigkeit kdnnen unter anderem Auswir-
kungen auf das operative Geschdaft, auf den Marken- bzw. Unternehmenswert
und auf das Fortbestehen der Unternehmung oder der Investition haben. Be-
finden sihc siolche Titel in der Allokation, kann das Eintreten dieser zu einer ne-
gativen Bewertung dieser Investion fUhren, die wiederum Auswirkungen auf die
Rendite des OGAW haben kann.

Rechnungs-/Referenzwahrung des OGAW

Die Rechnungswdhrung des OGAW sowie die Referenzwdhrung pro Anteilsklasse wer-
denim Anhang A ,,OGAW im Uberblick" genannt.

Bei der Rechnungswdhrung handelt es sich um die Wahrung, in der die BuchfUhrung
des OGAW erfolgt. Bei der Referenzwdhrung handelt es sich um die Wahrung, in der
die Performance und der Nettoinventarwert der Anteilsklassen berechnet werden. Die
Anlagen erfolgen in den Wahrungen, welche sich fur die Wertentwicklung des OGAW
optimal eignen.

Profil des typischen Anlegers

Das Profil des typischen Anlegers des OGAW ist im Anhang A ,,OGAW im Uberblick*
beschrieben.

Anlagevorschriften

Zugelassene Anlagen

Der OGAW darf die Vermdgensgegensténde fUr Rechnung seiner Anleger ausschlies-
slich in einen oder mehrere der folgenden Vermbégensgegenstdnde anlegen:

6.1.1 Wertpapiere und Geldmarktinstrumente:

a) die an einem geregelten Markt im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21der Richt-
linie 2014/65/EU noftiert oder gehandelt werden;

b) die an einem anderen geregelten Markt eines EWR-Mitgliedstaats, der an-
erkannt, fUr das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungs-
gemadass ist, gehandelt werden;

c) die an einer Wertpapierborse eines Drittstaates amtlich notiert oder an ei-
nem anderen Markt eines europdischen, amerikanischen, asiatischen, af-
rikanischen oder ozeanischen Land gehandelt werden, der anerkannt, fOr
das Publikum offen und dessen Funkfionsweise ordnungsgemdass ist.

6.1.2 Wertpapiere aus Neuemissionen, sofern:

a) die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung
zur amtlichen Notierung bzw. zum Handel an einer der unter Ziffer 6.1.1 q)
bis c) erwGhnten Wertpapierbdrsen bzw. an einem dort erwdhnten ge-
regelten Markt beantragt wurde und
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6.2

6.1.5

6.1.6

6.1.7

b) diese Zulassung spdatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission er-
langt wird.

Anteile von OGAW und anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organis-
men fir gemeinsame Anlagen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziffer 17 UCITSG, so-
fern diese nach ihren konstfituierenden Dokumenten hdchstens 10% ihres Ver-
mogens in Anteile eines anderen OGAW oder vergleichbarer Organismen fUr
gemeinsame Anlagen anlegen durfen;

Sichteinlagen oder kindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hdchstens zwolf
Monaten bei Kreditinstituten, die ihren Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder ei-
nem Drittstaat haben, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts gleichwertig
ist;

Derivate, deren Basiswert Anlagegegensténde im Sinne von Art. 51 UCITSG
oder Finanzindizes, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen sind. Im Fall von
Geschdaften mit OTC-Derivaten mUssen die Gegenparteien beaufsichtigte Insti-
tute einer von der FMA zugelassenen Kategorie sein und die OTC-Derivate ei-
ner zuverl@ssigen und Uberprifbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen
und jederzeit auf Initiative des OGAW zum angemessenen Zeitwert verdussert,
liguidiert oder durch ein Gegengeschaft glattgestellt werden kénnen;

Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt wer-
den, sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente Vorschriften Gber
den Einlagen- und den Anlegerschutz unterliegt, vorausgesetzt, sie werden:

a) von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Koérperschaft oder
der Zentralbank eines EWR-Mitgliedstaats, der Europdischen Zentralbank,
der Gemeinschaft oder der Europdischen Investitionsbank, einem Dritt-
staat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der Fodera-
fion oder von einer internationalen Einrichtung 6ffentlich-rechitlichen Cha-
rakters, der mindestens ein EWR-Mitgliedstaat angehdrt, ausgegeben oder
garantiert;

b) von einem Unternehmen ausgegeben, dessen Wertpapiere auf den unter
Bst. a bezeichneten geregelten Markten gehandelt werden;

c) von einem Institut, das gemdss den im EWR-Recht festgelegten Kriterien
einer Aufsicht unterstellt ist oder einem Institut ausgegeben oder garan-
fiert, dessen Aufsichtsrecht dem EWR-Recht gleichwertig ist und das dieses
Recht einhdlt; oder

d) von einem Emittenten ausgegeben, der einer von der FMA zugelassenen
Kategorie angehért, sofern fUr Anlagen in diesen Instrumenten den Buch-
staben a bis ¢ gleichwertige Anlegerschutzvorschriften gelten und der
Emittent entweder ein Unternehmen mit einem Eigenkapital in Hohe von
mindestens 10 Millionen Euro ist und seinen Jahresabschluss nach den Vor-
schriften der Richtlinie 78/660/EWG, in Liechtenstein umgesetzt durch PGR
erstellt und verdffentlicht, oder ein gruppenzugehodriger Rechtstrager ist,
der fUr die Finanzierung der Unternehmensgruppe mit zumindest einer bor-
sennotierten Gesellschaft zustdndig ist oder ein Rechistrager ist, der die
wertpapiermdssige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung ei-
ner von einer Bank einger&umten Kreditlinie finanzieren soll.

Die Verwaltungsgesellschaft darf daneben flUssige Mittel halten.

Nicht zugelassene Anlagen

Die Verwaltungsgesellschaft darf nicht:

6.2.1

mehr als 10% des Vermdgens des OGAW in andere als die in Ziffer 6.1 genann-
ten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente anlegen;
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6.3

6.2.2

6.2.3

Edelmetalle oder Zertifikate Gber Edelmetalle erwerben;

noch ungedeckte Leerverkaufe tatigen.

Anlagegrenzen

A.

6.3.1

6.3.2

6.3.3

6.3.4

6.3.5

6.3.6

6.3.7

FUur den OGAW sind folgende Anlagegrenzen einzuhalten:

Der OGAW darf héchstens 5% seines Vermogens in Wertpapieren oder Geld-
marktinstrumenten desselben Emittenten und hochstens 20% seines Vermdgens
in Einlagen desselben Emittenten anlegen.

Das Ausfallrisiko aus Geschaften des OGAW mit OTC-Derivaten mit einem Kre-
ditinstitut als Gegenpartei, das seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder ei-
nem Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts gleichwertig ist,
darf 10% des Vermogens des OGAW nicht Uberschreiten; bei anderen Ge-
genparteien betragt das maximale Ausfallrisiko 5% des Vermdgens.

Sofern der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Emit-
tenten, bei denen der OGAW jeweils mehr als 5% seines Vermdgens anlegt,
40% seines Vermdgens nicht Uberschreitet, ist die in Ziffer 6.3.1 genannte Emit-
tentengrenze von 5% auf 10% angehoben. Die Begrenzung auf 40% findet kei-
ne Anwendung fUr Einlagen oder auf Geschdafte mit OTC-Derivaten mit be-
aufsichtigten Finanzinstituten. Bei Inanspruchnahme der Anhebung werden die
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente nach Ziffer 6.3.5 und die Schuldver-
schreibungen nach Ziffer 6.3.6 nicht berUcksichtigt.

Ungeachtet der Einzelobergrenzen nach Ziffer 6.3.1 und 6.3.2 darf ein OGAW
folgendes nicht kombinieren, wenn dies zu einer Anlage von mehr als 20% sei-
nes Vermdgens bei ein und derselben Einrichtung fuhren wirde:

a) von dieser Einrichtung ausgegebene Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente;

b) Einlagen bei dieser Einrichtung;

c) von dieser Einrichtung erworbene OTC-Derivate.

Sofern die Wertpapiere oder Geldmarktfinstrumente von einem EWR-Mitglied-
staat oder seinen Gebietskdrperschaften, von einem Drittstaat oder von einer
internationalen Einrichtung offentlich-rechitlichen Charakters, der mindestens
ein EWR-Mitgliedstaat angehort, ausgegeben oder garantiert werden, ist die in
Ziffer 6.3.1 genannte Obergrenze von 5% auf hdchstens 35% angehoben.

Sofern Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem EWR-
Mitgliedstaat ausgegeben werden, das aufgrund gesetzlicher Vorschriffen zum
Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen o&ffent-
lichen Aufsicht unterliegt und insbesondere die Ertréige aus der Emission dieser
Schuldverschreibungen in Vermdgenswerte anzulegen hat, die wdhrend der
gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich daraus ergebenden
Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig fUr die beim Ausfall des
Emittenten fallig werdende RUckzahlung des Kapitals und der Zinsen bestimmt
sind, ist fUr solche Schuldverschreibungen die in Ziffer 6.3.1 genannte Ober-
grenze von 5% auf hdchstens 25% angehoben. In diesem Fall darf der Gesamt-
wert der Anlagen 80% des Vermdgens des OGAW nicht Uberschreiten.

Die in Ziffer 6.3.1 bis 6.3.6 genannten Grenzen durfen nicht kumuliert werden.
Die maximale Emittentengrenze betragt 35% des Vermdgens des OGAW.
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6.3.8

6.3.9

6.3.10

6.3.11

6.3.12

6.3.13

6.3.14

Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe gelten fur die Berechnung der
in Ziffer 6.3 vorgesehenen Anlagegrenzen als ein einziger Emittent. Fir Anlagen
in Wertpapieren und Geldmarktinsfrumenten derselben Unternehmensgruppe
ist die Emittentengrenze auf zusammen 20% des Vermdgens des OGAW ange-
hoben.

Der OGAW darf héchstens 10% seines Vermdgens in Anteilen an anderen
OGAWSs oder an anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir
gemeinsame Anlagen anlegen.

Machen die Anlagen in Ziff. 6.3.9 einen wesentlichen Teil des Vermdgens des
OGAW aus muss der fondsspezifische Anhang Uber die maximale Héhe und
der Jahresbericht Gber den maximalen Anteil der Verwaltungsgebuhren infor-
mieren, die vom OGAW selbst und von den Organismen fUir gemeinsame An-
lagen nach Ziff. 6.3.9, deren Anteile erworben wurden, zu tfragen sind.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft
des OGAW oder von einer Gesellschaft verwaltet, mit der die Verwaltungs-
gesellschaft des OGAW durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle oder
qualifizierte Beteiligung verbunden ist, dirfen weder die Verwaltungsge-
sellschaft des OGAW noch die andere Gesellschaft fUr die Anteilsausgabe
oder -rucknahme an den oder von dem OGAW GebuUhren berechnen.

Eine Verwaltungsgesellschaft erwirbt fir keine von ihr verwalteten OGAW
Stimmrechtsaktien desselben Emittenten, mit denen sie einen nennenswerten
Einfluss auf die GeschdaftsfUhrung des Emittenten ausiben kann. Ein nennens-
werter Einfluss wird ab 10% der Stimmrechte des Emittenten vermutet. Gilt in ei-
nem anderen EWR-Mitgliedstaat eine niedrigere Grenze fUr den Erwerb von
Stimmrechtsaktien desselben Emittenten, ist diese Grenze fUr die Verwaltungs-
gesellschaft massgebend, wenn sie fur einen OGAW Aktien eines Emittenten
mit Sitz in diesem EWR-Mitgliedstaat erwirbft.

Der OGAW darf Finanzinstrumente desselben Emittenten in einem Umfang von

hoéchstens:

a) 10% des Grundkapitals des Emittenten erworben werden, soweit stimm-
rechtslose Aktien betroffen sind;

b) 10% des Gesamitnennbetrags der in Umlauf befindlichen Schuldverschrei-
bungen oder Geldmarktfinsfrumente des Emittenten erworben werden,
soweit Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstrumente betroffen sind.
Diese Grenze braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Ge-
samtnennbetrag zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln 1&sst;

c) 25% der Anteile desselben Organismus erworben werden, soweit Anteile
von anderen OGAW oder von mit einem OGAW vergleichbaren Organis-
men fir gemeinsame Anlagen beftroffen sind. Diese bestimmte Grenze
braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Netftobetrag zum
Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln 1&sst.

Ziffer 6.3.12 und 6.3.13 sind nicht anzuwenden:

a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem staatlichen
Emittenten ausgegelben oder garantiert werden;

b) auf Aktien, die der OGAW an dem Kapital einer Gesellschaft eines Dritt-
staates besitzt, die ihr Vermdgen im Wesentlichen in Wertpapieren von
Emittenten anlegt, die in diesem Drittstaat ansdssig sind, wenn eine der-
artige Beteiligung fur den OGAW aufgrund der Rechtsvorschriffen dieses
Drittstaates die einzige Mdglichkeit darstellt, Anlagen in Wertpapieren von
Emittenten dieses Landes zu tatigen. Dabei sind die Voraussetzungen des
UCITSG zu beachten;
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6.4

6.3.15

6.3.16

6.3.17

6.3.18

c) auf von Verwaltungsgesellschaften gehaltene Aktien am Kapital ihrer
Tochtergesellschaften, die im Niederlassungsstaat ausschliesslich fur die
Verwaltungsgesellschaft den Rickkauf von Aktien auf Wunsch der Anleger
organisieren.

Zusatzlich zu den aufgefUhrten Beschrdnkungen gemass Ziffer 6.3.1 — 6.3.14 sind
alifalige weitere Beschrankungen in Anhang A ,,OGAW im Uberblick® zu be-
achten.

Von den Anlagegrenzen darf in den folgenden Fallen abge-
wichen werden:

Der OGAW muss die Anlagegrenzen bei der AusUbung von zu seinem Ver-
mogen zahlenden Bezugsrechten aus Wertpapieren oder Geldmarktinstrumen-
ten nicht einhalten, jedoch innerhalb angemessener Frist korrigieren.

Bei Verletzung der Anlagegrenzen hat die Verwaltungsgesellschaft als vorran-
giges Ziel die Normalisierung dieser Lage unter Berucksichtigung der Inferessen
der Anleger herbeizufGhren.

Der OGAW darf binnen der ersten sechs Monate nach ihrer Liberierung von
den Anlagegrenzen nach dieses Kapitels ,,Algemeine Anlagegrundsdtze und —
beschrdnkungen" abweichen. Die Ziffern 6.1 und 6.2 bleiben von dieser Aus-
nahme unberdhrt und sind jederzeit einzuhalten. Dem Gebot der Risikostreu-
ung ist weiterhin Folge zu leisten.

Aktive Anlagegrenzverstosse:
Ein eingetretener Schaden, welcher aufgrund einer aktiven Verletzung der An-

lagegrenzen/Anlagevorschriften entstanden ist, muss gemdass jeweils den gul-
tigen Wohlverhaltensregeln dem OGAW unverziglich ersetzt werden.

Begrenzung der Kreditaufnahme sowie Verbot der Kreditgewdhrung
und Burgschaft

6.4.1

6.4.2

6.4.3

6.4.4

Das Vermogen des OGAW darf nicht verpfédndet oder sonst belastet werden,
zur Sicherung Ubereignet oder zur Sicherung abgetreten werden, es sei denn,
es handelt sich um Kreditaufnahmen im Sinne der nachstehenden Ziffer 6.4.2
oder um Sicherheitsleistungen im Rahmen der Abwicklung von Geschaften mit
Finanzinstrumenten.

Die Kreditaufnahme durch den OGAW ist auf vorUbergehende Kredite be-
grenzt, bei denen die Kreditaufnahme 10% des Vermdgens des OGAW nicht
Uberschreitet; die Grenze gilt nicht fUr den Erwerb von Fremdwdahrungen durch
ein "Back-to-back-Darlehen”.

Ein OGAW darf weder Kredite gewdhren noch Dritten als BlUrge einstehen.
Gegen diese Verbote verstossende Abreden binden weder den OGAW noch
die Anleger.

Ziffer 6.4.3 steht dem Erwerb von noch nicht voll eingezahlten Finanzinstru-
menten nicht entgegen.

Der Prospekt: Anlagevorschriffen

N
o




6.5

Derivateinsatz, Techniken und Instrumente

Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des Vermo-
gens des OGAW nicht Uberschreiten. Die Verwaltungsgesellschaft darf als Teil der An-
lagestrategie innerhalb der in Art. 53 UCITSG festgelegten Grenzen Anlagen in De-
rivaten tatigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen des Art. 54
UCITSG nicht Uberschreitet. Bei der Berechnung dieses Risikos werden der Marktwert
der Basiswerte, das Ausfallrisiko, kUnftige Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist
der Positionen berUcksichtigt.

Sofern dem Schutz der Anleger und &ffentlichen Interesse nichts entgegen stehen,
sind Anlagen des OGAW in indexbasierten Derivaten in Bezug auf die Obergrenzen
des Art. 54 UCITSG nicht zu berUGcksichtigen.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss
es hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften von Art. 54 UCITSG mit berUcksichtigt
werden.

Der OGAW darf mit Genehmigung der FMA zur effizienten Verwaltung der Portfolios
unter Einhaltung der Bestimmungen des UCITSG Techniken und Instrumente einsetzen,
die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben. Diese Transakti-
onen mussen bei der Bestimmung des Gesamtrisikos mitberUcksichtigt werden.

6.5.1 Risikomanagementverfahren

Die Verwaltungsgesellschaft verwendet ein Basismodell zur Berechnung der Ri-
siken aus den Anlageinstrumenten, insbesondere in Bezug auf derivative Fi-
nanzinstrumente, und verwendet hierbei allgemein anerkannte Berechnungs-
methoden. Sie hat sicherzustellen, dass zu keinem Zeitpunkt das Risiko aus deri-
vativen Finanzinstrumenten den Gesamtwert des Portfolios Ubersteigt und ins-
besondere keine Positionen eingegangen werden, die ein fir das Vermogen
unlimitiertes Risiko darstellen. Bei der Bemessung des Gesamirisikos mUssen so-
wohl sein Ausfallrisiko als auch die mit derivativen Finanzinstrumenten erzielte
Hebelwirkung berUcksichtigh werden. Kombinationen aus derivativen Finanz-
instrumenten und Wertpapieren mUssen diese Vorschriften ebenfalls zu jedem
Zeitpunkt erfUllen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann sich fur den OGAW insbesondere folgender
derivativen Finanzinstrumente, Techniken und Instrumente bedienen:

6.5.2 Derivative Finanzinstrumente
Die Verwaltungsgesellschaft darf fur die OGAW Derivatgeschdfte zum Zwecke
der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung, die Erzielung von Zusatzer-
frégen und als Teil der Anlagestrategie tatigen. Dadurch kann sich das Verlust-
risiko des OGAW zumindest zeitweise erhdhen.

Das mit derivativen Finanzinstrumenten verbundene Risiko darf 100% des Net-
tofondsvermdgens nicht Uberschreiten. Dabei darf das Gesamtrisiko 200% des
jeweiligen Nettofondsvermogens nicht Uberschreiten. Bei einer gemdss UCITSG
zuld@ssigen Kreditaufnahme (Ziffer 6.4.2) darf das Gesamtrisiko insgesamt 210%
des jeweiligen Nettofondsvermdgens nicht Ubersteigen.

Die Verwaltungsgesellschaft wendet den Modified Commitment Ansatz als Ri-
sikomanagementverfahren an.

Die Verwaltungsgesellschaft darf ausschliesslich die folgenden Grundformen
von Derivaten oder Kombinationen aus diesen Derivaten oder Kombinationen
aus anderen Vermogensgegenstdnden, die fir den OGAW erworben werden
dUrfen, mit diesen Derivaten in den jeweiligen OGAW einsetzen:
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6.5.2.1 Terminkontrakte auf Wertpapiere, Geldmarkfinstrumente, Finanzindi-
zes im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssdtze,
Wechselkurse oder Wahrungen;

6.5.2.2 Opftionen oder Optionsscheine auf Wertpapiere, Geldmarkfinstrumen-

te, Finanzindizes im Sinne des Artfikels 9 Absatz 1 der Richtlinie

2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder W&hrungen und auf Termin-

kontrakte nach Ziffer 6.5.2.1, wenn

¢ eine AusUbung entweder wdhrend der gesamten Laufzeit oder
zum Ende der Laufzeit mdglich ist und

¢ der Optionswert ein Bruchteil oder ein Vielfaches der Differenz
zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswertes ist und null
wird, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat;

6.5.2.3 Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

6.5.2.4 Optionen auf Swaps nach Ziffer 6.5.2.3, sofern sie die unter Ziffer 6.5.2.2
beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

6.5.2.5 Credit Default Swaps, sofern sie ausschliesslich und nachvollziehbar
der Absicherung des Kreditrisikos von genau zuordenbaren Vermo-
gensgegenstanden des OGAW dienen.

Die vorstehenden Finanzinstrumente kdnnen selbststdndiger Vermdgensge-
genstand sein, aber auch Bestandteil von Vermdgensgegenstinden.

Terminkontrakte

Die Verwaltungsgesellschaft darf fiur Rechnung des OGAW im Rahmen der An-
lagegrundsdtze Terminkontrakte auf fir den OGAW erwerbbare Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindizes im Sinne des Artikels 9 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2007/16/EG, ZinssGtze, Wechselkurse oder Wahrungen ab-
schliessen. Terminkontrakte sind fUr beide Vertragspartner unbedingt verpflich-
tende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Fdlligkeitsdatum,
oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes eine bestimmte Menge eines be-
stfimmten Basiswertes zu einem im Voraus bestimmten Preis zu kaufen bzw. zu
verkaufen.

Optionsgeschafte

Die Verwaltungsgesellschaft darf fur Rechnung des OGAW im Rahmen der An-
lagegrundsdtze Kaufoptionen und Verkaufsoptionen auf Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindizes im Sinne des Artikels 9 Absatz 1
der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen kaufen und
verkaufen sowie mit Optionsscheinen handeln. Optionsgeschafte beinhalten,
dass einem Dritten gegen Entgelt (Opfionsprédmie) das Recht eingerdumt wird,
wdahrend einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu
einem von vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die Lieferung oder die Ab-
nahme von Vermoégensgegensténden oder die Zahlung eines Differenzbetrags
zu verlangen oder auch entsprechende Opftionsrechte zu erwerben. Die Opti-
onen oder Optionsscheine mUssen eine AusUbung wdhrend der gesamten
Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit vorsehen. Zudem muss der Optionswert
zum AusUbungszeitpunkt ein Bruchteil oder ein Vielfaches der Differenz zwi-
schen Basispreis und Marktpreis des Basiswertes darstellen und null werden,
wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat.

Swaps

Die Verwaltungsgesellschaft darf fr Rechnung des OGAW im Rahmen der An-
lagegrundsatze Zinsswaps, Wahrungsswaps und Zins-Wahrungsswaps abschlies-
sen. Swaps sind Tauschvertrdge, bei denen die dem Geschaft zugrunde lie-
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6.5.3

genden Zahlungsstrome oder Risiken zwischen den Verfragspartnern ausge-
fauscht werden.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. FUr Rechnung des OGAW dUrfen nur sol-
che Swaptions erworben werden, die sich aus den oben beschriebenen Opti-
onen und Swaps zusammensetzen. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die
Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten
Frist in einen hinsichtlich der Konditionen genau sperzifizierten Swap einzutreten.
Im Ubrigen gelten die im Zusammenhang mit Optionsgeschéften dargestellten
Grundséatze.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermdglichen, ein potenzielles
Kreditausfallvolumen auf andere zu Ubertragen. Im Gegenzug zur Ubernahme
des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkdufer des Risikos eine Prdmie an seinen
Vertragspartner. Die Verwaltungsgesellschaft darf fir den OGAW nur einfache,
standardisierte Credit Default Swaps erwerben, die zur Absicherung einzelner
Kreditrisiken im OGAW eingesetzt werden. Im Ubrigen gelten die AusfUhrungen
zZu Swaps entsprechend.

In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Verwaltungsgesellschaft kann die vorstehend beschriebenen Finanzinstru-
mente auch erwerben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei kdn-
nen die Geschdafte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur
teilweise in Wertpapieren enthalten sein (z.B. Optionsanleihen). Die Aussagen
zu Chancen und Risiken gelten fUr solche verbrieften Finanzinstrumente ent-
sprechend, jedoch mit der Massgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften Fi-
nanzinstrumenten auf den Wert des Wertpapiers beschrénkt ist.

OTC-Derivatgeschadafte

Die Verwaltungsgesellschaft darf sowohl Derivatgeschafte tatigen, die an ei-
ner Borse zum Handel zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt
einbezogen sind, als auch sogenannte Over-the-counter-(OTC)-Geschdfte.

Derivatgeschdafte, die nicht zum Handel an einer Borse zugelassen oder in ei-
nen anderen organisierften Markt einbezogen sind, darf die Verwaltungsge-
sellschaft nur mit geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinsti-
tuten auf der Basis standardisierter Rahmenvertrége tatigen. Bei ausserborslich
gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenrisiko bezUglich eines Vertrags-
partners auf 5% des Wertes des Vermdgens des OGAW beschrénkt. Ist der Ver-
fragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in der Europdischen Union, dem Euro-
pdischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat mit vergleichbarem Aufsicht-
sniveau, so darf das Konfrahentenrisiko bis zu 10% des Wertes des Vermogens
des OGAW betfragen. Ausserbdrslich gehandelte Derivatgeschafte, die mit ei-
ner zentralen Clearingstelle einer Borse oder eines anderen organisierten Mark-
tes als Vertragspartner abgeschlossen werden, werden auf die Kontrahenten-
grenzen nicht angerechnet, wenn die Derivate einer tdaglichen Bewertung zu
Marktkursen mit t&glichem Margin-Ausgleich unterliegen.

Anspriche des OGAW gegen einen Zwischenhdndler sind jedoch auf die
Grenzen anzurechnen, auch wenn das Derivat an einer Bérse oder an einem
anderen organisierten Markt gehandelt wird.

Wertpapierleihe (Securities Lending)
Der OGAW tatigt keine Wertpapierleihegeschafte.
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6.5.4

6.5.5

Pensionsgeschafte
Die Verwaltungsgesellschaft tatigt keine Pensionsgeschdafte.

Sicherheitenpolitik und Anlage von Sicherheiten

Allgemeines

Im Zusammenhang mit Geschdaften in OTC-Finanzderivaten und effizienten
Portfoliomanagement-Techniken kann die Verwaltungsgesellschaft im Namen
und fir Rechnung des OGAW Sicherheiten entgegennehmen, um ihr Gegen-
parteirisiko zu reduzieren. In diesem Abschnitt wird die von der Verwaltungsge-
sellschaft in diesen Fallen angewendete Sicherheitenpolitik dargelegt. Alle von
der Verwaltungsgesellschaft im Rahmen effizienter Portfoliomanagement-
Techniken (Wertpapierleine, Wertpapierpensionsgeschdéfte, umgekehrte Pen-
sionsgeschdéfte) im Namen und fUr Rechnung des OGAW entgegengenom-
menen Vermdgenswerte werden im Sinne dieses Abschnitts als Sicherheiten
behandelt.

Zulassige Sicherheiten sowie Strategien zu deren Diversifikation und Korrelation
Die Verwaltungsgesellschaft kann die von ihr entgegengenommenen Sicher-
heiten zur Reduzierung des Gegenparteirisikos verwenden, falls sie die in den
jeweils anwendbaren Gesetzen, Vorschriffen und von der FMA herausgege-
benen Richtlinien dargelegten Kriterien einhdlt, vor allem hinsichtlich Liquiditat,
Bewertung, Bonitdt des Emittenten, Korrelation, Risiken im Zusammenhang mit
der Verwaltung von Sicherheiten und Verwertbarkeit. Sicherheiten sollten vor
allem die folgenden Bedingungen erflllen:

Liquiditat

Jede nicht aus Barmitteln oder Sichteinlagen bestehende Sicherheit hat hoch
liguide zu einem ftransparenten Preis zu sein und hat auf einem geregelten
Markt oder innerhalb eines mulfilateralen Handelssystem gehandelt zu wer-
den. Zusatzlich sind Sicherheiten mit mit einem kurzen Abrechnungszyklus ge-
genUber Sicherheiten mit langem Abrechnungszyklus zu bevorzugen, da sie
schneller in Bargeld umgewandelt werden ké&nnen.

Bewertung

Der Wert der Sicherheiten muss zumindest borsentdglich berechnet werden
und hat immer aktuell zu sein. Die Unfdhigkeit der eigenstdndigen Bestimmung
des Werts gefdhrdet den OGAW. Dies gilt auch fUr *mark to model“-Bewertun-
gen und selten gehandelte Vermdgenswerte.

Bonitat

Der Emittent der Sicherheit weist eine hohe Bonitat auf. Liegt keine sehr hohe
Bonitat vor, sind Bewertungsabschldge (Haircuts) vorzunehmen. Im Falle starker
Volatilitdt des Wertes der Sicherheit ist diese nur dann zuldssig, wenn geeigne-
te konservative Haircuts zur Anwendung kommen.

Korrelation

Die Sicherheit ist nicht von der Gegenpartei oder von einem zum Konzern der
Gegenpartei gehdérenden Unternehmen ausgestellt, emittiert oder garantiert
und weist keine hohe Korrelation mit der Entwicklung der Gegenpartei auf. Die
Anleger werden jedoch darauf hingewiesen, dass in einem schwierigen Mark-
tumfeld die Korrelation zwischen unterschiedlichen Emittenten unabhdngig
von der Art des Wertpapiers erfahrungsgemdass massiv zunimmt.

Diversifikation der Sicherheiten

Die erhaltenen Sicherheiten sind in Bezug auf Staaten, Mdarkte sowie Emitten-
ten ausreichend diversifiziert. Das Kriterium ausreichender Diversifizierung im
Hinblick auf die Emittenten-Konzentration gilt als erfGllt, wenn der OGAW Si-
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cherheiten erhdlt, bei denen das maximale Engagement gegenuber einem
einzelnen Emittenten 20% des Netftoinventarwerts des OGAW nicht Ubersteigt.
Im Falle von Sicherheiten aus mehreren Wertpapierleihgeschaften, OTC-
Derivatgeschdaften und Pensionsgeschdaften, welche demselben Emittenten,
Aussteller oder Garantiegeber zuzurechnen sind, ist das Gesamtrisiko gegen-
Uber diesem Emittenten fUr die Berechnung der Gesamtrisikogrenze zusam-
menzurechnen. Abweichend von diesem Unterpunkt kdnnen OGAW vollstan-
dig durch verschiedene Wertpapiere und Geldmarktinstrumente besichert
werden, die von einem EWR-Mitgliedstaat, einer oder mehrerer seiner Gebiets-
kérperschaften, einem Drittstaat oder einer internationalen Einrichtung 6ffent-
lich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein EWR-Mitgliedstaat angehort,
begeben oder garantiert werden. Diese OGAW sollten Wertpapiere halten,
die im Rahmen von mindestens sechs verschiedenen Emissionen begeben
worden sind, wobei die Wertpapiere aus einer einzigen Emission 30% des Net-
toinventarwerts des OGAW nicht Uberschreiten sollten.

Ein OGAW kann von diesen Regelungen im Einklang mit den weiter oben unter
6.3.5 - 6.3.7 stehenden Vorschriffen abweichen.

Verwahrung und Verwertung

Sofern das Eigentum an den Ubertragenen Sicherheiten auf die Verwaltungs-
gesellschaft fir den OGAW Ubergegangen ist, sind die erhaltenen Sicherhei-
ten von der Verwahrstelle des OGAW zu verwahren. Andernfalls muss die Si-
cherheit von einem Drittverwahrer gehalten werden, welcher der prudentiel-
len Aufsicht untersteht und unabhé&ngig vom Dienstleister ist oder rechtlich ge-
gen den Ausfall der verbundenen Partei abgesichert ist.

Es muss sichergestellt werden, dass der OGAW die Sicherheit jederzeit unver-
zUglich ohne Bezugnahme oder Zustimmung der Gegenpartei verwerten kann.

Anlage der Sicherheiten

Sicherheiten, mit Ausnahme von Sichteinlagen (flussigen Mitteln), dirfen nicht

verkauft, reinvestiert oder verpféndet werden.

Sicherheiten, welche aus flissigen Mitteln (Sichteinlagen und kUndbare Einla-

gen) bestehen, sind ausschliesslich auf eine der folgenden Arten zu verwen-

den:

¢+ Anlage in Sichteinlagen gemass Art. 51 Abs. 1 Bst. d UCITSG mit einer Lauf-
zeit von hdéchstens zwdlf Monaten bei Kreditinstituten, welche ihren Sitz in ei-
nem EWR-Mitgliedstaat oder einem Drittstaat haben, dessen Aufsichtsrecht
dem des EWR gleichwertig ist;

¢+ von Staaten begebene Schuldverschreibungen mit hoher Bonitat;

¢+ Anlagen im Rahmen eines Pensionsgeschdaftes im Sinne von Art. 70 UCITSV,
sofern es sich bei der Gegenpartei des Pensionsgeschdafts um ein Kreditinsti-
tut handelt, welches seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem
Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR gleichwertig ist;

¢+ Anlagen in Geldmarkifonds mit kurzer Laufzeitstrukiur gemdss ESMA/
2014/937 Ziff. 43 Bst. |.

Die Wiederanlage von Sichteinlagen und kindbaren Einlagen hat den Best-
immungen hinsichtlich der Risikostreuung von unbaren Sicherheiten zu ent-
sprechen.

Zur Bewertung des Wertes von Sicherheiten, welche einem nicht vernachlds-
sigbaren Schwankungsrisiko ausgesetzt sind, muss der OGAW vorsichtige Kurs-
abschlagssétze anwenden. Die Verwaltungsgesellschaft hat for den OGAW
Uber eine Bewertungsabschlagspolitik (Haircut-Strategie) fUr jede als Sicherheit
erhaltene Vermogensart zu verfigen und die Eigenschaften der Vermdgens-
werte, wie insbesondere die KreditwUrdigkeit sowie die Preisvolatilitat der je-
weiligen Vermdgensgegenst@nde, sowie die Ergebnisse der durchgefUhrten
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Stresstests zu berucksichtigen. Die Bewertungsabschlagspolitik ist zu dokumen-
tieren und hat hinsichtlich der jeweiligen Arten der Vermégensgegensténde
jede Entscheidung, einen Bewertungsabschlag anzuwenden oder davon Ab-
stand zu nehmen, nachvollziehbar zu machen.

Hohe der Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft bestimmt die erforderliche Hohe der Sicherheiten
fir Geschdafte mit OTC-Derivaten und fir effiziente Portfoliomanagement-
Techniken durch Bezugnahme auf die laut Prospekt geltenden Limits fUr Ge-
genparteirisiken und unter BerUcksichtigung der Art und der Merkmale der
Transaktionen, der KreditwUrdigkeit und der Identitat der Gegenparteien sowie
der vorherrschenden Marktbedingungen.

Regeln fir Haircuts

Sicherheiten werden taglich anhand der verfugbaren Marktpreise und unter
BerUcksichtigung angemessen konservativer Abschldge (Haircuts) bewertet,
die die Verwaltungsgesellschaft fur jede Anlageklasse auf der Grundlage ihrer
Regeln fUr Haircuts bestimmt. Je nach Art der entfgegengenommenen Sicher-
heiten tragen diese Regeln diversen Faktoren Rechnung, wie beispielsweise
der KreditwiUrdigkeit des Emittenten, der Laufzeit, der Wahrung, der Preisvolati-
litat der Vermogenswerte und ggf. dem Ergebnis von Liquiditats-Stresstests, die
die Verwaltungsgesellschaft unter normalen und aussergewéhnlichen Liquidi-
tatsbedingungen durchgefuhrt hat. In der untenstehenden Tabelle sind die
Haircuts, die die Verwaltungsgesellschaft zum Tag dieses Prospekts fur ange-
messen halt, aufgefUhrt. Diese Werte kdnnen sich jeweils dndern.

Bewertungs-
Sicherungsinstrument multiplikator (%)
Kontoguthaben (in Referenzwdhrung des OGAW) 95
Kontoguthaben (nicht in Referenzwdhrung des OGAW) 85
Staatsanleihen [Schuldverschreibungen, die von den folgenden L&ndern
begeben oder ausdricklich garantiert wurden (beinhaltet beispielsweise
keine implizit garantierten Verbindlichkeiten): Osterreich, Belgien, Déne-
mark, Frankreich, Deutschland, die Niederlande, Schweden, das Vereinigte
Kdénigreich und die USA, sofern diese Lander jeweils ein Mindest-Rating von
AA-/Aa3 aufweisen und solche Schuldverschreibungen téglich zu Markt-
preisen bewertet werden kdnnen (mark fo market)]
Laufzeit < 1 Jahr 90
Laufzeit > 1 Jahr und Restlaufzeit < 5 Jahre 85
Laufzeit > 5 Jahre und Restlaufzeit < 10 Jahre 80
Unternehmenstitel (Schuldverschreibungen, die von einem Unternehmen
(mit Ausnahme von Finanzinstituten) begeben oder ausdricklich garan-
fiert wurden und (i) Uber ein Mindestrating von AA-/Aa3 verfigen, (i) mit
einer Restlaufzeit von maximal 10 Jahren ausgestattet sind und (iii) auf
eine OECD-Wd&hrung lauten)
Laufzeit < 1 Jahr 90
Laufzeit > 1 Jahr und Restlaufzeit < 5 Jahre 85
Laufzeit > 5 Jahre und Restlaufzeit < 10 Jahre 80

Der Prospekt: Anlagevorschriffen

N
()]



6.6

6.5.6

Total Return Swaps

Total Return Swaps durfen fur den OGAW getdatigt werden. Total Return Swaps
sind Derivate, bei denen samtliche Ertrdge und Wertschwankungen eines Ba-
siswerts gegen eine vereinbarte feste Zinszahlung getauscht werden. Ein Ver-
tragspartner, der Sicherungsnehmer, transferiert damit das gesamte Kredit-
und Markirisiko aus dem Basiswert auf den anderen Vertragspartner, den Si-
cherungsgeber. Im Gegenzug zahlt der Sicherungsnehmer eine Prédmie an den
Sicherungsgeber. Die Verwaltungsgesellschaft darf fir den OGAW Total Return
Swaps zu Absicherungszwecken und als Teil der Anlagestrategie tatigen.
Grundsdatzlich kédnnen alle fir den OGAW bzw. dessen Teilfonds erwerbbaren
Vermogensgegenstdnde Gegenstand von Total Return Swaps sein. Es durfen
bis zu 100 Prozent des Vermdgens des OGAW Gegenstand solcher Geschdafte
sein. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Einzelfall nicht mehr als 50
Prozent des Teilfondsvermdgens Gegenstand von Total Return Swaps sind. Dies
ist jedoch lediglich ein geschdatzter Wert, der im Einzelfall Uberschritten werden
kann. Die Erfrige aus Total Return Swaps fliessen — nach Abzug der Transakti-
onskosten — vollsténdig dem OGAW zu.

Die Vertragspartner fUr Total Return Swaps werden nach folgenden Kriterien
ausgewdahlt:

Preis des Finanzinstruments,

Kosten der AuftragsausfUhrung,

Geschwindigkeit der AusfUhrung,

Wahrscheinlichkeit der AusfUhrung bzw. Abwicklung,

Umfang und Art der Order,

Leitpunkt der Order,

Sonstige, die AusfUuhrung der Order beeinflussende Faktoren (u.a. Bonitat
des Konfrahenten)

Die Kriterien kdnnen in Abhdngigkeit von der Art des Handelsauftrags unter-
schiedlich gewichtet werden.

® S 6 O O oo

Anlagen in Anteile an anderen OGAW oder an anderen mit einem OGAW ver-
gleichbaren Organismen fir gemeinsame Anlagen

Der OGAW darf héchstens 10% seines Vermdgens in Antellen an anderen
OGAW oder an anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen for
gemeinsame Anlagen investieren. Diese anderen Organismen fUr gemeinsa-
me Anlagen durfen nach ihrem Prospekt bzw. ihren konstituierenden Doku-
menten hochstens bis zu 10% ihres Vermdgens in Anteilen eines anderen
OGAW oder eines anderen vergleichbaren Organismus fir gemeinsame An-
lagen investieren.

Die Anleger werden darauf aufmerksam gemacht, dass auf Stufe der in-
direkten Anlagen zusatzliche indirekte Kosten und GebuUhren anfallen sowie
Vergutungen und Honorare verrechnet werden, die jedoch direkt den einzel-
nen indirekten Anlagen belastet werden.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft
des OGAW oder von einer Gesellschaft verwaltet, mit der die Verwaltungs-
gesellschaft des OGAW durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle oder
qualifizierte Beteiligung verbunden ist, dUrfen weder die Verwaltungsge-
sellschaft des OGAW noch die andere Gesellschaft fir die Anteilsausgabe
oder -rucknahme an den oder von dem OGAW GebUhren berechnen.

Verwendung von Referenzwerten (,,Benchmarks*)

Im Einklang mit den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europdischen
Parlaments und des Rates Uber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrak-
ten als Referenzwert (,Benchmark®) oder zur Messung der Wertentwicklung eines Or-
ganismus fur gemeinsame Anlagen verwendet werden, kdnnen beaufsichtigte Unter-
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7.1

7.2

nehmen (wie OGAW-Verwaltungsgesellschaften und AIFM) Benchmarks im Sinne der
Referenzwerte-Verordnung (,Benchmark-Verordnung") in der EU verwenden, wenn
der Benchmark von einem Administrator bereitgestellt wird, der in dem Administrato-
ren- und Referenzwert-Verzeichnis eingetragen ist, das von der ESMA gemdss der
Benchmark-Verordnung gefUhrt wird (das ,,Verzeichnis").

Benchmarks kdnnen vom OGAW in den Basisinformationsbl&ttern (PRIIP-KID) und in all-
faligen Marketingunterlagen als Referenz fUr Vergleichszwecke eingesetzt werden,
um an ihnen die Wertentwicklung des OGAW zu messen. Der OGAW wird aktiv ver-
waltet und der Asset Manager kann somit frei entscheiden, in welche Wertpapiere er
investiert. Folglich kann die Wertentwicklung deutlich von jener der Benchmark ab-
weichen. Der Vergleichsindex wird, wenn er von der Verwaltungsgesellschaft bzw.
vom Asset Manager in ihrem Auftrag verwendet wird, im Anhang A ,OGAW im Uber-
blick" angegeben.

Der Vergleichsindex kann sich im Laufe der Zeit dndern. In diesem Fall wird der Pros-
pekt und der Anhang A ,,OGAW im Uberblick* der konstituierenden Dokumente bei
der ndchsten Gelegenheit aktualisiert und die Anleger werden per Mitteilung im Publi-
kationsorgan sowie in den im Prospekt genannten Medien oder mittels dauerhaften
Datentrégern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) informiert.

Zudem kann/kénnen der OGAW bei der Berechnung erfolgsabhdngiger GebUhren
Benchmarks verwenden. Detaillierte Angaben zur allfdlligen vom Anlageerfolg ab-
hangigen GebuUhr (Performance Fee) befinden sich in Ziffer 11.2 dieses Prospekts so-
wie im Anhang A ,,OGAW im Uberblick".

Die Verwaltungsgesellschaft Gbernimmt in Bezug auf einen Vergleichsindex keine Haf-
tung fUr die Qualitat, Richtigkeit oder Vollsténdigkeit der Daten des Vergleichsindex,
noch dafir, dass der jeweilige Vergleichsindex in Ubereinstimmung mit den beschrie-
benen Indexmethoden verwaltet wird.

Die Verwaltungsgesellschaft hat einen schriftfichen Plan mit Massnahmen erstellt, die
sie hinsichtlich des OGAW ergreifen wird, falls sich der Index erheblich dndert oder
nicht mehr bereitgestellt wird. Informationen in Bezug auf diesen Plan sind auf Anfrage
kostenlos am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft erhdltlich.

Risikohinweise

Fondsspezifische Risiken

Die Wertentwicklung der Anteile ist von der Anlagepolitik sowie von der Marktentwick-
lung der einzelnen Anlagen des OGAW abhdngig und kann nicht im Voraus festgelegt
werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Wert der Anteile
gegeniUber dem Ausgabepreis jederzeit steigen oder fallen kann. Es kann nicht ga-
rantiert werden, dass der Anleger sein investiertes Kapital zurickerhadit.

Die fondssperzifischen Risiken des OGAW befinden sich im Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick".

Allgemeine Risiken

Zusatzlich zu den fondsspezifischen Risiken kdnnen die Anlagen des OGAW allge-
meinen Risiken unterliegen.

Alle Anlagen in einen OGAW sind mit Risiken verbunden. Jedes Risiko kann auch zu-
sammen mit anderen Risiken auftreten. Auf einige dieser Risiken wird in diesem Ab-
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schnitt kurz eingegangen. Es gilt jedoch zu beachten, dass dies keine abschliessende
Auflistung aller moglichen Risiken ist.

Potenzielle Anleger sollten sich Uber die mit einer Anlage in die Anteile verbundenen
Risiken im Klaren sein und erst dann eine Anlageentscheidung treffen, wenn sie sich
von ihren Rechis-, Steuer- und Finanzberatern, Wirtschaftsprifern oder sonstigen Ex-
perten umfassend Uber die Eignung einer Anlage in Anteile dieses OGAW unter Be-
ricksichtigung ihrer personlichen Finanz- und Steuersituation und sonstiger Umstdnde,
die im vorliegenden Prospekt und Treuhandvertrag enthaltenen Informationen und die
Anlagepolitik des OGAW haben beraten lassen.

Markirisiko

Dieses ist ein allgemeines, mit allen Anlagen verbundenes Risiko, das darin besteht,
dass sich der Wert einer bestimmten Anlage mdglicherweise nachteilig auf den An-
teilswert des OGAW verdndert.

Kursrisiko

Es kdnnen Wertverluste der Anlagen, in die der OGAW investiert, auftreten. Hierbei
entwickelt sich der Marktwert der Anlagen nachteilig gegenUber dem Einstandspreis.
Ebenso sind Anlagen unterschiedlichen Kursschwankungen (Volatilitat) ausgesetzt. Im
Extremfall kann der vollstGndige Wertverlust der entsprechenden Anlagen drohen.

Konjunkturrisiko

Es handelt sich dabei um die Gefahr von Kursverlusten, die dadurch entstehen, dass
bei der Anlageentscheidung die Konjunkfurentwicklung nicht oder nicht zutreffend
berucksichtigt und dadurch Wertpapieranlagen zum falschen Zeitpunkt getatigt oder
Wertpapiere in einer ungunstigen Konjunkturphase gehalten werden.

Konzentrationsrisiko

Die Anlagepolitik kann Schwerpunkte vorsehen, was zu einer Konzentration der Anla-
gen z.B. in bestimmte Vermdgensgegenstande, Ladnder, Markte, oder Branchen, fUh-
ren kann. Dann ist der OGAW von der Entwicklung dieser Vermdgensgegenstdnde
Lander, Mérkte, oder Branchen besonders stark abhdngig.

Zinsanderungsrisiko

Soweit der OGAW in verzinsliche Wertpapiere investiert, ist es einem ZinsGnderungs-
risiko ausgesetzt. Steigt das Markizinsniveau, kann der Kurswert der zum Vermdgen
gehdrenden verzinslichen Wertpapiere erheblich sinken. Dies gilt in erhdhtem Masse,
soweit das Vermdgen auch verzinsliche Wertpapiere mit I&ingerer Restlaufzeit und nie-
drigerer Nominalverzinsung hdailt.

Wadhrungsrisiko

Halt der OGAW Vermdgenswerte, die auf Fremdwdhrung(en) lauten, so ist es (soweit
Fremdwdahrungspositionen nicht abgesichert werden) einem direkten Wahrungsrisiko
ausgesetzt. Sinkende Devisenkurse fUhren zu einer Wertminderung der Fremdwdah-
rungsanlagen. Neben den direkten bestehen auch indirekte Wahrungsrisiken. Interna-
tional tatige Unternehmen sind mehr oder weniger stark von der Wechselkursentwick-
lung abhdngig, was sich indirekt auch auf die Kursentwicklung von Anlagen auswirken
kann.

Geldwertrisiko
Die Inflation kann den Wert der Anlagen des Vermdgens mindern. Die Kaufkraft des in-
vestierten Kapitals sinkt, wenn die Inflationsrate héher ist als der Erfrag, den die Anlo-
gen abwerfen.

Psychologisches Marktrisiko
Stimmungen, Meinungen und GerUchte kdnnen einen bedeutenden KursrGckgang
verursachen, obwohl sich die Ertragslage und die Zukunftsaussichten der Unter-
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nehmen, in welche investiert wird, nicht nachhaltig ver&ndert haben mussen. Das
psychologische Markirisiko wirkt sich besonders auf Aktien aus.

Risiken aus derivativen Finanzinstrumenten

Der OGAW darf derivative Finanzinstrumente einsetzen. Diese kdnnen nicht nur zur Ab-
sicherung genutzt werden, sondern kbnnen einen Teil der Anlagestrategie darstellen.
Der Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten zu Absicherungszwecken kann durch
entsprechend geringere Chancen und Risiken das allgemeine Risikoprofil verdndermn.
Der Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten zu Anlagezwecken kann sich durch zu-
satzliche Chancen und Risiken auf das allgemeine Risikoprofil auswirken.

Derivate Finanzinstrumente sind keine eigenstdndigen Anlageinstrumente, sondern es
handelt sich um Rechte, deren Bewertung vornehmlich aus dem Preis und den Preis-
schwankungen und -erwartungen eines zu Grunde liegenden Basiswertes abgeleitet
ist. Anlagen in Derivaten unterliegen dem allgemeinen Markirisiko, dem Manage-
mentrisiko, dem Kredit- und dem Liquidit&tsrisiko.

Bedingt durch spezielle Ausstattungen der derivativen Finanzinstrumente (z.B. Hebel-
wirkung) kdnnen die erwdhnten Risiken jedoch andersgeartet sein und teilweise héher
ausfallen als Risiken bei einer Anlage in die Basisinstrumente. Deshalb erfordert der Ein-
satz von Derivaten nicht nur ein Versténdnis des Basisinstruments, sondern auch fun-
dierte Kenntnisse der Derivate selbst.

Derivative Finanzinstrumente bergen auch das Risiko, dass dem OGAW ein Verlust ent-
steht, weil eine andere an dem derivativen Finanzinstrument beteiligte Partei (in der
Regel eine ,,Gegenpartei”) ihre Verpflichtungen nicht einhdalt.

Das Kreditrisiko fUr Derivate, die an einer Bdrse gehandelt werden, ist im Allgemeinen
geringer als das Risiko bei ausserbdrslich gehandelten (OTC-)Derivaten, da die Cleo-
ringstelle, die als Emittent oder Gegenpartei jedes an der Bérse gehandelten Derivats
auftritt, eine Abwicklungsgarantie Ubernimmt. FOr ausserbdrslich gehandelte Derivate
gibt es keine vergleichbare Garantie der Clearingstelle. Ein OTC-Derivat kann daher
unter Umstédnden nicht geschlossen werden.

Es bestehen zudem Liquiditatsrisiken, da bestimmte Instrumente schwierig zu kaufen
oder zu verkaufen sein kbnnen. Wenn Derivatiransaktionen besonders gross sind, oder
wenn der entsprechende Markt illiquid ist (wie es bei ausserbérslich gehandelten Deri-
vaten der Fall sein kann), k&nnen Transaktionen unter Umstdnden nicht jederzeit voll-
st&ndig durchgefUhrt oder eine Position nur mit erhdhten Kosten liquidiert werden.

Weitere Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz von Derivaten liegen in falscher
Kursbestimmung oder Bewertung von Derivaten. Viele Derivate sind komplex und oft
subjektiv bewertet. Unangemessene Bewertungen kdnnen zu erhdhten Barzahlungs-
forderungen von Gegenparteien oder zu einem Wertverlust fur den OGAW fUhren.
Derivate stehen nicht immer in einem direkten oder parallelen Verhdltnis zum Wert der
Vermdbgenswerte, Zinssdtze oder Indizes von denen sie abgeleitet sind. Daher stellt der
Einsatz von Derivaten durch den OGAW nicht immer ein wirksames Mittel zur Errei-
chung des Anlagezieles des OGAW dar, sondern kann manchmal sogar gegenteilige
Auswirkungen hervorrufen.

Risiko aus dem Collateral Management im Zusammenhang mit OTC-Finanzderivaten
und effizienten Portfoliomanagement-Techniken

FOhrt der OGAW ausserbdrsliche Transaktionen (OTC-Geschdfte/ effiziente Portfolio-
management-Techniken) durch, so kann er dadurch Risiken im Zusammenhang mit
der Kreditwurdigkeit der OTC-Gegenparteien ausgesetzt sein: bei Abschluss von Ter-
minkonitrakten, Optionen und Swap-Transaktionen, Wertpapierleine, Wertpapierpensi-
onsgeschaften, umgekehrten Pensionsgeschaften oder Verwendung sonstiger deriva-
fiver Techniken unterliegt der OGAW dem Risiko, dass eine OTC-Gegenpartei ihren
Verpflichtungen aus einem bestimmten oder mehreren Vertrdgen nicht nachkommt
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(bzw. nicht nachkommen kann). Das Kontrahentenrisiko kann durch die Hinterlegung
einer Sicherheit verringert werden. Falls der OGAW eine Sicherheit gemdass geltenden
Vereinbarungen geschuldet wird, so wird diese von der oder fUr die Verwahrstelle zu-
gunsten des OGAW verwahrt. Konkurs- und Insolvenzfdlle bzw. sonstige Kreditausfal-
lereignisse bei der Verwahrstelle oder innerhalb ihres Unterverwahrstellen /Korrespon-
denzbanknetzwerks kbnnen dazu fUhren, dass die Rechte des OGAW in Verbindung
mit der Sicherheit verschoben oder in anderer Weise eingeschrénkt werden. Falls der
OGAW der OTC-Gegenpartei gemdss geltenden Vereinbarungen eine Sicherheit
schuldet, so ist eine solche Sicherheit wie zwischen der dem OGAW und der OTC-
Gegenpartei vereinbart, auf die OTC-Gegenpartei zu Ubertragen. Konkurs- und Insol-
venzfdlle bzw. sonstige Kreditausfallereignisse bei der OTC-Gegenpartei, der Verwahr-
stelle oder innerhalb ihres Unterverwahrstellen-/ Korrespondenzbanknetzwerks kdnnen
dazu fOhren, dass die Rechte oder die Anerkennung des OGAW in Bezug auf die Si-
cherheit verzdgert, eingeschrankt oder sogar ausgeschlossen werden, wodurch der
OGAW dazu gezwungen wdare, seinen Verpflichtungen im Rahmen der OTC-
Transaktion ungeachtet etwaiger Sicherheiten, die im Vorhinein zur Deckung einer
solchen Verpflichtung gestellt wurden, nachzukommen.

Das mit der Verwaltung der Sicherheiten verbundene Risiko, wie insbesondere das
operationelle oder rechtliche Risiko, wird durch das fir den OGAW angewendete Risi-
komanagement ermittelt, gesteuert und gemindert.

Der OGAW kann das Gegenparteienrisiko ausser Acht lassen, sofern der Wert der Si-
cherheit, bewertet zum Markipreis und unter Bezugnahme der geeigneten Abschla-
ge, den Betrag des Risikos zu jeder Zeit Ubersteigt.

Dem OGAW kodnnen bei der Anlage der von ihm entgegengenommenen Barsicher-
heiten Verluste entstehen. Ein solcher Verlust kann durch einen Wertverlust der mit den
entgegengenommenen Barsicherheiten getatigten Anlage entstehen. Sinkt der Wert
der angelegten Barsicherheiten, so reduziert dies den Betrag der Sicherheiten, die
dem OGAW bei Abschluss des Geschdafts fUr die RUckgabe an die Gegenpartei zur
Verfugung standen. Der OGAW musste den wertmdssigen Unterschiedsbetrag zwi-
schen den urspringlich erhaltenen Sicherheiten und dem fUr die Rickgabe an den
Kontrahenten zur Verfiugung stehenden Betrag abdecken, wodurch dem OGAW in
Verlust entstehen wirde.

Liquiditatsrisiko

FUr den OGAW durfen auch Vermdgensgegenstdnde erworben werden, die nicht an
einer Borse zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezogen sind. So
kann das Risiko bestehen, dass diese Vermbdgensgegenstdnde mit zeitlicher Verzoge-
rung, Preisabschldgen oder nicht weiterverdussert werden kénnen.

Auch bei Vermdgensgegenstinden, die an einem organisierten Markt gehandelt
werden, kann das Risiko bestehen, dass der Markt phasenweise nicht liquid ist. Dies
kann zur Folge haben, dass die Vermdgensgegenstdnde nicht zum gewUnschten
Zeitpunkt und/oder nicht in der gewUnschten Menge und/oder nicht zum erhofften
Preis verdusserbar sind.

Gegenparteienrisiko

Das Risiko besteht darin, dass Vertragspartner (Gegenparteien) ihre vertraglichen
Pflichten zur ErfGllung von Geschdften nicht nachkommen. Dem OGAW kann hier-
durch einen Verlust entstehen.

Emittentenrisiko (Bonitatsrisiko)
Die Verschlechterung der Zahlungsfédhigkeit oder gar der Konkurs eines Emittenten
kénnen einen mindestens teilweisen Verlust des Vermdgens bedeuten.
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Lander- oder Transferrisiko

Vom Landerrisiko spricht man, wenn ein ausldndischer Schuldner frotz Zahlungs-
fahigkeit aufgrund fehlender TransferfGhigkeit oder -bereitschaft seines Sitzlandes Lei-
stungen nicht fristgerecht oder Uberhaupt nicht erbringen kann (z.B. aufgrund von
Devisenbeschrénkungen, Transferrisiken, Moratorien oder Embargos). So kénnen z.B.
Zahlungen, auf die der OGAW Anspruch hat, ausbleiben, oder in einer Wahrung er-
folgen, die aufgrund von Devisenbeschrdnkungen nicht mehr konvertierbar ist.

Operationelles Risiko

Operationelles Risiko ist das Verlustrisiko fur das Fondsvermédgen, das aus unzureichen-
den infernen Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der Ver-
waltungsgesellschaft oder aus externen Ereignissen resultiert und Rechts-, Dokumenta-
tions- und Reputationsrisiken sowie Risiken einschliesst, die aus den fUr ein Fondsver-
mdgen befriebenen Handels-, Abrechnungs- und Bewertungsverfahren resulfieren.

Abwicklungsrisiko

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wertpapiere besteht das Risiko, dass
die Abwicklung durch ein Transfersystem aufgrund einer verzdgerten oder nicht ver-
einbarungsgemdssen Zahlung oder Lieferung nicht erwartungsgemdss ausgefUhrt
wird.

Schlisselpersonenrisiko

Der OGAW, dessen Anlageergebnis in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv ausfdillt,
hat diesen Erfolg auch der Eignung der handelnden Personen und damit den richti-
gen Enfscheidungen ihres Managements zu verdanken. Die personelle Zusammen-
setzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verdndern. Neue Entscheidungs-
frger kbnnen dann moglicherweise weniger erfolgreich agieren.

Rechtliches und steuerliches Risiko

Das Kaufen, Halten oder Verkaufen von Anlagen des OGAW kann steuergesetzlichen
Vorschriften (z. B. Quellensteuerabzug) ausserhalb des Domizillandes des OGAW unter-
liegen. Ferner kann sich die rechiliche und steuerliche Behandlung von OGAW in un-
absehbarer und nicht beeinflussbarer Weise dndern. Eine Anderung fehlerhaft festge-
stellter Besteuerungsgrundlagen des OGAW fUr vorangegangene Geschdaftsjahre (z.B.
aufgrund von steuerlichen Aussenprufungen) kann fir den Fall einer fir den Anleger
steuverlich grundsatzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der Anleger die
Steuerlast aus der Korrektur fur vorangegangene Geschdftsjahre zu fragen hat, ob-
wohl er unter Umstdnden zu diesem Zeitpunkt nicht in dem OGAW investiert war. Um-
gekehrt kann fUr den Anleger der Fall eintreten, dass inm eine steuerlich grundsatzlich
vorteilnafte Korrektur fUr das aktuelle und fUr vorangegangene Geschdaftsjahre, in de-
nen er an dem OGAW beteiligt war, durch die RUckgabe oder Verdusserung der An-
teile vor Umsetzung der entsprechenden Korrektur nicht mehr zugutekommt. Zudem
kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu fGhren, dass steuerpflichtige Ertrage bzw.
steuerliche Vorteile in einem anderen als eigentlich zutreffenden Veranlagungszeit-
raum tatséchlich steuerlich veranlagt werden und sich dies beim einzelnen Anleger
negativ auswirkt.

Risiken bei der Verwendung von Bechmarks

Kommen der EU- oder Drittstatt-Index-Anbieter der Benchmark Verordnung nicht
nach, oder dndert sich der Benchmark erheblich oder fallt er weg, so muss fir den
OGAW, sofern ein Vergleichsindex verwendet wird, ein geeigneter alternativer
Benchmark identifiziert werden. In bestimmten Féllen kann sich dies als schwierig oder
unmaoglich herausstellen. Kann ein geeigneter Ersatz-Benchmark nicht identifiziert wer-
den, so kann sich dies negativ auf den massgeblichen OGAW- unter bestimmten Um-
stinden auch auf die Fahigkeit des Asset Managers, die Anlagestrategie des betref-
fenden OGAW umzusetzen - auswirken. Durch die Befolgung der Benchmark-
Verordnung kénnen dem betreffenden OGAW darUber hinaus zusatzliche Kosten ent-
stehen. Der Vergleichsindex kann sich im Laufe der Zeit dndern. In diesem Fall wird der
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Prospekt bei der ndchsten Gelegenheit aktualisiert und die Anleger werden per Mittei-
lung im Publikationsorgan sowie in den im Prospekt genannten Medien oder mittels
daverhaften Datentragern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) informiert.

Verwabhrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegensténden ist ein Verlustrisiko verbunden, das
aus Insolvenz oder Sorgfaltspflichtverletzungen des Verwahrers bzw. héherer Gewalt
resultieren kann.

Anderung der Anlagepolitik und Gebihren

Durch eine Anderung der Anlagepolitik innerhalb des gesetzlich und vertraglich zu-
lassigen Anlagespekirums kann sich das mit dem OGAW verbundene Risiko verdn-
dern. Die Verwaltungsgesellschaft kann die dem OGAW zu belastenden GebuUhren
erhdhen und/oder die Anlagepolitik des OGAW innerhalb des geltenden Treuhand-
vertrags durch eine Anderung des Prospekts und des Treuhandvertrages inklusive An-
hang A ,,OGAW im Uberblick* jederzeit und wesentlich andern.

Anderung des Treuhandvertrags

Die Verwaltungsgesellschaft behdlt sich in dem Treuhandvertrag das Recht vor, die
Treuhandbedingungen zu dndern. Ferner ist es ihr gemd&ss dem Treuhandvertrag mé-
glich, den OGAW ganz aufzuldsen, oder ihn mit einem anderen OGAW bzw. einem
Teilfonds zu verschmelzen. FUr den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von
ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann.

Risiko der RUicknahmeaussetzung

Die Anleger kénnen grundsétzlich von der Verwaltungsgesellschaft die RUcknahme ih-
rer Anteile gemdss Bewertungsintervall des OGAW verlangen. Die Verwaltungsge-
sellschaft kann die RGcknahme der Anteile jedoch bei Vorliegen aussergewohnlicher
Umstdnde zeitweilig aussetzen, und die Anteile erst spater zu dem dann gUltigen Preis
zurUcknehmen (siehe hierzu im Einzelnen ,,Aussetzung der Berechnung des Nettoin-
ventarwertes und der Ausgabe, der RUcknahme und des Umtausches von Anteilen*).
Dieser Preis kann niedriger liegen, als derjenige vor Aussetzung der RUcknahme. Einer
RUcknahmeaussetzung von Anteilen kann direkt eine Aufldsung des OGAW folgen.

Hedgingrisiko

Anteilsklassen, deren Referenzwéhrung nicht der Portfoliowdhrung entspricht, kénnen
gegen Wechselkursschwankungen abgesichert werden (Hedging). Dadurch sollen die
Anleger der jeweiligen Anteilsklasse weitestgehend gegen moégliche Verluste auf-
grund von negativen Wechselkursentwicklungen abgesichert werden, sie kdnnen je-
doch gleichzeitig von positiven Wechselkursentwicklungen nicht in vollem Umfang
profitieren. Aufgrund von Schwankungen des im Portfolio abgesicherten Volumens
sowie laufenden Zeichnungen und RUcknahmen ist es nicht immer méglich, Absiche-
rungen im exakt gleichen Umfang zu halten wie der Nettoinventarwert der abzusi-
chernden Anteilsklasse. Es besteht daher die Mdglichkeit, dass sich der Nettoinventar-
wert pro Anteil an einer abgesicherten Anteilsklasse nicht identisch entwickelt wie der
Nettoinventarwert pro Anteil an einer nicht abgesicherten Anteilsklasse.

Risiko von ESG-Investitionen

Der OGAW kann beabsichtigen, sein Vermdgen in Unfernehmen mit messbaren
nachhaltigsperzifischen Kennzahlen, wie von der Verwaltungsgesellschaft bzw. dem
Asset Manager bestimmt, zu investieren und bestimmte Unternehmen und Branchen
auszusortieren. Die wichtigsten dieser gemessenen Kennzahlen sind ESG-bezogen.
Dies kann sich auf das Engagement des OGAW in bestimmten Unternehmen oder
Branchen auswirken, und der OGAW wird auf bestimmte Investitionsmdglichkeiten
verzichten. Die Ergebnisse des OGAW kdnnen niedriger sein als die anderer OGAW,
die nicht versuchen, in Unternehmen auf der Grundlage der erwarteten ESG-
Ergebnisse zu investieren und/oder bestimmte Unternehmen oder Branchen aus-
zusortieren. Die Verwaltungsgesellschaft bzw. der Asset Manager ist bestrebt, Unter-
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nehmen zu identifizieren, von denen sie glauben, dass sie positive ESG-Auswirkungen
haben kénnten. Anleger k&nnen jedoch unterschiedliche Ansichten darlber haben,
was positive oder negative ESG-Auswirkungen anbelangt. Infolgedessen kann der
OGAW in Unternehmen investieren, die nicht die Uberzeugungen und Werte eines be-
stimmten Investors oder Investorengruppe widerspiegeln.

Die fondsspezifischen Risiken von ESG Investitionen des OGAW befinden sich im An-
hang A "OGAW im Uberblick". Zudem sind weitere Informationen zu den nachhaltig-
keitsbezogenen Offenlegungen in Anhang D zu finden.

Nachhaltigkeitsrisiken

Unter dem Begriff ,,Nachhaltigkeitsrisiken" wird das Risiko von einem tatséchlichen o-
der potentiellen Wertverlust einer Anlage aufgrund des Eintretens von 6kologischen,
sozialen oder unternehmensfUhrungsspezifischen Ereignissen (ESG = Environ-
ment/Social/Governance) verstanden. Diese Effekte kbnnen sich auf die Vermdgens-,
Finanz- und Erfragslage des OGAW auswirken.

Nachhaltigkeitsrisiken kdnnen auf alle bekannten Risikoarten (Markfrisiko, Liquiditatsrisi-
ko, Kontrahentenrisiko und operationelles Risiko) erheblich einwirken und als Faktor zur
Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. Unternehmen, in die der OGAW investiert,
kénnen physischen Risiken des Klimawandels unterliegen wie z.B. Temperaturschwan-
kungen, Anstieg des Meeresspiegels etc.

Die Verwaltungsgesellschaft bzw. der Asset Manager bezieht Nachhaltigkeitsrisiken
gemdss ihrer/seiner Unternehmensstrategie in ihre/seine Investitionsentscheidungen
ein.

Details zur Methode des Einbezugs und den Ergebnissen der Bewertung sind im An-
hang A ,,OGAW im Uberblick" ausgewiesen.

Beteiligung am OGAW

Verkaufsrestriktionen

Allgemein dUrfen Anteile des OGAW nicht in Jurisdiktionen und an Personen angebo-
ten werden, in denen oder denen gegenuUber dies nicht zuldssig ist. Die Anteile des
OGAW sind nicht in allen L&ndern der Welt zum Vertrieb zugelassen. Bei der Ausgabe,
beim Umtausch und RUcknahme von Anteilen im Ausland kommen die dort gelten-
den Bestimmungen zur Anwendung.

Die Anteile wurden insbesondere in den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) nicht
gemadss dem United States Securities Act von 1933 registriert und k&énnen daher weder
in den USA, noch an US-BUrger angeboten oder verkauft werden.

Als US-BUrger werden z.B. diejenigen naturlichen Personen betrachtet, die (a) in den
USA oder einem ihrer Territorien bzw. Hoheitsgebiete geboren wurden, (b) einge-
burgerte Staatsangehorige sind (bzw. Green Card Holder), (c) im Ausland als Kind ei-
nes Staatsangehorigen der USA geboren wurden, (d) ohne Staatsangehdriger der USA
zU sein, sich Uberwiegend in den USA aufhalten, (e) mit einem Staatsangehodrigen der
USA verheiratet sind oder (f) in den USA steuerpflichtig sind.

Als US-BUrger werden ausserdem betrachtet: (a) Investmentgesellschaften und Kapi-
talgesellschaften, die unter den Gesetzen eines der 50 US-Bundesstaaten oder des Dis-
frict of Columbia gegrindet wurden, (b) eine Investmentgesellschaft oder Per-
sonengesellschaft, die unter einem ,,Act of Congress" gegrundet wurde, (c) ein Pensi-
onsfund, der als US-Trust gegrundet wurde, (d) eine Investmentgesellschaft, die in den
USA steuerpflichtig ist oder (e) Investmentgesellschaften, die nach Regulation S des US
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8.3

Securities Act von 1933 und/oder dem US Commodity Exchange Act als solche gel-
ten.

Allgemeine Informationen zu den Anteilen

Die Anteile werden nur buchmdassig gefthrt, d.h. es werden keine Zertifikate ausge-
geben.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ermdchtigt, innerhalb des OGAW mehrere Anteilsklas-
sen zu bilden, aufzuheben oder zu vereinen, die sich hinsichtlich beispielsweise der Er-
folgsverwendung, des Ausgabeaufschlages, der Referenzwdhrung und des Einsatzes
von Wdhrungssicherungsgeschdaften, der VerwaltungsgebUthr, der Mindestanlages-
umme oder einer Kombination dieser Merkmale von den bestehenden Anteilsklassen
unterscheiden kdnnen. Die Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteils-
klassen erworben haben, bleiben davon jedoch unberGhrt.

Zurzeit bestehen Anteilsklassen mit den Bezeichnungen ,EUR-TI", ,EUR-TR", , CHF-TI*,
sowie ,,CHF-TR". Anteile der EUR-Anteilsklassen werden in der Rechnungswdhrung des
OGAW, dem Euro, Anteile der CHF-Anteilsklassen in Schweizer Franken ausgegeben
und zurickgenommen.

Die W&hrung in den Bezeichnungen der einzelnen Anteilsklassen bezeichnet jeweils
deren Referenzwdhrung. Sie ist nicht die Wahrung, in der notwendigerweise die An-
lagen erfolgen. Die Wahrungsrisiken der in CHF aufgelegten Wahrungsklassen kdnnen
ganz oder feilweise abgesichert werden; dies kann negative Auswirkungen auf den
NAYV der in EUR aufgelegten Wdahrungsklassen haben. Die allfaligen Kosten einer Wah-
rungsabsicherung der CHF-Anteilsklassen werden dieser entsprechend zugeordnet.

Die Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit dem OGAW aufgelegt sind, sowie die in
Zusammenhang mit den Anteilen des OGAW entstehenden GebUhren und Vergitun-
gen sind in Anhang A "OGAW im Uberblick" genannt.

Zusatzlich werden bestimmte andere GebuUhren, Vergutungen und Kosten aus den
Vermogenswerten des OGAW beglichen. Siehe dazu Ziffer 10 und 11 (Steuervorschrif-
ten sowie Kosten und GebUhren).

Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil

Der Nettoinventarwert (der ,NAV", Net Asset Value) pro Anteil der jeweiligen Anteils-
klasse wird von der Verwaltungsgesellschaff am Ende des Rechnungsjahres sowie am
jeweiligen Bewertungstag auf Basis der letztbekannten Kurse unter BerUcksichtigung
des Bewertungsintervalls berechnet.

Der NAV eines Anteils an einer Anteilsklasse des OGAW ist in der Rechnungswdhrung
des OGAW oder, falls abweichend, in der Referenzw&hrung der entsprechenden An-
teilsklasse ausgedrickt und ergibt sich aus der der betreffenden Anteilsklasse zukom-
menden Quote des Vermdgens des OGAW, vermindert um allfdllige Schuldverpflich-
tungen des OGAW, die der betroffenen Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die
Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile der entsprechenden Anteilsklasse. Er wird
bei der Ausgabe und bei der RUcknahme von Anteilen wie folgt gerundet:

¢ auf0.01 EUR, wenn es sich um den Euro handelt;
¢ auf 0.01 CHF, wenn es sich um den Schweizer Franken handelt.

Das Nettofondsvermodgen wird zum Verkehrswert nach folgenden Grundsdtzen be-
wertet:
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1. Wertpapiere, die an einer Bdrse amtlich notiert sind, werden zum letzten ver-
fugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an mehreren Bérsen amtlich notiert,
ist der zuletzt verfGgbare Kurs jener Bérse massgebend, die der Hauptmarkt fur die-
ses Wertpapier ist.

2. Wertpapiere, die nicht an einer Bérse amtlich notiert sind, die aber an einem dem
Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, werden zum letzten ver-
fugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an verschiedenen dem Publikum of-
fenstehenden Markten gehandelt, ist grundsatzlich der zuletzt verfGglbare Kurs je-
nes Marktes berUcksichtigt werden, der die héchste Liquiditat aufweist.

3. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von weniger als 397
Tagen kdnnen mit der Differenz zwischen Einstandspreis (Erwerbspreis) und RUck-
zahlungspreis (Preis bei Endfdlligkeit) linear ab- oder zugeschrieben werden. Eine
Bewertung zum aktuellen Marktpreis kann unterbleiben, wenn der RGckzahlungs-
preis bekannt und fixiert ist. Allfdllige Bonitdtsverdnderungen werden zusétzlich be-
rOcksichtigt.

4. Anlagen, deren Kurs nicht marktgerecht ist und diejenigen Vermdgenswerte, die
nicht unter Ziffer 1, Ziffer 2 und Ziffer 3 oben fallen, werden mit dem Preis einge-
setzt, der bei sorgféltigem Verkauf im Zeitpunkt der Bewertung wahrscheinlich er-
zielt wirde und der nach Treu und Glauben durch die Geschdaftsleitung der Ver-
waltungsgesellschaft oder unter deren Leitung oder Aufsicht durch Beauftragte
bestimmt wird.

5. OTC-Derivate werden auf einer von der Verwaltungsgesellschaft festzulegenden
und UberprUfbaren Bewertung auf Tagesbasis bewertet, wie ihn die Verwaltungs-
gesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkannten, von Wirt-
schaftsprifern nachprifbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des wahr-
scheinlich erreichbaren Verkaufswertes festlegt.

6. OGAW bzw. andere Organismen fUr gemeinsame Anlagen (OGA) werden zum
letzten festgestellten und erhdltlichen Nettoinventarwert bewertet. Falls fir Anteile
die RUcknahme ausgesetzt ist oder keine RUcknahmepreise festgelegt werden,
werden diese Anteile ebenso wie alle anderen Vermdgenswerte zum jeweiligen
Verkehrswert bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glau-
ben und allgemein anerkannten, von Wirtschaftsprifern nachprifbaren, Bewer-
tungsmodellen festlegt.

7. Falls fUr die jeweiligen Vermogensgegenstdnde kein handelbarer Kurs verfugbar
ist, werden diese Vermogensgegenstdnde, ebenso wie die sonstigen gesetzlich zu-
l&ssigen Vermodgenswerte zum jewelligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die Ver-
waltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkannten,
von Wirtschaftsprifern nachprufbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage
des wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes festlegt.

8. Die flUssigen Mittel werden zu deren Nennwert zuzUglich aufgelaufener Zinsen be-
wertet,

9. Der Marktwert von Wertpapieren und anderen Anlagen, die auf eine andere
Wdhrung als die jeweilige Fondswdhrung lauten, wird zum letzten Devisenmittelkurs
in die entsprechende Fondswdhrung umgerechnet.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, zeitweise andere adédquate Bewertungs-
prinzipien fOr das Vermdgen des OGAW anzuwenden, falls die oben erwdhnten Krite-
rien zur Bewertung auf Grund aussergewohnlicher Ereignisse unmaglich oder unzweck-
mdassig erscheinen. Bei massiven Ricknahmeantrdgen kann die Verwaltungsgesell-
schaft die Anteile des entsprechenden Vermdgens des OGAW auf der Basis der Kurse
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bewerten, zu welchen die notwendigen Verkdufe von Wertpapieren voraussichilich
getatigt werden. In diesem Fall wird fur gleichzeitig eingereichte Zeichnungs- und
RUcknahmeantrdge dieselbe Berechnungsmethode angewandt.

Ausgabe von Anteilen

Anteile des OGAW werden an jedem Bewertungstag (Ausgabetag) ausgegeben,
und zwar zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse des
OGAW, zuziglich des allfdligen Ausgabeaufschlags und zuziglich etwaiger Steuern
und Abgaben.

Die Anteile sind nicht als Wertpapiere verbrieft.

Zeichnungsantrdge mussen bei der Verwabhrstelle bis spdtestens zum Annahmeschluss
eingehen. Falls ein Zeichnungsantrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fir
den folgenden Ausgabetag vorgemerkt. FOr bei Vertriebsstellen im In- und Ausland
platzierte Antrége kdnnen zur Sicherstellung der rechizeitigen Weiterleitung an die
Verwahrstelle in Liechtenstein frGhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrige gelten.
Diese kdnnen bei den jeweiligen Vertriebsstellen in Erffahrung gebracht werden.

Informationen zum Ausgabetag, zum Bewertungsintervall, zum Annahmeschluss sowie
zur Hohe des allfdlligen maximalen Ausgabeaufschlags sind dem Anhang A ,,OGAW
im Uberblick* zu entnehmen.

Die Zahlung muss innerhalb der im Anhang A ,,OGAW im Uberblick” genannten Frist
nach dem massgeblichen Ausgabetag eingehen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ausgabe von Anteilen auf der
Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Antragstellung unbekannten Netto-
inventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Alle durch die Ausgabe von Anteilen anfallenden Steuern und Abgaben werden
ebenfalls dem Anleger in Rechnung gestellf. Werden Anteile Uber Banken, die nicht
mit dem Vertrieb der Anteile betraut sind, erworben, kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass solche Banken weitere Transaktionskosten in Rechnung stellen.

Falls die Zahlung in einer anderen Wahrung als der Referenzwdéhrung erfolgt, wird der
Gegenwert aus der Konvertierung der Zahlungswdhrung in die Referenzwdhrung, ab-
zUglich allfalliger GebUGhren, fOr den Erwerb von Anteilen verwendet.

Die Mindestanlage, die von einem Anleger in einer bestimmten Anteilsklasse gehalten
werden muss, ist dem Anhang A ,,OGAW im Uberblick” zu entnehmen. Auf die Min-
destanlage kann nach freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft verzichtet wer-
den.

Sacheinlagen sind nicht zuldssig.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstdndigen oder
zeitweiligen Aussetzung der Ausgabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Errei-
chen des Anlagerziels beeintrdchtigen kénnten.

Die Verwabhrstelle und/oder die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Vertriebsstelle
kann/kdnnen jederzeit einen Zeichnungsantrag zurickweisen oder die Ausgabe von
Anteilen zeitweillig beschrédnken, aussetzen oder endgultig einstellen wenn dies im In-
teresse der Anleger, im &ffentlichen Interesse, zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft
bzw. des OGAW oder der Anleger erforderlich erscheint. In diesem Fall wird die Ver-
wahrstelle eingehende Zahlungen auf nicht bereits ausgefUhrte Zeichnungsantrge

Der Prospekt: Beteiligung am OGAW
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ohne Zinsen unverzuglich zurickerstatten, gegebenenfalls erfolgt dies unter Zuhilfen-
ahme der Zahlstellen.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Be-
rechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Aus-
gabe von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im Publikations-
organ sowie in den im Prospekt genannten Medien oder mittels dauerhaften Daten-
tr&égern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) Uber den Grund und den Zeitpunkt der
Einstellung informiert.

Ricknahme von Anteilen

Anteile des OGAW werden an jedem Bewertungstag (RUcknahmetag) zurUckge-
nommen, und zwar zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilsklasse
des OGAW, abzlglich allfalliger RUcknahmeabschiédge und etwaiger Steuern und
Abgaben.

RUcknahmeantrdge mussen bei der Verwahrstelle bis sp&testens zum Annahmeschluss
eingehen. Falls ein RGcknahmeantrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fir
den folgenden Rucknahmetag vorgemerkt. FUr bei Vertriebsstellen im In- und Ausland
platzierte Antrége kdnnen zur Sicherstellung der rechizeitigen Weiterleitung an die
Verwahrstelle in Liechtenstein frGhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrdge gelten.
Diese kdnnen bei der jeweiligen Vertriebsstelle in Erffahrung gebracht werden.

Informationen zum RUcknahmetag, zum Bewertungsintervall, zum Annahmeschluss
sowie zur Hohe des allfdlligen maximalen RUcknahmeabschlages sind dem Anhang A
+~OGAW im Uberblick” zu enthehmen.

Da fur einen angemessenen Anteil an liguiden Mitteln im Vermdgen des OGAW ge-
sorgt werden muss, wird die Auszahlung von Anteilen innerhalb von der im Anhang A
+OGAW im Uberblick" genannten Frist nach dem massgeblichen Ricknahmetag er-
folgen. Dies gilt nicht fur den Fall, dass sich gemdass gesetzlichen Vorschriften wie etwa
Devisen- und Transferbeschrénkungen oder aufgrund anderweitiger Umstdnde, die
ausserhalb der Kontrolle der Verwahrstelle liegen, die Uberweisung des RUcknahme-
betrages als unmbglich erweist.

Falls die Zahlung auf Verlangen des Anlegers in einer anderen Wahrung erfolgen soll
als in der Wahrung, in der die betreffenden Anteile aufgelegt sind, berechnet sich der
zu zahlende Betfrag aus dem Erlds des Umtauschs von der Referenzwdhrung in die Zah-
lungswdahrung, abzUglich allfélliger GebUhren und Abgaben.

Mit Zahlung des RUcknahmepreises erlischt der entsprechende Anteil.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder Verwahrstelle kann/kénnen Anteile einseitig
gegen Zahlung des Rucknahmepreises zuricknehmen, soweit dies im Interesse oder
zum Schutz der Anleger, der Verwaltungsgesellschaft oder des OGAW erforderlich er-
scheint, insbesondere wenn

1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der
Anteile ,Market Timing", ,Late-Trading" oder sonstige Markttechniken betrieben
werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kdnnen,

2. der Anleger nicht die Bedingungen fur einen Erwerb der Anteile erfullt oder
3. die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der OGAW zum Vertrieb

nicht zugelassen ist oder von einer Person erworben worden sind, fur die der Er-
werb der Anteile nicht gestattet ist.

Der Prospekt: Beteiligung am OGAW
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Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die RUcknahme von Anteilen auf der
Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung des Anfrags unbe-
kannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

FUhrt die AusfUhrung eines RGcknahmeantrages dazu, dass der Bestand des betreffen-
den Anlegers unter die im Anhang A ,,OGAW im Uberblick* aufgefUhrte Mindestanla-
ge der entsprechenden Anteilsklasse fallt, kann die Verwaltungsgesellschaft ohne wei-
tere Mitteilung an den Anleger diesen RUcknahmeantrag als einen Antrag auf RUck-
nahme aller vom entsprechenden Anleger in dieser Anteilsklasse gehaltenen Anteile
oder als einen Antrag auf Umtausch der verbleibenden Anteile in eine andere Anteils-
klasse des OGAW mit derselben Referenzwdhrung, deren Teilnahmevoraussetzungen
der Anleger erfullf, behandeln.

Sachauslagen sind nicht zuldssig.
Umtausch von Anteilen

Ein Umtausch von Anteilen des OGAW in eine andere Anteilsklasse des OGAW ist le-
diglich moglich, sofern der Anleger die Bedingungen fUr den Direkterwerb von Antei-
len der jeweiligen Anteilsklasse des OGAW erfUllt.

Sofern unterschiedliche Anteilsklassen angeboten werden, kann auch ein Umtausch
von Anteilen einer Anfeilsklasse in Anteile einer anderen Anteilsklasse innerhallb des
OGAW erfolgen. Falls ein Umtausch von Anteilen fur bestimmte Anteilsklassen nicht
mdglich ist, wird dies fir die betrofffene Anteilsklasse in Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick" erwahnt.

Die Anzahl der Anteile, in die der Anleger seinen Bestand umtauschen mdchte, wird
nach folgender Formel berechnet:

_(BxCQC)
A- (D x E)

A= Anzahl der Anteile der allfalligen Anteilsklasse, in welche(n) umgetauscht wer-
den soll

B= Anzahl der Anteile der allfalligen Anteilsklasse, von wo aus der Umtausch voll-
zogen werden soll

C= Nettoinventarwert oder RUucknahmepreis der zum Umtausch vorgelegten An-
teile

D= Devisenwechselkurs zwischen den betroffenen Anteilsklassen. Wenn beide An-

teilsklassen in der gleichen Rechnungswdhrung bewertet werden, betragt die-
ser Koeffizient 1.

E= Nettoinventarwert der Anteile des OGAW der Anteilsklasse, in welche(n) der
Wechsel zu erfolgen hat, zuzUglich Steuern, GebUhren oder sonstiger Abgaben

Fallweise ké&nnen bei einem Anteilsklassenwechsel in einzelnen L&dndern Abgaben,
Steuern und StempelgebUhren anfallen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur eine Anteilsklasse jederzeit einen Umtauschan-
frag zurUckweisen, wenn dies im Interesse des OGAW, der Verwaltungsgesellschaft
oder im Interesse der Anleger geboten erscheint, insbesondere wenn:

1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der
Anteile Market Timing, Late-Trading oder sonstige Markttechniken betrieben wer-
den, die der Gesamtheit der Anleger schaden kénnen;

2. der Anleger nicht die Bedingungen fur einen Erwerb der Anteile erfUllt; oder

Der Prospekt: Beteiligung am OGAW
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3. die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der OGAW bzw. die jeweili-
ge Anteilsklasse zum Vertrieb nicht zugelassen ist oder von einer Person erworben
worden sind, fUr die der Erwerb der Anteile nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass der Umtausch von Anteilen auf der
Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung des Anfrags unbe-
kannten Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes sowie der Aus-
gabe und der RUcknahme von Anteilen

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Berechnung des Nettoinventarwertes und/oder
die Ausgabe, die RGcknahme und den Umtausch von Anteilen des OGAW zeitweise
aussetzen, sofern dies im Interesse der Anleger gerechtfertigt ist, insbesondere:

1. wenn ein Markt, welcher Grundlage fur die Bewertung eines wesentlichen Teils
des Vermodgens des OGAW bildet, geschlossen ist oder wenn der Handel an ei-
nem solchen Markt beschrénkt oder ausgesetzt ist;

2. beipolitischen, wirtschaftlichen oder anderen Notfdllen; oder

3. wenn wegen Beschrdnkungen der Ubertragung von Vermdgenswerten Ge-
schafte fir den OGAW undurchfUhrbar werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstGndigen oder
zeitweilligen Aussetzung der Ausgabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Errei-
chen des Anlageziels beeintréchtigen kénnten.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Be-
rechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Aus-
gabe von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im Publikationsor-
gan sowie in den im Prospekt und Treuhandvertrag genannten Medien oder mittels
dauerhaften Datentradgern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) Uber den Grund
und den Zeitpunkt der Einstellung informiert.

Daneben ist die Verwaltungsgesellschaft unter Wahrung der Interessen der Anleger
berechtigt, erhebliche RUcknahmen erst zu tdtigen, d.h. die RUcknahme zeitweilig
auszusetzen, nachdem entsprechende Vermdgenswerte des OGAW ohne Verzége-
rung unter Wahrung der Interessen der Anleger verkauft werden kdnnen.

Solange die RUcknahme der Anteile ausgesetzt ist, werden keine neuen Anteile des
OGAW ausgegeben. Der Umtausch von Anteilen, deren Rickgabe vorUbergehend
eingeschrénkt ist, sind nicht moglich.

Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, dass dem Vermdégen des OGAW ausrei-
chende flussige Mittel zur VerfUgung stehen, damit eine Rucknahme bzw. der Um-
tausch von Anteilen auf Antrag von Anlegern unter normalen UmstGnden unverzig-
lich erfolgen kann.

Die Verwaltungsgesellschaft teilt die Aussetzung der Anteilsrucknahme und —auszah-
lung unverziglich der FMA und in geeigneter Weise den Anlegern mit. Zeichnungs-,
RUcknahme bzw. Umtauschantrdge werden nach Wiederaufnahme der Berechnung
des Neftoinventarwertes abgerechnet. Der Anleger kann seinen Zeichnungs-, RUck-
nahme- bzw. Umtauschantrag bis zur Wiederaufnahme des Anteilshandels widerrufen.

Der Prospekt: Beteiligung am OGAW

D
o



10

Verwendung des Erfolgs

Der realisierte Erfolg des OGAW setzt sich aus dem Nettoertrag und den netto realisier-
ten Kapitalgewinnen zusammen. Der Nettoertrag setzt sich aus den ErtrGgen aus Zin-
sen und/oder Dividenden sowie sonstigen oder Ubrigen vereinnahmten Ertrédgen ab-
zUglich der Aufwendungen zusammen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Nettoertrag und/oder die netto realisierten Ka-
pitalgewinne des OGAW bzw. einer Anteilsklasse an die Anleger des OGAW bzw. der
enfsprechenden Anteilsklasse ausschiUtten oder diesen Nettoertrag und/oder diese
netto readlisierten Kapitalgewinne im OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse wieder-
anlegen (thesaurieren) bzw. auf neue Rechnung vortragen.

Der Nettoertrag und die netto realisierten Kapitalgewinne derjenigen Anteilsklassen,
welche eine AusschUttung gemass Anhang A ,,OGAW im Uberblick* aufweisen, kén-
nen jahrlich oder o6fter ganz oder teilweise ausgeschuttet werden.

Zur Ausschittung kénnen der Nettoertrag und/oder die netto realisierten Kapitalge-
winne sowie die vorgetragenen Nettoertrige und/oder die vorgetragenen netto rea-
lisierten Kapitalgewinne des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse kommen. Zwi-
schenausschiuttungen von vorgetragenem Nettoertrag und/oder vorgetragenem rea-
lisiertem Kapitalgewinn sind zuldssig.

Ausschittungen werden auf die am Ausschittungstag ausgegebenen Anteile ausge-
zahlt. Auf erkldrte Ausschittungen werden vom Zeitpunkt ihrer Falligkeit an keine Zin-
sen bezahlt.

Steuervorschriften

10.1 Fondsvermoégen

Alle liechtensteinischen OGAW in der Rechtsform des (vertraglichen) Invest-
mentfonds bzw. der Kollektivireuhdnderschaft sind in Liechtenstein unbeschréankt
steverpflichtig und unterliegen der Ertragssteuer. Die Ertrige aus dem ver-
walteten Vermogen stellen steuerfreien Ertrag dar.

Emissions- und Umsatzabgaben'’

Die Begrindung (Ausgabe) von Anteilen an einem solchen OGAW unterliegt
nicht der Emissions- und Umsatzabgabe. Die entgeltliche Ubertragung von Ei-
gentum an Anlegeranteilen unterliegt der Umsatzabgabe, sofern eine Partei
oder ein Vermittler inléndischer Effektenhdndler ist. Die RUcknahme von Anleger-
anteilen ist von der Umsatzabgabe ausgenommen. Der vertragliche Investment-
fonds oder die Kollektivireuh&nderschaft gilt als von der Umsatzabgabe befrei-
ter Anleger.

Quellen- bzw. Zahistellensteuern

Es kdbnnen sowohl Erfradge als auch Kapitalgewinne, ob ausgeschuttet oder the-
sauriert, je nach Person, welche die Anteile des OGAW direkt oder indirekt half,
teilweise oder ganz einer sogenannten Zahlstellensteuer (bsp. abgeltende Quel-
lensteuer, Europdische Zinsbesteuerung, Foreign Account Tax Compliance Act)
unterliegen.

Der OGAW in der Rechtsform des vertraglichen Investmentfonds oder der Kol-
lektivireuhdnderschaft untersteht keiner Quellensteuerpflicht im FUrstentum

1 Gemass Zollanschlussvertrag zwischen der Schweiz und Liechtenstein findet das schweizerische Stempelsteuerrecht auch in Liechtenstein Anwendung. Im
Sinne der schweizerischen Stempelsteuergesetzgebung gilt das Firstentum Liechtenstein daher als Inland.

Der Prospekt: Verwendung des Erfolgs
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11.1

10.2

10.3

Liechtenstein, insbesondere keiner Coupons- oder Verrechnungssteuerpflicht.
Auslandische Ertrége und Kapitalgewinne, die vom OGAW in der Rechtsform
des vertraglichen Investmentfonds oder der Kollektivireuhdnderschaft erzielt
werden, kédnnen den jeweiligen Quellensteuerabzigen des Anlagelandes unter-
liegen. Allfdllige Doppelbesteuerungsabkommen bleiben vorbehalten.

Der OGAW hat folgenden Steuerstatus:

Automatischer Informationsaustausch (AIA)

In Bezug auf den OGAW kann eine liechtensteinische Zahlistelle verpflichtet sein,
unter Beachtung der AIA Abkommen, die Anteilsinhaber an die lokale Steuer-
behdérde zu melden bzw. die entsprechenden gesetzlichen Meldungen durchzu-
fOhren.

FATCA

Der OGAW unterzieht sich den Bestimmungen des liechtensteinischen FATCA-
Abkommens sowie den entsprechenden AusfGhrungsvorschriften im liechten-
steinischen FATCA-Geseftz.

Naturliche Personen mit Steuerdomizil in Liechtenstein

Der im Furstentum Liechtenstein domizilierte private Anleger hat seine Anteile als
Vermogen zu deklarieren und diese untferliegen der Vermdgenssteuer. Allfallige
ErfragsausschUttungen bzw. thesaurierte Ertrdge des OGAW in der Rechtsform
des vertraglichen Investmentfonds oder der Kollektivireuhdnderschaft sind er-
werbssteuerfrei. Die beim Verkauf der Anteile erzielten Kapitalgewinne sind er-
werbssteuerfrei. Kapitalverluste kbnnen vom steuerpflichtigen Erwerb nicht ab-
gezogen werden.

Personen mit Steuerdomizil ausserhalb von Liechtenstein

FUr Anleger mit Domizilland ausserhalb des Furstentums Liechtenstein richtet sich
die Besteuerung und die Ubrigen steuerlichen Auswirkungen beim Halten bzw.
Kaufen oder Verkaufen von Anlegeranteilen nach den steuergesetzlichen Vor-
schriffen des jeweiligen Domizillandes, sowie insbesondere in Bezug auf die ab-
geltende Quellensteuer, nach dem Domizilland der Zahlstelle.

Disclaimer

Die steuerlichen AusfUhrungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage und
Praxis aus. Anderungen der Gesetzgebung, Rechtsprechung bzw. Erlasse und Praxis
der Steuerbehdérden bleiben ausdricklich vorbehalten.

Anleger werden aufgefordert, beziglich der entsprechenden Steuerfolgen ihren ei-
genen professionellen Berater zu konsultieren. Weder die Verwaltungsgesellschaft,
die Verwahrstelle noch deren Beauftragte konnen eine Verantwortung fir die indivi-
duellen Steuverfolgen beim Anleger aus dem Kauf oder Verkauf bzw. dem Halten von
Anlegeranteilen ibernehmen.

Kosten und Gebuhren

Kosten und Gebuhren zu Lasten der Anleger

11.1.1

Ausgabeaufschlag

Zur Deckung der Kosten, welche die Platzierung der Anteile verursacht, kann
die Verwaltungsgesellschaft auf den Nettoinventarwert der neu emittierten
Anteile zu Gunsten der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und/oder

Der Prospekt: Kosten und GebUhren
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11.2

11.1.2

11.1.3

von Vertriebsstellen im In- oder Ausland einen Ausgabeaufschlag gemdass
Anhang A ,OGAW im Uberblick" erheben.

Ein allfalliger Ausgabeaufschlag zugunsten des OGAW kann ebenso Anhang
A ,OGAW im Uberblick" enthommen werden.

Ricknahmeabschlag

FUOr die Auszahlung zurGckgenommener Anteile erhebt die Verwaltungsgesell-
schaft auf den Nettoinventarwert der zurOckgegebenen Anteile einen RUck-
nahmeabschlag gemdss Anhang A ,,0GAW im Uberblick*.

Ein allfdliger RGcknahmeabschlag zugunsten der Verwaltungsgesellschaft,
der Verwahrstelle und/oder von Vertriebstrigern im In- oder Ausland kann
ebenso Anhang A ,,OGAW im Uberblick" enthommen werden.

Umtauschgebihr

FUr den vom Anleger gewunschten Wechsel von einem OGAW in einen an-
deren bzw. von einer Anteilsklasse in eine andere Anteilsklasse erhebt die
Verwaltungsgesellschaft auf den Nettoinventarwert des urspringlichen
OGAW bzw. der urspringlichen Anteilsklasse eine GebUhr gemd&ss Anhang A
~OGAW im Uberblick".

Kosten und Gebuhren zu Lasten des OGAW

A. Vom Vermogen abhangiger Aufwand (Einzelaufwand)

11.2.1

11.2.2

11.2.3

Die Verwaltungsgesellschaft erhdlt for die Administration des OGAW eine
Vergitung gemdss Anhang A ,,OGAW im Uberblick”. Daneben kann die
Verwaltungsgesellschaft fir den Anlageentscheid (Asset Management und
Anlageberatung), das Risikomanagement sowie fUr den Vertrieb eine Vergu-
tung gemdss Anhang A ,OGAW im Uberblick” erhalten. Diese Gebihren
werden auf der Basis des durchschnittlichen Nettofondsvermdgens bzw. der
enfsprechenden Anfteilsklasse bei jeder Bewertung berechnet und werden
dem Fondsvermdgen nachtraglich quartalsweise entnommen. Die GebUlhren
des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse sind Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick* zu enthehmen. Es steht der Verwaltungsgesellschaft frei, fir eine oder
mehrere Anteilsklassen unterschiedliche Verwaltungsvergitungen festzule-
gen.

Darin inbegriffen sind zudem Bestandespflegekommissionen, die Dritten for
die Vermittlung und Betreuung von Anlegern ausgerichtet werden kénnen

Die Verwahrstelle erhdlt fUr inre Tatigkeit aus dem Vermogen des OGAW eine
Vergitung gemdss Anhang A ,OGAW im Uberblick”. Die Verwahrstellen-
gebUhr wird auf der Basis des durchschnittlichen Nettovermdgens des OGAW
bzw. der entsprechenden Anteilsklasse bei jeder Bewertung berechnet und
dem Vermobgen des Vermdgens des OGAW nachtréglich quartalsweise ent-
nommen. Es steht der Verwaltungsgesellschaft frei, fUr eine oder mehrere An-
teilsklassen unterschiedliche Verwahrstellenvergitungen festzulegen.

Vom Anlageerfolg abhdngige Gebuhr (Performance-Fee)
Zusatzlich kann die Verwaltungsgesellschaft eine Performance Fee erheben.

Insoweit eine Performance Fee erhoben wird, ist diese in Anhang A ,,OGAW
im Uberblick" ausfUhrlich dargestellt.

Der Prospekt: Kosten und GebUhren
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B. Vom Vermogen unabhangiger Aufwand (Einzelaufwand)

Neben den VergUtungen aus den vorstehenden Absdtzen kdnnen die folgenden vom
Vermdgen unabhdngigen Aufwendungen dem Vermdgen des OGAW belastet wer-

den:

11.24

11.2.5

11.2.6

11.2.7

11.2.8

11.2.9

11.2.10

11.2.11

11.2.12

11.2.13

11.2.14

11.2.15

Kosten fUr die Prifung des OGAW durch den Wirtschaftsprifer sowie Honora-
re von Steuerberatern, soweit diese Aufwendungen im Interesse der Anleger
getdatigt werden;

GebUhren und Kosten fur Bewilligungen und die Aufsicht Uber den OGAW in
Liechtenstein und im Ausland;

alle Steuern, die auf das Vermogen des OGAW sowie dessen Ertrédge und
Aufwendungen zu Lasten des Vermodgens des OGAW erhoben werden;

im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung evtl. ent-
stehende Steuern;

GebUhren, Kosten und Honorare im Zusammenhang mit der Ermittlung und
Verdffentlichung von Steuerfaktoren fur die Lander der EU/EWR und/oder
sémiliche Lander, wo Vertriebszulassungen bestehen und/oder Privatplatzie-
rungen vorliegen, nach Massgabe der effekfiven Aufwendungen zu marki-
mdassigen Ansdtzen;

Kosten fur die Erstellung, den Druck und den Versand der Jahres- und Halb-
jahresberichte sowie weiterer gesetzlich vorgeschriebener Publikationen;

Kosten fUr die Verodffentlichung der an die Anleger in den Publikationsorga-
nen und evil. zus@tzlichen von der Verwaltungsgesellschaft bestimmten Zei-
fungen oder elekironischen Medien gerichteten Mitteilungen des OGAW ein-
schliesslich Kurspublikationen;

Kosten, die im Zusammenhang mit der ErfUllung der Voraussetzungen und
Folgepflichten eines Vertriebs der Anteile im In- und Ausland (z.B. GebUhren
fUr Zahlstellen, Vertreter und andere Reprdsentanten mit vergleichbarer Funk-
tion, GebUhren bei Fondsplattformen (z. B. Listing-GebUhren, Setup-GebUhr-
en, etc.), Beratungs-, Rechts-, Ubersetzungskosten) anfallen;

Kosten und Aufwendungen fUr regelmdssige Berichte und Reportings u.a. an
Versicherungsunternehmen, Vorsorgewerke und andere Finanzdienstleist-
ungsunternehmen (z.B. GroMiKV, Solvency I, VAG, MIFID Il, ESG-/SRI-Reports
bzw. Nachhaltigkeitsratings, etc.);

Kosten fUr Erstellung oder Anderung, Ubersetzung, Hinterlegung, Druck und
Versand vom Prospekt und den konstituierenden Dokumenten (Treuhandver-
frag, PRIIP-KID, Berechnung SRRI/SRI, efc.) in den Ldndern, in denen die Antei-
le vertrieben werden;

Kosten, die im Zusammenhang mit der HerbeifGhrung, Aufrechterhaltung und
Beendigung von Bérsennotierungen der Anteile anfallen;

Kosten fur die Erstellung, der Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen
und der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des
jeweiligen ausl@ndischen Steuerrechts ermittelt wurden;

Der Prospekt: Kosten und GebUhren
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11.2.16

11.2.17

11.2.18

11.2.19

11.2.20

11.2.21

11.2.22

11.2.23

11.2.24

11.2.25

11.2.26

11.2.27

Aufwendungen im Zusammenhang mit der AusUbung von Stimmrechten
oder Gl@ubigerrechten durch den OGAW, einschliesslich der Honorarkosten
fUr externe Berater;

VerwaltungsgebUhren und Kostenersatz staatlicher Stellen;

Kosten fUr Rechts- und Rechtswahrnehmung sowie fUr die Steuerberatung,
die der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle enstehen, wenn sie
im Interesse der Anleger des OGAW handeln;

Inferne und externe Kosten fur die RUckforderung von ausldndischen Quel-
lensteuern, soweit diese fur Rechnung des OGAW vorgenommen werden
kédnnen. Bezuglich der RUckforderung von ausldndischen Quellensteuern sei
festgehalten, dass die Verwaltungsgesellschaft sich nicht zur RGckforderung
verpflichtet und eine solche nur vorgenommen wird, wenn sich das Verfah-
ren nach den Kriterien der Wesentlichkeit der Betr&ge und der Verhdaltnismas-
sigkeit der Kosten im Verhdltnis zum moglichen RUckforderungsbetrag recht-
fertigt. Mit Bezug auf Anlagen, die Gegenstand von Securities Lending sind,
wird die Verwaltungsgesellschaft keine Quellensteuerrickforderung vorneh-
men;

Kosten fUr die Bonit&tsbeurteilung des Vermdgens des OGAWbzw. dessen
Zielanlagen durch national oder international anerkannte Ratingagenturen;

ein angemessener Anteil an Kosten fur Drucksachen und Werbung, die unmit-
telbar im Zusammenhang mit dem Anbieten und dem Verkauf von Anteilen
anfallen;

GebuUhren und Kosten, die durch andere rechtliche oder aufsichtsrechtliche
Vorschriften entstehen, die von der Verwaltungsgesellschaft im Rahmen der
Umsetzung der Anlagestrategie zu erfGllen sind (wie Reporting- und andere
Kosten, die im Rahmen der ErfGllung der European Market Infrastructure Re-
gulation (EMIR, EU-Verordnung 648/2012) entstehen);

Externe Kosten fUr die Beurteilung der Nachhaltigkeitsratings (ESG Research)
des Vermdgens des OGAW bzw. dessen Zielanlagen;

LizenzgebUhren fUr die Verwendung von allfalligen Referenzwerten (,,Bench-
marks");

Kosten fur die Aufsetzung und den Unterhalt zusatzlicher Gegenparteien,
wenn es im Interesse der Anleger ist;

Transaktionskosten

Zusatzlich tragt der OGAW sémiliche aus der Verwaltung des Vermdgens er-
wachsenden Nebenkosten fur den An- und Verkauf der Anlagen (marktkon-
forme Courtagen, Kommissionen, Abgaben) sowie alle Steuern, die auf das
Vermogen des OGAW sowie dessen Erfrdge und Aufwendungen erhoben
werden (z.B. Quellensteuern auf auslandischen Ertragen). Der OGAW fragt
ferner allfallige externe Kosten, d.h. GebUhren von Dritten, die beim An- und
Verkauf der Anlagen anfallen. Diese Kosten werden direkt mit dem Einstands-
bzw. Verkaufswert der betreffenden Anlagen verrechnet.

Allfallige Kosten fur Wahrungsabsicherungen von Anteilsklassen
Die allfalligen Kosten einer Wahrungsabsicherung von Anteilsklassen werden
der entsprechenden Anteilsklasse zugeordnet.

Der Prospekt: Kosten und GebUhren
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11.2.28 Grundungskosten
Die Kosten fur die Grundung des OGAW und die Erstausgabe von Anteilen
werden zu Lasten des Vermogens des OGAW Uber 3 Jahre abgeschrieben.

11.2.29 Liquidationsgebihren
Im Falle der Aufldsung des OGAW kann die Verwaltungsgesellschaft eine Li-
quidationsgebUhr in Hohe von max. CHF 10'000.-- zu ihren Gunsten erheben.
Lusatzlich zu diesem Betrag sind durch den OGAW alle anfallenden Drittkos-
ten zu fragen.

11.2.30 Ausserordentliche Dispositionskosten

Zusatzlich darf die Verwaltungsgesellschaft dem Vermdgen des OGAW Kos-
fen fur ausserordentliche Dispositionen belasten. Ausserordentliche Dispositi-
onskosten setzen sich aus dem Aufwand zusammen, der ausschliesslich der
Wahrung des Anlegerinteresses dient, im Laufe der regelmdssigen Ge-
schaftstatigkeit entsteht und bei Gruindung des OGAW nicht vorhersehbar
war. Ausserordentliche Dispositionskosten sind insbesondere Kosten fUr die
Rechtsbefolgung im Interesse des OGAW oder der Anleger. DarUber hinaus
sind alle Kosten allféllig ndtig werdender ausserordentlicher Dispositionen
gemass UCITSG und UCITSV (z.B. Anderung der Fondsdokumente, etc.) hier-
unter zu verstehen.

11.2.31 Zuwendungen
Im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Verdusserung von Sachen und
Rechten fUr den OGAW stellen die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstel-
le sowie allfdllige Beauftragte sicher, dass insbesondere Zuwendungen direkt
oder indirekt dem OGAW zugutekommen.

11.2.32 Laufende Gebihren (Total Expense-Ratio)

Das Total der laufenden GebUhren vor einem allfalligen erfolgsabh&ngigen
Aufwand (Total Expense-Ratio vor Performance Fee; TER) wird nach allge-
meinen, in den Wohlverhaltensregeln niedergelegten Grundséizen berech-
net und umfasst, mit Ausnahme der Transaktionskosten, sémtliche Kosten und
GebUhren, die laufend dem Vermogen des OGAW belastet werden. Die TER
des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse ist im Halbjahres- und Jahresbe-
richt anzugeben sowie bei Publikation des néchsten Halbjahres- oder Jahres-
berichtes auf der Internetseite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsver-
band unter www.lafv.li auszuweisen.

Informationen an die Anleger

Publikationsorgan des OGAW ist die Internetseite des LAFV Liechtensteinischer Anlage-
fondsverband www.lafv.li sowie sonstige im Prospekt genannte Medien.

Samtliche Mitteilungen an die Anleger, auch Uber die Anderungen des Treuhand-
vertrages und des Anhangs A ,,OGAW im Uberblick" werden im oben genannten Pub-
likationsorgan des OGAW sowie in sonstigen im Prospekt genannten Medien und Dao-
tentragern verdffentlicht.

Der Nettoinventarwert sowie der Ausgabe- und RUcknahmepreis der Anteile des
OGAW bzw. einer Anteilsklasse werden im oben genannten Publikationsorgan des
OGAW sowie in sonstigen im Prospekt genannten Medien und dauerhaften Datentrd-
gern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) bekannt gegeben.

Der von einem Wirtschaftsprufer geprUfte Jahresbericht und der Halbjahresbericht, der
nicht geprUGft sein muss, werden den Anlegern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft
und Verwahrstelle kostenlos zur Verfugung gestellt.

Der Prospekt: Informationen an die Anleger

=y
()]


http://www.lafv.li/
http://www.lafv.li/
http://www.lafv.li/

13

13.1

13.2

Daver, Auflosung, Verschmelzung und Strukturmassnahmen
des OGAW

Daver
Der OGAW ist auf unbestimmte Zeit errichtet.
Auflosung

Beschluss zur Auflosung
Die Auflésung des OGAW erfolgt zwingend in den gesetzlich vorgesehenen Fdllen. Zu-
s@tfzlich ist die Verwaltungsgesellschaft jederzeit berechtigt, den OGAW aufzuldsen.

Anleger, Erben und sonstige Berechtigte kbnnen die Aufteilung oder Auflésung des
OGAW bzw. einer einzelnen Anteilsklassee nicht verlangen.

Der Beschluss Uber die Aufldsung des OGAW bzw. einer Anteilsklasse wird auf der In-
ternetseite des Liechtensteinischen Anlagefondsverbandes LAFV (www.lafv.li) als Pu-
blikationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und dau-
erhaften Datentrdgern (Brief, Fax, E-Mail oder Vergleichbares) verdffentlicht. Vom Ta-
ge des Aufldsungsbeschlusses an werden keine Anfeile mehr ausgegeben, umge-
tauscht oder zurGckgenommen.

Bei Auflésung des OGAW darf die Verwaltungsgesellschaft die Aktiven des OGAW im
besten Interesse der Anleger unverziglich liquidieren. Im Ubrigen erfolgt die Liquidati-
on des OGAW gemd@ss den Bestimmungen des liechtensteinischen Personen- und Ge-
sellschaftsrechts (PGR).

Wenn die Verwaltungsgesellschaft eine Anteilsklasse auflést, ohne den OGAW aufzu-
I6sen, werden alle Anteile dieser Klasse zu ihrem dann gulfigen Neftoinventarwert zu-
rickgenommen. Diese RUcknahme wird von der Verwaltungsgesellschaft ver-
offentlicht und der RUcknahmepreis wird von der Verwahrstelle zu Gunsten der ehe-
maligen Anleger ausbezahlt.

Grinde fir die Auflosung

Soweit das Nettovermdgen des OGAW einen Wert unterschreitet, der fUr eine wirt-
schaftlich effiziente Verwaltung erforderlich ist, sowie im Falle einer wesentlichen An-
derung im politischen, wirtschaftlichen oder geldpolitischen Umfeld oder im Rahmen
einer Rationalisierung kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, alle Anteile des
OGAW oder einer Anteilsklasse zum Nettoinventarwert (unter BerGcksichtigung der
tatsdchlichen Realisierungskurse und Realisierungskosten der Anlagen) des Bewer-
fungstages, zu welchem der entsprechende Beschluss wirksam wird, zurGckzunehmen
oder zu annullieren.

Kosten der Auflésung
Die Kosten der Auflésung gehen zu Lasten des Nettofondsvermdgens des OGAW.

Auflosung und Konkurs der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Verwahrstelle

Das zum Zwecke der gemeinschaftlichen Kapitalanlage fUr Rechnung der Anleger
verwaltete Vermogen fallt im Fall der Aufldsung und des Konkurses der Verwaltungs-
gesellschaft nicht in deren Konkursmasse und wird nicht zusammen mit dem eigenen
Vermdgen aufgeldst. Der OGAW bildet zugunsten seiner Anleger ein Sondervermo-
gen. Jedes Sondervermdgen ist mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwal-
fungsgesellschaft zu Uberfragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zu-
gunsten der Anleger des OGAW aufzuldsen.

Der Prospekt: Dauer, Aufldsung, Verschmelzung und Strukturmassnahmen des OGAW
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Im Fall des Konkurses der Verwahrstelle ist das verwaltete Vermogen des OGAW ge-
mass Art. 31 Abs. 2 UCITSG mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwahrstelle zu
Ubertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der Anleger
des OGAW aufzulésen.

Kindigung des Verwabhrstellenvertrages

Im Falle der Kindigung des Verwahrstellenvertrages ist das Nettofondsvermdgen des
OGAW mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwahrstelle zu Ubertragen oder im
Wege der abgesonderten Befriedigung zugunsten der Anleger des OGAW aufzuldsen.

Verschmelzung

Im Sinne von Art. 38 UCITSG kann die Verwaltungsgesellschaft jederzeit und nach frei-
em Ermessen mit Genehmigung der entsprechenden Aufsichtsbehdrde die Ver-
schmelzung des OGAW mit einem oder mehreren anderen OGAW beschliessen und
zwar unabhdngig davon, welche Rechtsform der OGAW hat und ob der andere
OGAW seinen Sitz in Liechtenstein hat oder nicht. Anteilsklassen des OGAW kénnen
ebenfalls untereinander, aber auch mit einem oder mehreren anderen OGAW und
Anteilsklassen verschmolzen werden.

Anlegerinformation, Zustimmung und Anlegerrechte

Die Anleger werden Uber die geplante Verschmelzung informiert. Die Anlegerinforma-
tion muss den Anlegern ein fundiertes Urteil Uber die Auswirkungen des Vorhabens auf
ihre Anlage und die Ausubung ihrer Rechte nach Art. 44 und 45 UCITSG ermdoglichen.

Die Anleger haben kein Mitbestimmungsrecht in Bezug auf die Verschmelzung.

Kosten der Verschmelzung

Rechts-, Beratungs-, oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und DurchfUh-
rung der Verschmelzung verbunden sind, werden weder dem Vermdgen eines der an
der Verschmelzung beteiligten OGAW noch den Anlegern angelastet.

FUr Strukturmassnahmen nach Art. 49 lit. a bis ¢ UCITSG gilt dies sinngemdss.

Besteht ein OGAW als Master-OGAW, wird eine Verschmelzung nur dann wirksam
werden, wenn der betreffende OGAW seinen Anlegern und den zusténdigen Behor-
den des Herkunftsmitgliedstaates seines Feeder-OGAW bis 60 Tage vor dem vorge-
schlagenen Datum des Wirksamwerdens die gesetzlich vorgesehenen Informationen
bereitstellt. In diesem Fall gewdahrt der betreffende OGAW den Feeder-OGAW des
Weiteren die Moglichkeit, vor Wirksamwerden der Verschmelzung alle Anteile zurOck-
zunehmen respektive auszuzahlen, es sei denn, die zustdndige Behdrde des Her-
kunftsmitgliedstaates des Feeder-OGAW genehmigt die Anlage in Anteilen des aus
der Verschmelzung hervorgehenden Master-OGAW.

Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Spra-
che

Der OGAW untersteht liechtensteinischem Recht. Ausschliesslicher Gerichtsstand fUr
smtliche Streitigkeiten zwischen den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle ist Vaduz.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle kédnnen sich jedoch im Hin-
blick auf Anspriche von Anlegern aus diesen Landern dem Gerichtsstand der L&nder
unterwerfen, in welchen Anteile angeboten und verkauft werden. Anderslautende
gesetzlich zwingende Gerichtsstdnde bleiben vorbehalten.

Der Prospekt: Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Sprache
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Als rechtsverbindliche Sprache fUr den Prospekt, den Treuhandvertrag sowie fUr den
Anhang A ,,OGAW im Uberblick" gilt die deutsche Sprache.

Der vorliegende Prospekt tritt am **. Mai 2023 in Kraft.

Spezifische Informationen fur einzelne Vertriebslander

Nach geltendem Recht im Furstentum Liechtenstein werden die konstituierenden Do-
kumente durch die FMA genehmigt. Diese Genehmigung bezieht sich nur auf An-
gaben, welche die Umsetzung der Bestimmungen des UCITSG betreffen. Aus diesem
Grund bildet der auf ausldndischem Recht basierende Anhang B ,,Spezifische Infor-
mationen fUr einzelne Vertriebsl&dnder" nicht Gegenstand der Prifung durch die FMA
und ist von der Genehmigung ausgeschlossen.

Der Prospekt: Spezifische Informationen fUr einzelne Vertriebslénder
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TEIL Il: DER TREUHANDVERTRAG

Praambel

Der Treuhandvertrag sowie der Anhang A ,,0GAW im Uberblick* bilden eine wesentliche Ein-
heit.

Soweit ein Sachverhalt in diesem Treuhandvertrag nicht geregelt ist, richten sich die Rechts-
verhdlinisse zwischen den Anlegern und der Verwaltungsgesellschaft nach dem Gesetz vom
28. Juni 2011 Uber bestimmte Organismen fUr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG)
und der Verordnung vom 5. Juli 2011 Uber bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen
in Wertpapieren (UCITSV) und, soweit dort keine Regelungen geftroffen sind, nach den Best-
immungen des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) Uber die Treuhdnderschaft.

. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Der OGAW

Der Pure ESG Europe Fund (im Folgenden: OGAW) wurde am am 10. Md&rz 2020 als Or-
ganismus fUr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) nach dem Recht des
FUrstentums Liechtenstein gegrindet

Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,O0GAW im Uberblick" wurden am 10. Marz
2020 von der FMA genehmigt und der OGAW wurde am 13. Mdarz 2020 ins liechtenstei-
nische Handelsregister eingetragen. Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,OGAW
im Uberblick" traten erstmalig am 10. Mdrz 2020 in Kraft.

Der Treuhandvertrag und der Anhang A ,,OGAW im Uberblick” wurden am 10. Mai 2023
von der FMA genehmigt und am 12. Mai 2023 in Kraft gesetzt.

Der OGAW untersteht dem Gesetz vom 28. Juni 2011 Uber bestimmte Organismen fir
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG).

Der OGAW hat die Rechtsform einer Kollektivireuhdnderschaft. Eine Kollektivireu-
handerschaft ist das Eingehen einer inhaltlich identischen Treuh&nderschaft mit einer
unbestimmten Zahl von Anlegern zu Zwecken der Vermdgensanlage und Verwaltung
fUr Rechnung der Anleger, wobei die einzelnen Anleger gemdss inrem Anteil an dieser
Treuhdnderschaft beteiligt sind und nur bis zur Hohe des Anlagebetrags persénlich haf-
ten.

Der OGAMW ist keine Umbrella-Konstruktion und ist somit ein Einzelfonds.

Der OGAW kann gemdss seiner Anlagepolitik in Wertpapiere und andere Vermogens-
werte investieren. Die Anlagepolitik des OGAW wird im Rahmen der Anlageziele festge-
legt. Das Nefttovermdgen des OGAW bzw. einer jeden Anteilsklasse und der Nettoinven-
tarwert der Anteile des OGAW bzw. seiner Anteilsklassen werden in der jeweiligen Refe-
renzwdhrung ausgedruckt.

Die jeweiligen Rechte und Pflichten der EigentGmer der Anteile (nachstehend als ,,An-
leger" bezeichnet) und der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle sind durch
den vorliegenden Treuhandvertrag geregelt.

Mit dem Erwerb von Anteilen (die ,,Anteile") des OGAW anerkennt jeder Anleger den
Treuhandvertrag, welcher die vertraglichen Beziehungen zwischen den Anlegern, der

Der Treuhandvertrag: Prdambel
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Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle festsetzt sowie die ordnungsgemass
durchgefuhrten Anderungen dieses Dokuments.

Art. 2 Verwaltungsgesellschaft

Der OGAW wird von der IFM Independent Fund Management AG mit Sitz in Schaan,
FUrstentum Liechtenstein, die in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft errichtet wurde,
entsprechend dem vorliegenden Treuhandvertrag verwaltet. Die Verwaltungsgesell-
schaft ist gemdass UCITSG von der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) zugelassen
und auf der von der FMA offiziell publizierten Liste der in Liechtenstein zugelassenen Ver-
waltungsgesellschaften eingetragen.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den OGAW fir Rechnung und im ausschliess-
lichen Interesse der Anleger nach dem Grundsatz der Risikostreuung und gemdss den
Bestimmungen des Treuhandvertrags sowie des Anhangs A ,,OGAW im Uberblick*.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, im eigenen Namen Uber die zum OGAW
gehdrenden Gegenstdnde nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen und des
Treuhandvertrags zu verfigen und alle Rechte daraus auszutben.

Art. 3 Aufgabeniberiragung

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter Einhaltung der Bestimmungen des UCITSG und
der UCITSV einen Teil inrer Aufgaben zum Zweck einer effizienten GeschdaftsfGhrung auf
Dritte Ubertragen. Die genaue AusfUhrung des Auftrags wird jeweils in einem zwischen
der Verwaltungsgesellschaft und dem Beauftragten abgeschlossenen Vertrag geregelt.

Art. 4 Verwahrstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat fir den OGAW eine Bank oder Wertpapierfirma nach
Bankengesetz mit Sitz oder Niederlassung im FUrstentum Liechtenstein als Verwahrstelle
bestellt. Die Vermdgensgegensttnde des Vermdgens des OGAW kdnnen bei unter-
schiedlichen Verwahrstellen verwahrt werden. Die Funkfion der Verwahrstelle richtet
sich nach dem UCITSG, dem Verwahrstellenvertrag, diesem Treuhandvertrag sowie
dem Prospekt.

Art. 5 Wirtschaftsprifer

Die Kontrolle der Jahresberichte des OGAW ist einem Wirtschaftsprifer zu Ubertragen,
der im FUrstentum Liechtenstein zugelassen ist.

Art. 6 Berechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil

Der Netftoinventarwert (der ,NAV", Net Asset Value) pro Anteil wird von der Verwalt-
ungsgesellschaft am Ende des Rechnungsjahres sowie am jeweiligen Bewertungstag
auf Basis der lefztbekannten Kurse unter BerUcksichtigung des Bewertungsintervalls be-
rechnet. Die Verwaltungsgesellschaft kann fur einzelne OGAW eine abweichende Re-
gelung freffen, wobei zu berUcksichtigen ist, dass der NAV pro Anfeil mindestens zwei-
mal im Monat zu berechnen ist.

Der NAV eines Anteils an einer Anteilsklasse eines OGAW ist in der Rechnungswdhrung
des OGAW oder, falls abweichend, in der Referenzw&hrung der entsprechenden An-
teilsklasse ausgedrGckt und ergibt sich aus der der befreffenden Anteilsklasse zukom-
menden Quote des Vermdgens dieses OGAW, vermindert um allfdllige Schuldverpflich-
tungen desselben OGAW, die der betroffenen Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert
durch die Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile der entsprechenden Anteilsklasse.
Er wird bei der Ausgabe und bei der RUcknahme von Anteilen wie folgt gerundet:

Der Treuhandvertrag: Art. 2 Verwaltungsgesellschaft
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¢ auf0.01 EUR, wenn es sich um den Euro handelt;
¢ auf0.01 CHF, wenn es sich um den Schweizer Franken handelt.

Das Nettofondsvermdgen wird zum Verkehrswert nach folgenden Grundsdtzen bewer-
tet:

1. Wertpapiere, die an einer Bérse amilich notiert sind, werden zum letzten ver-
fugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an mehreren Bérsen amtlich nofiert,
ist der zuletzt verfUgbare Kurs jener Bdrse massgebend, die der Hauptmarkt for
dieses Wertpapier ist.

2. Wertpapiere, die nicht an einer Bdrse amtlich notiert sind, die aber an einem dem
Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, werden zum letzten ver-
fugbaren Kurs bewertet. Wird ein Wertpapier an verschiedenen dem Publikum of-
fenstehenden Mdarkten gehandelt, soll im Zweifel der zuletzt verfGgbare Kurs jenes
Marktes berUcksichtigt werden, der die hdéchste Liquiditat aufweist.

3. Wertpapiere oder Geldmarktinsfrumente mit einer Restlaufzeit von weniger als 397
Tagen kdnnen mit der Differenz zwischen Einstandspreis (Erwerbspreis) und RUck-
zahlungspreis (Preis bei Endfélligkeit) linear ab- oder zugeschrieben werden. Eine
Bewertung zum aktuellen Marktpreis kann unterbleiben, wenn der RUckzahlungs-
preis bekannt und fixiert ist. Allfallige Bonitatsverdnderungen werden zusdtzlich
berUcksichtigt.

4, Anlagen, deren Kurs nicht marktgerecht ist und diejenigen Vermdgenswerte, die
nicht unter Ziffer 1, Ziffer 2 und Ziffer 3 oben fallen, werden mit dem Preis ein-
gesetzt, der bei sorgfaltigem Verkauf im Zeitpunkt der Bewertung wahrscheinlich
erzielt wirde und der nach Treu und Glauben durch die Geschdéftsleitung der Ver-
waltungsgesellschaft oder unter deren Leitung oder Aufsicht durch Beauftragte
bestimmt wird.

5. OTC-Derivate werden auf einer von der Verwaltungsgesellschaft festzulegenden
und Uberprifbaren Bewertung auf Tagesbasis bewertet, wie ihn die Verwali-
ungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkannten, von
Wirtschaftsprifern nachprifoaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage des
wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes festlegt.

6. OGAW bzw. Organismen fur gemeinsame Anlagen (OGA) werden zum letzten
festgestellten und erhdltlichen Nettoinventarwert bewertet. Falls fir Anteile die
RUcknahme ausgesetzt ist oder bei geschlossenen OGA kein RUcknahmean-
spruch besteht oder keine RUcknahmepreise festgelegt werden, werden diese
Anteile ebenso wie alle anderen Vermdgenswerte zum jeweiligen Verkehrswert
bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und all-
gemein anerkannten, von Wirtschaftsprifern nachprifbaren Bewertungsmodellen
festlegt.

7. Falls fur die jeweiligen Vermdgensgegenstdnde kein handelbarer Kurs verfugbar
ist, werden diese Vermogensgegenstdnde, ebenso wie die sonstigen gesetzlich
zuldssigen Vermogenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die
Verwaltungsgesellschaft nach Treu und Glauben und nach allgemein anerkann-
ten, von Wirtschaftsprifern nachpriufbaren Bewertungsmodellen auf der Grund-
lage des wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes festlegt.

8. Die flussigen Mittel werden zu deren Nennwert zuzUglich aufgelaufener Zinsen
bewertet.
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9. Der Marktwert von Wertpapieren und anderen Anlagen, die auf eine andere
Wdahrung als die Fondswdhrung lauten, wird zum letzten Devisenmittelkurs in die
entsprechende Fondsondsw&hrung umgerechnet.

Die Bewertung erfolgt durch die Verwaltungsgesellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, zeitweise andere addquate Bewertungs-
prinzipien fur das Fondsvermdgen anzuwenden, falls die oben erwdhnten Kriterien zur
Bewertung auf Grund aussergewdhnlicher Ereignisse unmdglich oder unzweckmdssig
erscheinen. Bei massiven RUcknahmeantrédgen kann die Verwaltungsgesellschaft die
Anteile des entsprechenden Fondsvermégens auf der Basis der Kurse bewerten, zu wel-
chen die notwendigen Verkdufe von Wertpapieren voraussichtlich getdtigt werden. In
diesem Fall wird fUr gleichzeitig eingereichte Emissions- und RUcknahmeantrége diesel-
be Berechnungsmethode angewandt.

Art. 7 Ausgabe von Anteilen

Anteile werden an jedem Bewertungstag (Ausgabetag) ausgegeben, und zwar zum
Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilklasse des OGAW, zuziglich des
allfalligen Ausgabeaufschlags, zuzGglich etwaiger Steuern und Abgaben.

Die Anteile sind nicht als Wertpapiere verbrieft.

Zeichnungsantrdge mussen bei der Verwahrstelle bis spdtestens zum Annahmeschluss
eingereicht werden. Falls ein Zeichnungsantrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird
er fUr den folgenden Ausgabetag vorgemerkt. FUr bei Vertriebsstellen im In- und Aus-
land platzierte Antrége kdnnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die
Verwahrstelle in Liechtenstein frUhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrége gelten.
Diese kdnnen bei den jeweiligen Vertriebsstellen in Erfahrung gebracht werden. Infor-
mationen zum Ausgabetag, zum Annahmeschluss sowie zur Hohe des allfalligen maxi-
malen Ausgabeaufschlags sind Anhang A ,,O0GAW im Uberblick* zu entnehmen.

Die Zahlung muss innerhalb von der im Anhang A ,,OGAW im Uberblick* genannten Frist
nach dem Bewertungstag (Ausgabetag) eingehen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ausgabe von Anteilen auf der Grund-
lage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Antragstellung unbekannten Nettoinventar-
wertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

Alle durch die Ausgabe von Anteilen anfallenden Steuern und Abgaben werden eben-
falls dem Anleger in Rechnung gestellt.

Werden Anteile Uber Banken, die nicht mit dem Vertrieb der Anteile befraut sind, er-
worben, kann nicht ausgeschlossen werden, dass solche Banken weitere Transaktions-
kosten in Rechnung stellen.

Falls die Zahlung in einer anderen Wdahrung als der Referenzwdhrung erfolgt, wird der
Gegenwert aus der Konvertierung der Zahlungswdhrung in die Referenzwdéhrung, ab-
zUglich allfalliger GebUhren, fir den Erwerb von Anteilen verwendet.

Die Mindestanlage, die von einem Anleger in einer bestimmten Anteilsklasse gehalten
werden muss, ist dem Anhang A ,OGAW im Uberblick" zu entnehmen. Auf die Min-
destanlage kann nach freiem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft verzichtet werden.

Sacheinlagen sind nicht zuldssig.
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Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstndigen oder
zeitweiligen Aussetzung der Ausgabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Errei-
chen des Anlageziels beeintrdchtigen konnten.

Die Verwahrstelle und/oder die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Vertriebsstelle
kann/kénnen jederzeit einen Zeichnungsantrag zuriGckweisen oder die Ausgabe von
Anteilen zeitweilig beschrdnken, aussetzen oder endgultig einstellen wenn dies im Inte-
resse der Anleger, im &ffentlichen Interesse, zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft
bzw. des OGAW oder der Anleger erforderlich erscheint. In diesem Fall wird die Ver-
wahrstelle eingehende Zahlungen auf nicht bereits ausgefUhrte Zeichnungsantrige oh-
ne Zinsen unverzuglich zurickerstatten, gegebenenfalls erfolgt dies unter zu Hilfenahme
der Zahlstellen.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Be-
rechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Ausga-
be von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im Publikationsorgan
sowie in den im Prospekt genannten Medien oder dauerhaften Datentrdgern (Brief,
Fax, Email oder Vergleichbares) Gber den Grund und den Zeitpunkt der Einstellung in-
formiert.

Art. 8 Ricknahme von Anteilen

Anfeile werden an jedem Bewertungstag (RUcknahmetag) zurGckgenommen, und
zwar zum Nettoinventarwert je Anteil der entsprechenden Anteilklasse des OGAW, ab-
zUglich allfalliger RUcknahmeabschldge und etwaiger Steuern und Abgaben.

RUcknahmeantrdge muUssen bei der Verwahrstelle bis spdtestens zum Annahmeschluss
eingehen. Falls ein RUcknahmeantrag nach Annahmeschluss eingeht, so wird er fUr den
folgenden RUcknahmetag vorgemerkt. FUr bei Vertriebsstellen im In- und Ausland plat-
zierte Antrge kénnen zur Sicherstellung der rechtzeitigen Weiterleitung an die Verwahr-
stelle in Liechtenstein frOhere Schlusszeiten zur Abgabe der Antrége gelten. Diese kdn-
nen bei der jeweiligen Vertriebsstelle in Erfahrung gebracht werden.

Informationen zum RUcknahmetag, zum Bewertungsintervall, zum Annahmeschluss so-
wie zur Hohe des allfalligen maximalen Rucknahmeabschlages sind Anhang A ,,OGAW
im Uberblick" zu entnehmen.

Da fUr einen angemessenen Anteil an liquiden Mitteln im Vermdégen des OGAW gesorgt
werden muss, wird die Auszahlung von Anteilen innerhalb von der im Anhang A
»OGAW im Uberblick" genannten Frist nach dem massgeblichen RUcknahmetag erfol-
gen. Dies gilt nicht fOr den Fall, dass sich gemass gesetzlichen Vorschriften wie etwa De-
visen- und Transferbeschrénkungen oder aufgrund anderweitiger Umstdnde, die aus-
serhalb der Kontrolle der Verwahrstelle liegen, die Uberweisung des RUcknahme-
betrages als unmdglich erweist.

Falls die Zahlung auf Verlangen des Anlegers in einer anderen Wahrung erfolgen soll als
in der Wahrung, in der die betreffenden Anteile aufgelegt sind, berechnet sich der zu
zahlende Betrag aus dem Erlés des Umtauschs von der Referenzwdhrung in die Zah-
lungswdahrung, abzUglich allfalliger GebUhren und Abgaben.

Mit Zahlung des Ricknahmepreises erlischt der entsprechende Anteil.

Sachauslagen sind nicht zuldssig.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder Verwahrstelle kann/kénnen Anteile einseitig ge-
gen Zahlung des Rucknahmepreises zuricknehmen, soweit dies im Interesse oder zum

Schutz der Anleger, der Verwaltungsgesellschaft oder des OGAW erforderlich erscheint,
insbesondere wenn
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1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der
Anteile ,Market Timing", ,Late-Trading” oder sonstige Markttechniken betrieben
werden, die der Gesamtheit der Anleger schaden kdnnen,

2. der Anleger die Bedingungen fUr einen Erwerb der Anteile nicht erfUllt oder

3. die Anteile in einem Staat vertrieben werden, in dem der OGAW zum Vertrieb nicht
zugelassen ist oder von einer Person erworben worden sind, fUr die der Erwerb der
Anteile nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ricknahme von Anteilen auf der
Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten
Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).

FUhrt die AusfUhrung eines RUcknahmeantrages dazu, dass der Bestand des betreffen-
den Anlegers unter die im Anhang A ,,OGAW im Uberblick* aufgefUhrte Mindestanlage
der entsprechenden Anteilsklasse fallt, kann die Verwaltungsgesellschaft ohne weitere
Mitteilung an den Anleger diesen RUcknahmeantrag als einen Antrag auf RGcknahme
aller vom entsprechenden Anleger in dieser Anteilsklasse gehaltenen Anteile oder als
einen Antrag auf Umtausch der verbleibenden Anteile in eine andere Anteilsklasse des
OGAW mit derselben Referenzwdhrung, deren Teilnahmevoraussetzungen der Anleger
erfOllt, behandeln.

Die RUGcknahme von Fondsanteilen kann in Anwendungsféllen von Art. 12 eingestellt
werden.

Art. 9 Umtausch von Anteilen

Ein Umtausch von Anteilen in eine andere Anteilsklasse des OGAW ist lediglich mdglich,
sofern der Anleger die Bedingungen fur den Direkterwerb von Anteilen der jeweiligen
Anteilsklasse erfUllt.

Sofern unterschiedliche Anteilsklassen angeboten werden, kann auch ein Umtausch
von Anteilen einer Anteilsklasse in Antfeile einer anderen Anteilsklasse des OGAW erfol-
gen. FUr den Fall, dass ein Umtausch innerhalb des OGAW erfolgt, wird keine Um-
tauschprovision erhoben. Falls ein Umtausch von Anteilen fUr bestimmte Anteilsklassen
nicht méglich ist, wird dies fUr die Anteilsklasse des OGAW im Prospekt erwdhnt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fuor den OGAW bzw. eine Anteilsklasse jederzeit einen
Umtauschantrag zurOckweisen, wenn dies im Interesse der Verwaltungsgesellschaft
bzw. des OGAW oder im Interesse der Anleger geboten erscheint, insbesondere wenn:

1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Anleger mit dem Erwerb der
Anteile Market Timing, Late-Trading oder sonstige Markttechniken betrieben wer-
den, die der Gesamtheit der Anleger schaden kénnen;

2. der Anleger nicht die Bedingungen fUr einen Erwerb der Anteile erflllt; oder

3. die Anteile in einem Staat vertrieben, in dem der OGAW zum Vertrieb nicht zuge-
lassen ist oder von einer Person erworben worden sind, fUr die der Erwerb der Antei-
le nicht gestattet ist.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass der Umtausch von Anteilen auf der

Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags unbekannten

Nettoinventarwertes pro Anteil abgerechnet wird (forward pricing).
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Art. 10 Late Trading und Market Timing

Sollte der Verdacht bestehen, dass ein Antragsteller Late Trading oder Market Timing
betreibt, wird die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle die Annahme
des Zeichnungs-, Umtausch- oder RUcknahmeantrags solange verweigern, bis der An-
tragsteller jegliche Zweifel in Bezug auf seinen Antrag ausgerdumt hat.

Late Trading

Unter Late Trading ist die Annahme eines Zeichnungs-, Umtausch- oder RUcknahmeauf-
trags zu verstehen, der nach dem Annahmeschluss der Auftrage (cut-off fime) des be-
treffenden Tages erhalten wurde, und seine AusfGhrung zu dem Preis, der auf dem an
diesem Tag geltenden Nettoinventarwert basiert. Durch Late Trading kann ein Anleger
aus der Kenntnis von Ereignissen oder Informationen Gewinn ziehen, die nach dem An-
nahmeschluss der Auftrige veroffentlicht wurden, sich jedoch noch nicht in dem Preis
widerspiegeln, zu dem der Auftrag des Anlegers abgerechnet wird. Dieser Anleger ist in-
folgedessen im Vorteil gegenUber den Anlegern, die den offiziellen Annahmeschluss
eingehalten haben. Der Vorteil dieses Anlegers ist noch bedeutender, wenn er das Late
Trading mit dem Market Timing kombinieren kann.

Market Timing

Unter Market Timing ist das Arbitrageverfahren zu verstehen, mit dem ein Anleger kurz-
fristig Anteile derselben Anteilsklasse systematisch zeichnet und zurUckverkauft oder
umwandelt, indem er die Zeitunterschiede und/oder Fehler oder Schwéchen des Sys-
tems zur Berechnung des Nettoinventarwerts der Anteilsklasse nutzt.

Art. 11 Verhinderung von Geldwdasche und Terrorismusfinanzierung

Die Verwaltungsgesellschaft frégt dafir Sorge, dass sich die inldndischen Vertriebsstel-
len gegenuber der Verwaltungsgesellschaft verpflichten, die im FUrstentum Liechten-
stein geltenden Vorschriffen des Sorgfaltspflichtgesetzes und der dazugehdrenden
Sorgfaltspflichtverordnung sowie die Richilinien der FMA in der jeweils gUltigen Fassung
ZU beachten.

Sofern die inldndischen Vertriebsstellen Gelder von Anlegern selbst entfgegennehmen,
sind sie in inrer Eigenschaft als Sorgfaltspflichtige verpflichtet, nach Massgabe des Sorg-
faltspflichtgesetzes und der Sorgfaltspflichtverordnung den Zeichner zu identifizieren, die
wirtschaftlich berechtigte Person festzustellen, ein Profil der Geschdaftsbeziehung zu er-
stellen und alle fUr sie geltenden lokalen Vorschriften zur Verhinderung von Geldwa-
scherei zu befolgen.

DarUber hinaus haben die Vertriebsstellen und ihre Verkaufsstellen auch alle Vorschrif-
ten zur Verhinderung von Geldwdsche und Terrorismusfinanzierung zu beachten, die in
den jeweiligen Vertriebsldndern in Kraft sind.

Art. 12 Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwertes und der Aus-
gabe, der Rucknahme und des Umtausches von Anteilen

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Berechnung des Nettoinventarwertes und/oder
die Ausgabe, die RGcknahme und den Umtausch von Anteilen des OGAW zeitweise
aussetzen, sofern dies im Interesse der Anleger gerechftfertigt ist, insbesondere:

1. wenn ein Markt, welcher Grundlage fUr die Bewertung eines wesentlichen Teils des
Vermdgens des OGAW bildet, geschlossen ist oder wenn der Handel an einem sol-
chen Markt beschrdnkt oder ausgesetzt ist;

2. bei politischen, wirtschaftlichen oder anderen Notfdllen; oder
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3. wenn wegen Beschrénkungen der Ubertragung von Vermdgenswerten Geschdéfte
fur den OGAW undurchfUhrbar werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem auch den Beschluss zur vollstndigen oder
zeitweiligen Aussetzung der Ausgabe von Anteilen fassen, falls Neuanlagen das Errei-
chen des Anlageziels beeintrachtigen kdnnten.

Die Ausgabe von Anteilen wird insbesondere dann zeitweilig eingestellt, wenn die Be-
rechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil eingestellt wird. Bei Einstellung der Ausga-
be von Anteilen werden die Anleger umgehend per Mitteilung im Publikationsorgan
sowie in den im Prospekt und Treuhandvertrag genannten Medien oder mittels dauer-
haften Datentrdgern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) Uber den Grund und den
Zeitpunkt der Einstellung informiert.

Daneben ist die Verwaltungsgesellschaft unter Wahrung der Interessen der Anleger be-
rechtigt, erhebliche RGcknahmen erst zu tatigen, d.h. die RGcknahme zeitweilig auszu-
setzen, nachdem entsprechende Vermdgenswerte des OGAW ohne Verzdgerung un-
ter Wahrung der Interessen der Anleger verkauft werden kénnen.

Solange die RUcknahme der Anteile ausgesetzt ist, werden keine neuen Anteile des
OGAW ausgegeben. Umtdusche von Anteilen, deren RUckgabe vorUbergehend ein-
geschrdnkt ist, sind nicht moglich.

Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, dass dem Vermdgen des OGAW ausrei-
chende flUssige Mittel zur VerflUgung stehen, damit eine RUcknahme bzw. der Umtausch
von Anteilen auf Antrag von Anlegern unter normalen Umsténden unverziglich erfol-
gen kann.

Die Verwaltungsgesellschaft teilt die Aussetzung der AnteilsrGicknahme und -auszahlung
unverzuglich der FMA und in geeigneter Weise den Anlegern mit. Zeichnungs-, RUck-
nahme bzw. Umtauschantrége werden nach Wiederaufnahme der Berechnung des
Nettoinventarwertes abgerechnet. Der Anleger kann seinen Zeichnungs-, RUcknahme-
bzw. Umtauschantrag bis zur Wiederaufnahme des Anteilshandels widerrufen.

Art. 13 Verkaufsrestriktionen

Die Anteile des OGAW sind nicht in allen L&dndern der Welt zum Vertrieb zugelassen. Bei
der Ausgabe, der RUcknahme und beim Umtausch von Anteilen im Ausland kommen
die dort geltenden Bestimmungen zur Anwendung. Details sind dem Prospekt zu ent-
nehmen.

Strukturmassnahmen

Art. 14 Verschmelzung

Im Sinne von Art. 38 UCITSG kann die Verwaltungsgesellschaft jederzeit und nach freiem
Ermessen mit Genehmigung der entsprechenden Aufsichtsbehdrde die Verschmelzung
des OGAW mit einem oder mehreren anderen OGAW beschliessen und zwar unab-
hangig davon, welche Rechtsform der OGAW hat und ob der andere OGAW seinen
Sitz in Liechtenstein hat oder nicht. Anteilsklassen des OGAW kdnnen ebenfalls unterei-
nander, aber auch mit einem oder mehreren anderen OGAW oder deren Teilfonds und
Anteilsklassen verschmolzen werden.

Alle Vermégensgegenstdnde des OGAW duirfen mit Genehmigung der entsprechen-
den Aufsichtsbehdrde zum Geschdaftsighresende (Ubertragungsstichtag) auf einen an-
deren bestehenden, oder ein durch die Verschmelzung neu gegrindeten OGAW Uber-
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tfragen werden. Der OGAW darf auch mit einem OGAW verschmolzen werden, der in
einem anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde und ebenfalls den Vorgaben der
Richtlinie 2009/65/EG entspricht. Mit Zustimmung der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein
(FMA) kann ein anderer Ubertragungsstichtag bestimmt werden. Es kénnen auch zum
Geschdaftsjahresende oder einem anderen Ubertragungsstichtag alle Vermdgensge-
genstiinde eines anderen OGAW oder eines ausldndischen richtlinienkonformen
OGAW auf einen OGAW Ubertragen werden. Schliesslich besteht auch die Méglichkeit,
dass nur die Vermdgenswerte eines ausl@ndischen richtlinienkonformen OGAW ohne
dessen Verbindlichkeiten auf den OGAW Ubertragen werden.

Die Anleger haben bis finf Arbeitstage vor dem geplanten Ubertragungsstichtag ent-
weder die Méglichkeit, ihre Anteile ohne Rickgabeabschlag zurGckzugeben, oder ihre
Anteile gegen Anteile eines anderen OGAWs umzutauschen, der ebenfalls von der
Verwaltungsgesellschaft verwaltet wird und Uber eine &hnliche Anlagepolitik wie der zu
verschmelzende OGAW verfugt.

Am Ubertragungsstichtag werden die Werte des Ubernehmenden und des Uber-
tragenden Sondervermdgens oder OGAW berechnet, das Umtauschverhdlinis wird
festgelegt und der gesamte Vorgang wird vom Wirtschaftsprifer geproft. Das Um-
tauschverhdlinis ermittelt sich nach dem Verhdltnis der Nettoinventarwerte des Uber-
nommenen und des aufnehmenden Sondervermdgens zum Zeitpunkt der Ubernahme.
Der Anleger erhdlt die Anzahl von Anteilen an dem neuen Sondervermdgen, die dem
Wert seiner Anteile an dem Ubertragenden Sondervermdgen entspricht. Es besteht
auch die Moglichkeit, dass den Anlegern des Ubertragenden Sondervermdgens bis zu
10 Prozent des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden. Findet die Verschmelzung
wdahrend des laufenden Geschdaftsjahres des Ubertragenden Sondervermdgens staft,
muss dessen verwaltende Verwaltungsgesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen
Bericht erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.

Die Verwaltungsgesellschaft macht im Publikationsorgan des OGAW, der Internetseite
des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband www.lafv.li bekannt, wenn der
OGAW einen anderen OGAW aufgenommen hat und die Verschmelzung wirksam ge-
worden ist. Sollte der OGAW durch eine Verschmelzung untergehen, Ubernimmt die
Verwaltungsgesellschaft die Bekanntmachung, die den aufnehmenden oder neu ge-
grundeten OGAW verwaltet,

Die Ubertragung aller Vermdgensgegenstéinde dieses OGAW auf einen anderen inlén-

dischen OGAW oder einen anderen ausldndischen OGAW findet nur mit Genehmigung
der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) statt.

Art. 15 Anlegerinformation, Zustimmung und Anlegerrechte

Die Anleger werden Uber die geplante Verschmelzung informiert. Die Anlegerinformati-
on muss den Anlegern ein fundiertes Urteil Uber die Auswirkungen des Vorhabens auf ih-
re Anlage und die AusUbung ihrer Rechte nach Art. 44 und 45 UCITSG ermoglichen.

Die Anleger haben kein Mitbestimmungsrecht in Bezug auf die Verschmelzung.

Art. 16 Kosten der Verschmelzung

Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und Durch-
fUhrung der Verschmelzung verbunden sind, werden weder einem der an der Ver-

schmelzung beteiligten OGAW noch den Anlegern angelastet.

FUr Strukturmassnahmen nach Art. 49 lit. a bis d UCITSG gilt dies sinngemdss.
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Besteht ein OGAW als Master-OGAW, wird eine Verschmelzung nur dann wirksam wer-
den, wenn der betreffende OGAW seinen Anlegern und den zustdndigen Behdrden
des Herkunftsmitgliedstaates seines Feeder-OGAW bis 60 Tage vor dem vorgeschlage-
nen Datum des Wirksamwerdens die gesetzlich vorgesehenen Informationen bereit-
stellt. In diesem Fall gewdhrt der betreffende OGAW den Feeder-OGAW des weiteren
die Moglichkeit, vor Wirksamwerden der Verschmelzung alle Anteile zurickzunehmen
respektfive auszuzahlen, es sei denn, die zustdndige Behdrde des Herkunftsmitgliedstaa-
tes des Feeder-OGAW genehmigt die Anlage in Anteile des aus der Verschmelzung
hervorgehenden Master-OGAW nicht.

Auflosung des OGAW und seiner Anteilsklassen

Art. 17 Im Allgemeinen

Die Bestimmungen zur Auflésung des OGAW gelten ebenfalls fir dessen Anteilsklassen.

Art. 18 Beschluss zur Auflosung

Die Auflésung des OGAW bzw. Anteilsklassen erfolgt zwingend in den gesetzlich vor-
gesehenen Fdallen. Zusatzlich ist die Verwaltungsgesellschaft jederzeit berechtigt, den
OGAW bzw. eine einzelne Anteilsklasse aufzuldsen.

Anleger, Erben und sonstige Personen kénnen die Aufteilung oder Aufldsung des
OGAW bzw. einer einzelnen Anteilsklasse nicht verlangen.

Der Beschluss Uber die Auflésung des OGAW bzw. einer Anteilsklasse wird auf der Inter-
netseite des LAFV Liechtensteinischen Anlagefondsverbandes (www.lafv.li) als Publi-
kationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und dauer-
haften Datentrgern (Brief, Fax, E-Mail oder Vergleichbares) verdffentlicht. Vom Tage
des Aufldsungsbeschlusses an werden keine Anteile mehr ausgegeben, umgetauscht
oder zuruckgenommen.

Bei Auflésung des OGAW darf die Verwaltungsgesellschaft die Aktiven des OGAW im
besten Interesse der Anleger unverziglich liquidieren. Im Ubrigen erfolgt die Liquidation
des OGAW gemdss den Bestimmungen des liechtensteinischen Personen- und Gesell-
schaftsrechts (PGR).

Wenn die Verwaltungsgesellschaft eine Anteilsklasse aufldst, ohne den OGAW aufzuls-
sen, werden alle Anteile dieser Klasse zu ihrem dann gUltigen Nettoinventarwert zurlck-
genommen. Diese RUcknahme wird von der Verwaltungsgesellschaft veroffentlicht und
der RUcknahmepreis wird von der Verwahrstelle zugunsten der ehemaligen Anleger
ausbezahlt.

Art. 19 Grunde fur die Auflosung

Soweit das Neftovermdgen des OGAW einen Wert unterschreitet, der fUr eine wirt-
schaftlich effiziente Verwaltung erforderlich ist sowie im Falle einer wesentlichen Ande-
rung im politischen, wirtschaftlichen oder geldpolitischen Umfeld oder im Rahmen einer
Rationalisierung kann die Verwaltungsgesellschaft beschliessen, alle Anteile des OGAW
oder einer Anteilsklasse zum Nettoinventarwert (unter BerUcksichtigung der tatséchli-
chen Realisierungskurse und Realisierungskosten der Anlagen) des Bewertungstages, zu
welchem der entsprechende Beschluss wirksam wird, zurUckzunehmen oder zu annullie-
ren.
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Art. 20 Kosten der Auflosung

Die Kosten der Aufldsung gehen zu Lasten des Nettovermdgens des OGAW.

Art. 21 Auflosung und Konkurs der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Ver-
wabhrstelle

Das zum Zwecke der gemeinschaftlichen Kapitalanlage fir Rechnung der Anleger ver-
waltete Vermdgen fallt im Fall der Auflésung und des Konkurses der Verwaltungsgesell-
schaft nicht in deren Konkursmasse und wird nicht zusammen mit dem eigenen Verméo-
gen aufgeldst. Der OGAW bildet zu Gunsten seiner Anleger ein Sondervermdgen. Jedes
Sondervermdgen ist mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwaltungsgesellschaft
zu Ubertragen oder im Wege der abgesonderten Befriedigung zu Gunsten der Anleger
des OGAW aufzulésen.

Im Fall des Konkurses der Verwahrstelle ist das verwaltete Vermdgen des OGAW mit Zu-
stimmung der FMA auf eine andere Verwabhrstelle zu Ubertragen oder im Wege der ab-
gesonderten Befriedigung zu Gunsten der Anleger des OGAW aufzuldsen.

Art. 22 Kindigung des Verwahrstellenvertrages

Im Falle der Kindigung des Verwahrstellenvertrages ist das Nettovermdgen des OGAW
mit Zustimmung der FMA auf eine andere Verwabhrstelle zu Ubertragen oder im Wege
der abgesonderten Befriedigung zu Gunsten der Anleger des OGAW aufzulésen.

Bildung von Anteilsklassen und Teilfonds

Art. 23 Bildung von Anteilsklassen

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir den OGAW mehrere Anteilsklassen bilden. Die Bil-
dung von Anteilsklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im Ermessen der Verwaltungsge-
sellschaft. Der Prospekt sowie der Treuhandvertrag inklusive fondspezifischem Anhang A
+OGAW im Uberblick" ist entsprechend anzupassen.

Art. 24 Merkmale der Anteilsklassen

FOr den OGAW koénnen Anteilsklassen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertrags-
verwendung, des Ausgabeaufschlags, der Referenzwdhrung und des Einsatzes von
Wdhrungssicherungsgeschaften, der Verwaltungsvergitung, der Mindestanlagesumme
bzw. einer Kombinatfion dieser Merkmale von den bestehenden Anteilsklassen unter-
scheiden. Die Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilskiassen er-
worben haben, bleiben davon jedoch unberihrt.

Die Anteilsklassen, die in Zusammenhang mit dem OGAW aufgelegt sind, sowie die in
Zusammenhang mit den Anteilen des OGAW entstehenden GebUhren und Ver-
gUtungen sind in Anhang A "OGAW im Uberblick" genannt.

Art. 25 Bildung von Teilfonds

Der OGAW ist keine Umbrella-Konstruktion und somit bestehen keine Teilfonds. Die Ver-
waltungsgesellschaft kann jederzeit beschliessen den OGAW in eine Umbrella-Kon-
struktion umzuwandeln und somit Teilfonds aufzulegen. Der Prospekt sowie der Treu-
handvertrag inklusive fondspezifischem Anhang A ,OGAW im Uberblick® ist ent-
sprechend anzupassen.
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Art. 26 Strukturmassnahmen bei Anteilsklassen

Die Verwaltungsgesellschaft kann sadmtliche Strukturmassnahmen, die im Art. 14 ff. die-
ses Treuhandvertrags vorgesehen sind, durchfGhren.

Allgemeine Anlagegrundsadtze und -beschrankungen

Art. 27 Anlagepolitik
Die fondssperzifische Anlagepolitik wird in Anhang A ,,OGAW im Uberblick" beschrieben.

Die folgenden allgemeinen Anlagegrundsdtze und -beschrinkungen gelten fUr den
OGAW, sofern keine Abweichungen oder Ergdnzungen fur den OGAW in Anhang A
~OGAW im Uberblick" enthalten sind.

Art. 28 Allgemeine Anlagegrundsatze und -beschrankungen

Das Vermdgen des OGAW wird unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung im
Sinne der Regeln des UCITSG und nach den im Folgenden beschriebenen anlage-
politischen Grundsdtzen und innerhalb der Anlagebeschradnkungen angelegt.

Art. 29 Zugelassene Anlagen

Das Vermdgen des OGAW darf die Vermdgensgegensténde fUr Rechnung seiner An-
leger ausschliesslich in einen oder mehrere der folgenden Vermdgensgegensténde an-
legen:

1.  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente:

a) die an einem geregelten Markt im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Ziff. 21 der Richtlinie
2014/65/EU notiert oder gehandelt werden;

b) die an einem anderen geregelten Markt eines EWR-Mitgliedstaats, der aner-
kannt, fur das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemdass ist,
gehandelt werden;

c) die an einer Wertpapierbodrse eines Drittstaates amtlich notiert oder an einem
anderen Markt weltweit gehandelt werden, der anerkannt, fir das Publikum
offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemass ist.

2.  Wertpapiere aus Neuemissionen, sofern:

a) die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur
amtlichen Notierung bzw. zum Handel an einer der unter Ziff. 1 a) bis c) er-
wdahnten Wertpapierbérsen bzw. an einem dort geregelten Markt beantragt
wurde und

b) diese Zulassung spdtestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt
wird.

3. Anteile von OGAW und anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen for
gemeinsame Anlagen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziffer 17 UCITSG, sofern diese nach
ihren konstituierenden Dokumenten héchstens 10% ihres Vermdgens in Anteilen ei-
nes anderen OGAW oder vergleichbarer Organismen fir gemeinsame Anlagen an-
legen durfen;

4. Sichteinlagen oder kindbare Einlagen mit einer Laufzeit von héchstens zwolf Mo-
naten bei Kreditinstituten, die ihren Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder einem
Drittstaat haben, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts gleichwertig ist;
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5.

7.

Derivate, deren Basiswert Anlagegegenstdnde im Sinne dieses Artikels oder Finanz-
indizes, Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen sind. Im Fall von Geschdaften mit
OTC-Derivaten mussen die Gegenparteien beaufsichtigte Institute einer von der
FMA zugelassenen Kategorie sein und die OTC-Derivate einer zuverldssigen und
Uberprufbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit auf Initiative
des OGAW zum angemessenen Zeitwert verdussert, liquidiert oder durch ein Ge-
gengeschdaft glattgestellt werden kdnnen;

Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten Markt gehandelt werden,
sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente Vorschriften Uber den Ein-
lagen- und den Anlegerschutz unterliegt, vorausgesetzt, sie werden:

a) von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Korperschaft oder der
Zentralbank eines EWR-Mitgliedstaats, der Europdischen Zentralbank, der Ge-
meinschaft oder der Europdischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, so-
fern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der Féderation oder von einer
infernationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens
ein EWR-Mitgliedstaat angehdrt, ausgegeben oder garantiert;

b) von einem Unternehmen ausgegeben, dessen Wertpapiere auf den unter
Bst. a bezeichneten geregelten Markten gehandelt werden;

c) von einem Institut, das gemdss den im EWR-Recht festgelegten Kriterien einer
Aufsicht unterstellt ist oder einem Institut ausgegeben oder garantiert, dessen
Aufsichtsrecht dem EWR-Recht gleichwertig ist und das dieses Recht einhdlt;
oder

d) von einem Emiftenten ausgegeben, der einer von der FMA zugelassenen Ka-
tegorie angehdrt, sofern fur Anlagen in diesen Instrumenten den Bst. a bis ¢
gleichwertige Anlegerschutzvorschriften gelten und der Emittent entweder ein
Unternehmen mit einem Eigenkapital in Hohe von mindestens 10 Milionen Euro
ist und seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der Richtlinie
78/660/EWG, in Liechtenstein umgesetzt durch PGR erstellt und verdffentlicht,
oder ein gruppenzugehdriger Rechtstréger ist, der fUr die Finanzierung der Un-
ternehmensgruppe mit zumindest einer bérsennotierten Gesellschaft zustandig
ist oder ein Rechtstrager ist, der die wertpapiermdssige Unterlegung von Ver-
bindlichkeiten durch Nutzung einer von einer Bank eingerdumten Kreditlinie fi-
nanzieren soll.

Die Verwaltungsgesellschaft darf daneben flussige Mittel halten.

Art. 30 Nicht zugelassene Anlagen

Die Verwaltungsgesellschaft darf nicht:

1.

mehr als 10% des Vermdgens des OGAW in andere als die in Art. 29 genannten
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente anlegen;

Edelmetalle oder Zertifikate Uber Edelmetalle erwerben;

ungedeckte Leerverkdufe tatigen.

Art. 31 Derivateinsatz, Techniken und Instrumente

Das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des Vermdgens
des OGAW nicht Uberschreiten. Der OGAW bzw. der Teilfonds darf als Teil der Anlage-
politik innerhallb der in Art. 53 UCITSG festgelegten Grenzen Anlagen in Derivaten tati-
gen. Bei der Berechnung dieses Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Aus-
fallrisiko, kUnftige Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist der Positionen bericksich-
tigt. Der OGAW darf als Teil seiner Anlagepolitik und im Rahmen der Grenzen von Art. 53
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UCITSG Anlagen in Derivate tatigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anla-
gegrenzen des Art. 54 UCITSG nicht Gberschreitet.

Sofern der Schutz der Anleger und das &ffentliche Interesse nicht entgegen stehen, sind
Anlagen des OGAW in indexbasierten Derivaten in Bezug auf die Obergrenzen des Art.
54 UCITSG nicht zu berUcksichtigen.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss
es hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften von Art. 54 UCITSG mit berUcksichtigt wer-
den.

Die Verwaltungsgesellschaft darf mit Genehmigung der FMA zur effizienten Verwaltung
der Portfolios unter Einhaltung der Bestimmungen des UCITSG Techniken und Instru-
mente einsetzen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben.

Kreditaufnahmen, Wertpapierleihe und Pensionsgeschdfte sind im Rahmen der im UCI-
TSG und der entsprechenden Verordnung vorgesehenen Grenzen zuldssig.

Art. 32 Anlagegrenzen
A. Fir den OGAW sind folgende Anlagegrenzen einzuhalten:

1. Das Vermdgen des OGAW darf héchstens 5% seines Vermogens in Wertpapie-
ren oder Geldmarktinstrumenten desselben Emittenten und héchstens 20% sei-
nes Vermdgens in Einlagen desselben Emittenten anlegen.

2. Das Ausfallrisiko aus Geschdaften des OGAW mit OTC-Derivaten mit einem Kre-
ditinstitut als Gegenpartei, das seinen Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat oder ei-
nem Drittstaat hat, dessen Aufsichtsrecht dem des EWR-Rechts gleichwertig ist,
darf 10% des Vermdgens des OGAW nicht Uberschreiten; bei anderen Ge-
genparteien betragt das maximale Ausfallrisiko 5% des Vermogens.

3. Sofern der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Emit-
tenten, bei denen der OGAW jeweils mehr als 5% seines Vermdbgens anlegt,
40% seines Vermdgens nicht Gberschreitet, ist die in Ziff. 1 genannte Emitten-
tengrenze von 5% auf 10% angehoben. Die Begrenzung auf 40% findet keine
Anwendung fur Einlagen oder auf Geschdafte mit OTC-Derivaten mit be-
aufsichtigten Finanzinstituten. Bei Inanspruchnahme der Anhebung werden die
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente nach Ziff. 5 und die Schuldverschreib-
ungen nach Ziff. 6 nicht berbcksichtigt.

4. Ungeachtet der Einzelobergrenzen nach Ziff. 1 und 2 darf ein OGAW folgen-
des nicht kombinieren, wenn dies zu einer Anlage von mehr als 20% seines Ver-
mogens bei ein und derselben Einrichtung fUhren wirde:

a) von dieser Einrichtung ausgegebene Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente;

b) Einlagen bei dieser Einrichtung;

c) von dieser Einrichtung erworbene OTC-Derivate.

5. Sofern die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente von einem EWR-Mitglied-
staat oder seinen Gebietskérperschaften, von einem Drittstaat oder von einer
internationalen Einrichtung &ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens
ein EWR-Mitgliedstaat angehdrt, ausgegeben oder garantiert werden, ist die in
Ziff. 1 genannte Obergrenze von 5% auf hdchstens 35% angehoben.

6. Sofern Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem EWR-
Mitgliedstaat ausgegeben werden, das aufgrund gesetzlicher Vorschriften
zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen 6f-

Der Treuhandvertrag: Art. 32 Anlagegrenzen

[2)]
w




10.

11.

12.

13.

fentlichen Aufsicht unterliegt und insbesondere die Ertrige aus der Emission
dieser Schuldverschreibungen in Vermdgenswerte anzulegen hat, die wdah-
rend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich daraus erge-
benden Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig fur die beim
Ausfall des Emittenten fallig werdende Rickzahlung des Kapitals und der Zin-
sen bestimmt sind, ist fUr solche Schuldverschreibungen die in Ziff. 1 genannte
Obergrenze von 5% auf hdéchstens 25% angehoben. In diesem Fall darf der
Gesamtwert der Anlagen 80% des Vermdgens des OGAW nicht Uberschreiten.

a. Die in Ziff. T bis 6 genannten Grenzen durfen nicht kumuliert werden. Die
maximale Ausstellergrenze betragt 35% des Vermdgens des OGAW.

b. Im Falle der Ausnahmegenehmigung der FMA kann diese Grenze auch
mehr als 35% betragen. Diese muss im Prospekt sowie in der Werbung
deutlich erwdhnt werden.

Gesellschaften derselben Unternehmensgruppe gelten fUr die Berechnung der
in diesem Artikel vorgesehenen Anlagegrenzen als ein einziger Emittent. FOr An-
lagen in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten derselben Unternehmens-
gruppe ist die Ausstellergrenze auf zusammen 20% des Vermdgens des OGAW
angehoben.

Der OGAW darf hdéchstens 10% seines Vermdgens in Anteilen an anderen
OGAWs oder an anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir
gemeinsame Anlagen anlegen.

Machen die Anlagen nach Ziff. 9 einen wesentlichen Teil des Vermdgens des
OGAW aus, muss der Prospekt Uber die maximale Hohe und der Jahresbericht
Uber den maximalen Anteil der VerwaltungsgebUhren informieren, die vom
OGAW oder den mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fUr gemein-
same Anlagen nach Ziff. 9, deren Anteile erworben wurden, zu tragen sind.

Werden Anteile unmittelbar oder mittelbar von der Verwaltungsgesellschaft
oder von einer Gesellschaft verwaltet, mit der die Verwaltungsgesellschaft
durch eine gemeinsame Verwaltung, Kontrolle oder qualifizierte Beteiligung
verbunden ist, durfen weder die Verwaltungsgesellschaft noch die andere Ge-
sellschaft fUr die Anteilsausgabe oder -ricknahme an den oder vom Vermo-
gen des OGAW GebuUhren berechnen.

Eine Verwaltungsgesellschaft erwirbt fUr keine von ihr verwalteten OGAW-Stim-
mrechtsaktien desselben Emittenten, mit denen sie einen nennenswerten Ein-
fluss auf die GeschdaftsfUhrung des Emittenten ausUben kann. Ein nennenswer-
ter Einfluss wird ab 10% der Stimmrechte des Emittenten vermutet. Gilt in einem
anderen EWR-Mitgliedstaat eine niedrigere Grenze fUr den Erwerb von Stimm-
rechtsaktien desselben Emittenten, ist diese Grenze fUr die Verwaltungs-
gesellschaft massgebend, wenn sie fur einen OGAW Aktien eines Emittenten
mit Sitz in diesem EWR-Mitgliedstaat erwirbft.

Der OGAW darf Finanzinstrumente desselben Emittenten in einem Umfang von

héchstens:

a) 10% des Grundkapitals des Emittenten erworben werden, soweit stimm-
rechtslose Aktien betroffen sind;

b) 10% des Gesaminennbetrags der in Umlauf befindlichen Schuldverschrei-
bungen oder Geldmarktinsfrumente des Emittenten erworben werden,
soweit Schuldverschreibungen oder Geldmarktinstrumente betroffen sind.
Diese Grenze braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Ge-
samtnennbetfrag zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln 1&sst;
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c) 25% der Anteile desselben Organismus erworben werden, soweit Anteile
von anderen OGAW oder von mit einem OGAW vergleichbaren Organis-
mus fUr gemeinsame Anlagen betroffen sind. Diese bestimmte Grenze
braucht nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Netftobetrag zum
Zeitpunkt des Erwerbs nicht ermitteln I&sst.

14. Ziffer 12 und 13 sind nicht anzuwenden:

a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem staatlichen
Emittenten ausgegeben oder garantiert werden;

b) auf Aktien, die der OGAW an dem Kapital einer Gesellschaft eines Dritt-
staates besitzt, die ihr Vermdgen im Wesentlichen in Wertpapieren von
Emittenten anlegt, die in diesem Drittstaat ansdssig sind, wenn eine derar-
tige Beteiligung fir den OGAW aufgrund der Rechtsvorschriften dieses
Drittstaates die einzige M&glichkeit darstellt, Anlagen in Wertpapieren von
Emittenten dieses Landes zu tatigen. Dabei sind die Voraussetzungen des
UCITSG zu beachten;

c) auf von Verwaltungsgesellschaften gehaltene Aktien am Kapital ihrer
Tochtergesellschaften, die im Niederlassungsstaat ausschliesslich fir die
Verwaltungsgesellschaft den RUckkauf von Aktien auf Wunsch der Anleger
organisieren.

Zusatzlich zu den aufgefUhrten Beschradnkungen gemass Art. 32, Bst. A, Ziffer 1 — 14
sind allfallige weitere Beschrénkungen in Anhang A ,,OGAW im Uberblick” zu be-
achten.

Von den Anlagegrenzen darf in den folgenden Fdllen abgewichen werden:

1. Der OGAW muss die Anlagegrenzen bei der AusUbung von zu seinem Ver-
mdgen zdhlenden Bezugsrechten aus Wertpapieren oder Geldmarktinstru-
menten nicht einhalten.

2. Bei Uberschreitung der genannten Grenzen hat das Vermoégen des OGAW bei
seinen Verkdufen als vorrangiges Ziel die Normalisierung dieser Lage unter Be-
rOcksichtigung der Interessen der Anleger anzustreben.

3. Der OGAW darf binnen der ersten sechs Monate nach seiner Liberierung von
den Anlagegrenzen dieses Kapitels ,,Bestimmungen zur Anlagepolitik” abwei-
chen. Die Artikel 29 und 30 bleiben von dieser Ausnahme unberUhrt und sind
jederzeit einzuhalten. Dem Gebot der Risikostreuung ist weiterhin Folge zu leis-
ten.

Aktive Anlagegrenzverstosse:

Ein eingetfretener Schaden, welcher aufgrund einer aktiven Verletzung der Anlo-
gegrenzen/Anlagevorschriften entstanden ist, muss gemass den jeweils gulfigen
Wohlverhaltensregeln dem OGAW unverziglich ersetzt werden.

Besondere Techniken und Instrumente, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
zum Gegenstand haben

Wie unter Art. 29 Ziff. 5 dieses Treuhandvertrages festgelegt, darf die Verwaltungs-
gesellschaft unter den gesetzlich festgelegten Bedingungen und innerhalb der ge-
setzlich festgelegten Grenzen als zentrales Element zum Erreichen der Anlagepolitik
fir den OGAW besondere Techniken und Finanzinstrumente nutzen, deren Basis-
werte Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und andere Finanzinstrumente sind.

Die Verwaltungsgesellschaft muss ein Risikomanagement-Verfahren verwenden,
welches es ihr erlaubt, das mit den Anlagepositionen verbundene Risiko sowie ihren

Der Treuhandvertrag: Art. 32 Anlagegrenzen

(22]
(%]




jeweiligen Anteil am Gesamirisikoprofil des Anlageportfolios jederzeit zu Uber-
wachen und zu messen; sie muss ferner ein Verfahren verwenden, das eine prdzise
und unabhdngige Bewertung des Wertes der OTC-Derivate erlaubt. Die Verwal-
tungsgesellschaft hat der FMA zumindest einmal jahrlich Berichte mit Informationen
zu Ubermitteln, die ein den tatséchlichen Verhdlinissen entsprechendes Bild der for
jeden verwalteten OGAW genutzten Derivate, der zugrunde liegenden Risiken, der
Anlagegrenzen und der Methoden vermitteln, die zur Schatzung der mit den Deri-
vatgeschdaften verbundenen Risiken angewandt werden.

Der Verwaltungsgesellschaft ist es darUber hinaus gestattet, sich unter Einhaltung
der von der FMA festgelegten Bedingungen und Grenzen, der Techniken und In-
sfrumente zu bedienen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum Gegen-
stand haben, sofern die Verwendung dieser Techniken und Instrumente im Hinblick
auf die effiziente Verwaltung des Portfolios geschieht. Beziehen sich diese Transak-
tionen auf die Verwendung von Derivaten, so mUssen die Bedingungen und Gren-
zen mit den Bestimmungen des UCITSG im Einklang stehen.

Unter keinen Umstédnden darf der OGAW bei diesen Transaktionen von inren An-
lagezielen abweichen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass das mit Derivaten verbundene Ge-
samtrisiko den Gesamtnettowert des OGAW nicht Uberschreitet. Bei der Be-
rechnung der Risiken werden der Marktwert der Basiswerte, das Ausfallrisiko, konfti-
ge vorhersehbare Marktentwicklungen und die Liquidationsfrist der Positionen be-
rGcksichtigt.

Die Verwaltungsgesellschaft darf als Teil inrer Anlagestrategie gemdass Art. 29 Ziff. 5
Anlagen in Derivaten tatigen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlage-
grenzen in Art. 32 ,,Anlagegrenzen* nicht Uberschreitet. Anlagen des OGAW in in-
dexbasierten Derivaten mussen bei den Anlagegrenzen des Art. 32 ,Anlagegren-
zen" nicht berGcksichtigt werden.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet ist,
muss es hinsichtlich der Einhaltung der Vorschriften des Art. 32 ,Anlagegrenzen* mit
berucksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft des OGAW tatigt keine Wertpapierleihegeschdfte.

Die Verwaltungsgesellschaft des OGAW tatigt keine Pensionsgeschdfte.

Art. 33 Gemeinsame Verwaltung

Um die Betriebs- und Verwaltungskosten zu senken und gleichzeitig eine breitere Di-
versifizierung der Anlagen zu erméglichen, kann die Verwaltungsgesellschaft beschlies-
sen, einen Teil oder die Gesamtheit der Vermdgenswerte des OGAW gemeinsam mit
Vermogenswerten zu verwalten, die zu anderen Organismen fUr gemeinsame Anlagen
gehoren.

Die Vermogenswerte dieses OGAW werden derzeit individuell und somit nicht gemein-
sam mit Vermogenswerten, die zu anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren gehdren, verwaltet.
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VI.

Kosten und Gebuhren

Art. 34 Laufende Gebuihren

A. Vom Vermogen abhdngiger Aufwand (Einzelaufwand)

Administration, Anlageentscheid, Risikomanagement und Vertrieb

Die Verwaltungsgesellschaft erhdlt fUr die Administration des OGAW eine VergUitung
gemass Anhang A ,,O0GAW im Uberblick”. Daneben kann die Verwaltungsgesellschaft
fir den Anlageentscheid (Asset Management und Anlageberatung), das Risikoma-
nagement sowie fir den Vertrieb eine Vergitung gemass Anhang A ,,OGAW im Uber-
blick" erhalten. Diese GebUhren werden auf der Basis des durchschnittlichen Netto-
fondsvermogens des OGAW bzw. der entsprechenden Anteilsklasse bei jeder Bewer-
tung berechnet und werden dem Vermdgen des OGAW nachirdglich quartalsweise
entnommen. Die GebUhren des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse sind Anhang A
,OGAW im Uberblick" zu entnehmen. Es steht der Verwaltungsgesellschaft frei, fir eine
oder mehrere Anteilsklassen unterschiedliche VerwaltungsvergUtungen festzulegen.

Darin inbegriffen sind zudem Bestandespflegekommissionen, die Dritten fUr die Ver-
mittlung und Betreuung von Anlegern ausgerichtet werden kd&nnen.

Verwahrstelle

Die Verwahrstelle erhdlt fur inre Tatigkeit aus dem Vermdgen des OGAW eine Vergu-
tung gemdss Anhang A ,,OGAW im Uberblick”. Die Verwahrstellengebihr wird auf der
Basis des durchschnittlichen Nettovermdgens des OGAW bzw. der entsprechenden An-
teilsklasse bei jeder Bewertung berechnet und dem Vermdgen des OGAW nachtrdglich
quartalsweise entnommen. Es steht der Verwaltungsgesellschaft frei, fUr eine oder meh-
rere Anteilsklassen unterschiedliche VerwahrstellenvergUtungen festzulegen.

Eine allféllige Entschédigung fur beauftragte Dritte ist in den GebUhren nach Art. 33 die-
ses Treuhandvertrages enthalten.

B. Vom Vermogen unabhdngiger Aufwand (Einzelaufwand)

Neben den VergUtungen aus den vorstehenden Absatzen kdnnen die folgenden vom
Vermdgen unabhdngigen Aufwendungen dem Vermdgen des OGAW belastet wer-
den:

& Kosten fur die Prifung des OGAW durch den Wirtschaftsprufer sowie Honorare von
Steuerberatern, soweit diese Aufwendungen im Interesse der Anleger getatigt
werden;

& GebUhren und Kosten fUr Bewilligungen und die Aufsicht Gber den OGAW in Liech-
tenstein und im Ausland;

¢ alle Steuern, die auf das Vermodgen des OGAW sowie dessen Erfréige und Aufwen-
dungen zu Lasten des Vermodgens des OGAW erhoben werden;

¢ im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung evtl. entste-
hende Steuern;

& GebuUhren, Kosten und Honorare im Zusammenhang mit der Ermittlung und Verof-
fentlichung von Steuerfaktoren fUr die Ladnder der EU/EWR und/oder sémiliche
Lander, wo Vertriebszulassungen bestehen und/oder Privatplatzierungen vorliegen,
nach Massgabe der effektiven Aufwendungen zu marktmdssigen Ansatzen;
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Kosten fUr die Erstellung, den Druck und den Versand der Jahres- und Halb-
jahresberichte sowie weiterer gesetzlich vorgeschriebener Publikationen;

Kosten fUr die Veroffentlichung der an die Anleger in den Publikationsorganen und
evil. zusatzlichen von der Investmentgesellschaft bestimmten Zeitungen oder elekt-
ronischen Medien gerichteten Mitteilungen des OGAW einschliesslich Kurspublikati-
onen;

Kosten, die im Zusammenhang mit der ErfGllung der Voraussetzungen und Folge-
pflichten eines Vertriebs der Anteile im In- und Ausland (z.B. GebUhren fUr Zahlstel-
len, Vertreter und andere Reprdsentanten mit vergleichbarer Funktion, GebuUhren
bei Fondsplattformen (z. B. Listing-GebUhren, Setup-Gebuhren, etc.), Beratungs-,
Rechts-, Ubersetzungskosten) anfallen;

Kosten und Aufwendungen fUr regelmdssige Berichte und Reportings u.a. an Versi-
cherungsunternehmen, Vorsorgewerke und andere Finanzdienstleistungsunter-
nehmen (z.B. GroMiKV, Solvency I, VAG, MIFID Ill, ESG-/SRI-Reports bzw. Nachhaltig-
keitsratings, etc.);

Kosten fur Erstellung oder Anderung, Ubersetzung, Hinterlegung, Druck und Versand
vom Prospekt und den konstituierenden Dokumenten (Treuhandvertrag, PRIIP-KID,
Berechnung SRRI/SRI, etc.) in den L&ndern, in denen die Anteile vertrieben werden;

Kosten, die im Zusammenhang mit der HerbeifUhrung, Aufrechterhaltung und Be-
endigung von Borsennotierungen der Anteile anfallen;

Kosten fUr die Ermittlung, der Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und
der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des jeweili-
gen ausldndischen Steuerrechts ermittelt wurden;

Aufwendungen im Zusammenhang mit der AusUbung von Stimmrechten oder
Glaubigerrechten durch den OGAW, einschliesslich der Honorarkosten fUr externe
Berater;

VerwaltungsgebuUhren und Kostenersatz staatlicher Stellen;

Kosten fUr Rechts- und Rechtswahrnehmung sowie fUr die Steuerberatung, die der
Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle enstehen, wenn sie im Interesse der
Anleger des OGAW handeln;

Inferne und externe Kosten fur die RUckforderung von ausldndischen Quellensteu-
ern, soweit diese fur Rechnung des OGAW vorgenommen werden kénnen. BezUg-
lich der RUckforderung von auslédndischen Quellensteuern sei festgehalten, dass die
Verwaltungsgesellschaft sich nicht zur RUckforderung verpflichtet und eine solche
nur vorgenommen wird, wenn sich das Verfahren nach den Kriterien der Wesent-
lichkeit der Betr&dge und der Verhdalinismdassigkeit der Kosten im Verhdaltnis zum mog-
lichen RUckforderungsbetrag rechtfertigt. Mit Bezug auf Anlagen, die Gegenstand
von Securifies Lending sind, wird die Verwaltungsgesellschaft keine Quellensteuer-
rUckforderung vornehmen;

Kosten fur die Bonitatsbeurteilung des Vermodgens des OGAW bzw. dessen Zielan-
lagen durch national oder international anerkannte Ratingagenturen;

ein angemessener Anteil an Kosten fUr Drucksachen und Werbung, die unmittelbar
im Zusammenhang mit dem Anbieten und dem Verkauf von Anteilen anfallen.

GebuUhren und Kosten, die durch andere rechtliche oder aufsichtsrechtliche Vor-
schriffen entstehen, die von der Verwaltungsgesellschaft im Rahmen der Umset-
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zung der Anlagestrategie zu erfUllen sind (wie Reporting- und andere Kosten, die im
Rahmen der ErfUllung der European Market Infrastructure Regulation (EMIR, EU-
Verordnung 648/2012) entstehen);

& Externe Kosten fUr die Beurteilung der Nachhaltigkeitsratings (ESG Research) des
Vermogens des OGAW bzw. dessen Zielanlagen;

& LizenzgebUhren fUr die Verwendung von allfdligen Referenzwerten (,,Bench-
marks");

¢ Kosten fUr die Aufsetzung und den Unterhalt zusétzlicher Gegenparteien, wenn es
im Interesse der Anleger ist;

Transaktionskosten

Zusatzlich tragt der OGAW sdmtliche aus der Verwaltung des Vermdgens erwachsen-
den Nebenkosten fUr den An- und Verkauf der Anlagen (marktkonforme Courtagen,
Kommissionen, Abgaben) sowie alle Steuern, die auf das Vermodgen des OGAW sowie
dessen Erfrdge und Aufwendungen erhoben werden (z.B. Quellensteuern auf ausiandi-
schen Ertrédgen). Der OGAW ftragt ferner allfdllige externe Kosten, d.h. GebUhren von
Dritten, die beim An- und Verkauf der Anlagen anfallen. Diese Kosten werden direkt mit
dem Einstands- bzw. Verkaufswert der betreffenden Anlagen verrechnet.

Allfallige Kosten fir Wahrungsabsicherungen von Anteilsklassen
Die allfalligen Kosten einer Wahrungsabsicherung von Anteilsklassen werden der ent-
sprechenden Anteilsklasse zugeordnet.

Liquidationsgebihren

Im Falle der Auflésung des OGAW kann die Verwaltungsgesellschaft eine Liquidations-
geblhr in Hohe von max. CHF 10°000.-- zu ihren Gunsten erheben. Zusatzlich zu diesem
Betfrag sind durch den OGAW alle anfallenden Drittkosten zu tfragen.

Ausserordentliche Dispositionskosten
Zusatzlich darf die Verwaltungsgesellschaft dem Vermdgen des OGAW Kosten fur aus-
serordentliche Dispositionen belasten.

Ausserordentliche Dispositionskosten setzen sich aus dem Aufwand zusammen, der aus-
schliesslich der Wahrung des Anlegerinteresses dient, im Laufe der regelmdassigen Ge-
schaftstatigkeit entsteht und bei Grindung des OGAW nicht vorhersehbar war. Ausser-
ordentliche Dispositionskosten sind insbesondere Kosten fir die Rechtsbefolgung im In-
teresse des OGAW oder der Anleger.

Zuwendungen

Im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Verdusserung von Sachen und Rechten fir
den OGAMW stellen die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle sowie allfdllige Beauf-
tragte sicher, dass insbesondere Zuwendungen direkt oder indirekt dem OGAW zugute-
kommen.

Laufende Gebihren (Total Expense-Ratio, TER)

Das Total der laufenden GebUhren vor einem allféligen erfolgsabhdngigen Aufwand
(Total Expense-Ratio vor Performance Fee; TER) wird nach allgemeinen, in den Wohl-
verhaltensregeln niedergelegten Grundsdtzen berechnet und umfasst, mit Ausnahme
der Transaktionskosten, sdmtliche Kosten und GebuUhren, die laufend dem jeweiligen
Teilfondsvermogen belastet werden. Die TER des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklas-
se ist im Halbjahres- und Jahresbericht anzugeben sowie bei Publikation des nachsten
Halbjahres- oder Jahresberichtes auf der Internetseite des LAFV Liechtensteinischer An-
lagefondsverband unter www.lafv.li auszuweisen.
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VIl.

Art. 35 Kosten zu Lasten der Anleger

Ausgabe-, Rucknahme- und UmtauschgebUhren sowie allenfalls damit zusammen-
hdngende Steuern und Abgaben sind vom Anleger zu tragen.

Art. 36 Vom Anlageerfolg abhangige Gebuhr (Performance Fee)

Zusatzlich kann die Verwaltungsgesellschaft eine Performance Fee erheben. Insoweit
eine Performance Fee erhoben wird ist diese in Anhang A ,,OGAW im Uberblick" aus-
fOhrlich dargestellt.

Art. 37 Grundungskosten

Die Kosten fUr die Grundung des OGAW und die Erstausgabe von Antfeilen werden zu
Lasten des Vermogens des OGAW Uber drei Jahre abgeschrieben.

Schlussbestimmungen

Art. 38 Verwendung des Erfolgs

Der redlisierte Erfolg des OGAW setzt sich aus dem Nettoertrag und den netto realisier-
ten Kapitalgewinnen zusammen. Der Nettoertrag setzt sich aus den Ertrégen aus Zinsen
und/oder Dividenden sowie sonstigen oder Ubrigen vereinnahmten Ertrédgen abziglich
der Aufwendungen zusammen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Nettoertrag und/oder die netto realisierten Kapi-
talgewinne des OGAW bzw. einer Anteilsklasse an die Anleger des OGAW bzw. der ent-
sprechenden Anteilsklasse ausschutten oder diesen Nettoertrag und/oder diese netto
realisierten Kapitalgewinne im OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse wiederanlegen
(thesaurieren) bzw. auf neue Rechnung vortragen.

Der Nettoertrag und die netto realisierten Kapitalgewinne derjenigen Anteilsklassen,
welche eine Ausschittung geméss Anhang A ,,OGAW im Uberblick® aufweisen, kénnen
j@hrlich oder &fter ganz oder teilweise ausgeschuttet werden.

Zur Ausschittung kdnnen der Nettoertrag und/oder die netto realisierten Kapitalgewin-
ne sowie die vorgetragenen Nettoertrdge und/oder die vorgetragenen netto realisier-
ten Kapitalgewinne des OGAW bzw. der jeweiligen Anteilsklasse kommen. Zwischen-
ausschuttungen von vorgetragenem Nettoertrag und/oder vorgetragenem realisiertem
Kapitalgewinn sind zuldssig.

Ausschuttungen werden auf die am AusschUftungstag ausgegebenen Anteile ausge-
zahlt. Auf erklarte AusschUttungen werden vom Zeitpunkt ihrer Falligkeit an keine Zinsen
bezahlt.

Art. 39 Verwendung von Referenzwerten (,,Benchmarks*)

Im Einklang mit den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europdischen
Parlaments und des Rates Uber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrak-
ten als Referenzwert (,Benchmark®) oder zur Messung der Wertentwicklung eines Orga-
nismus for gemeinsame Anlagen verwendet werden, kénnen beaufsichtigte Unterneh-
men (wie OGAW-Verwaltungsgesellschaften und AIFM) Benchmarks im Sinne der Refe-
renzwerte-Verordnung (,,Benchmark-Verordnung") in der EU verwenden, wenn der
Benchmark von einem Administrator bereitgestellt wird, der in dem Administratoren-
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und Referenzwert-Verzeichnis eingetragen ist, das von der ESMA gemass der Bench-
mark-Verordnung gefuhrt wird (das ,,Verzeichnis").

Benchmarks kdnnen vom OGAW in den Basisinformationsbldttern (PRIIP-KID) und in all-
faligen Marketingunterlagen als Referenz fUr Vergleichszwecke eingesetzt werden, um
an ihnen die Wertentwicklung des OGAW zu messen. Der OGAW wird aktiv verwaltet
und der Asset Manager kann somit frei entscheiden, in welche Wertpapiere er inves-
tiert. Folglich kann die Wertentwicklung deutlich von jener der Benchmark abweichen.
Der Vergleichsindex wird, wenn er von der Verwaltungsgesellschaft bzw. vom Asset
Manager in ihrem Auftrag verwendet wird, im Anhang A ,OGAW im Uberblick* ange-
geben.

Der Vergleichsindex kann sich im Laufe der Zeit dndern. In diesem Fall wird der Prospekt
und der Anhang A ,,OGAW im Uberblick" der konstituierenden Dokumente bei der
nachsten Gelegenheit aktualisiert und die Anleger werden per Mitteilung im Publikati-
onsorgan sowie in den im Prospekt genannten Medien oder mittels dauerhaften Daten-
trégern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) informiert.

Zudem kann der OGAW bei der Berechnung erfolgsabhé&ngiger GebUhren Benchmarks
verwenden. Detaillierte Angaben zur allfalligen vom Anlageerfolg abhdngigen GebUhr
(Performance Fee) befinden sich in Ziffer 11.2 dieses Prospekts sowie im Anhang A
+OGAW im Uberblick*.

Die Verwaltungsgesellschaft Ubernimmt in Bezug auf einen Vergleichsindex keine Haf-
tung fUr die Qualitat, Richtigkeit oder VollstGndigkeit der Daten des Vergleichsindex,
noch dafir, dass der jeweilige Vergleichsindex in Ubereinstimmung mit den beschrie-
benen Indexmethoden verwaltet wird.

Die Verwaltungsgesellschaft hat einen schriftichen Plan mit Massnahmen erstellt, die sie
hinsichtlich des OGAW ergreifen wird, falls sich der Index erheblich &dndert oder nicht
mehr bereitgestellt wird. Informationen in Bezug auf diesen Plan sind auf Anfrage kos-
tenlos am eingetragenen Sitz der Verwaltungsgesellschaft erhdlilich.

Art. 40 Zuwendungen

Die Verwaltungsgesellschaft behdlt sich vor, Dritten fUr die Akquisition von Anlegern
und/oder die Erbringung von Dienstleistungen Zuwendungen zu gewdhren. Be-
messungsgrundlage fur solche Zuwendungen bilden in der Regel die den Anlegern be-
lasteten Kommissionen, GebUhren usw. und/oder bei der Verwaltungsgesellschaft plat-
zierte Vermogenswerte/Vermdgensbestandteile. lhre HOhe entspricht einem pro-
zentualen Anteil der jeweiligen Bemessungsgrundlage. Auf Verlangen legt die Ver-
walfungsgesellschaft jederzeit weitere Einzelheiten Uber die mit Dritten getroffenen Ver-
einbarungen offen. Auf einen weiter gehenden Informationsanspruch gegenuber der
Verwaltungsgesellschaft verzichtet der Anleger hiermit ausdricklich, insbesondere frifft
die Verwaltungsgesellschaft keine detaillierte Abrechnungspflicht hinsichtlich effektiv
bezahlter Zuwendungen.

Der Anleger nimmt zur Kenntnis und akzeptiert, dass der Verwaltungsgesellschaft von
Dritten (inklusive Gruppengesellschaften) im Zusammenhang mit der ZufUhrung von An-
legern, dem Erwerb/Vertrieb von kollektiven Kapitalanlagen, Zertifikaten, Notes usw.
(nachfolgend «Produkten genannt; darunter fallen auch solche, die von einer Grup-
pengesellschaft verwaltet und/oder herausgegeben werden) Zuwendungen in der Re-
gel in der Form von Bestandeszahlungen gewdhrt werden kénnen. Die Héhe solcher
Zuwendungen ist je nach Produkt und Produktanbieter unterschiedlich. Bestande-
szahlungen bemessen sich in der Regel nach der Héhe des von der Verwaltungs-
gesellschaft gehaltenen Volumens eines Produkts oder einer Produktgruppe. lhre Hohe
entspricht Ublicherweise einem prozentualen Anteil der dem jeweiligen Produkt belaste-
ten VerwaltungsgebUhren, welche periodisch wahrend der Haltedauer vergUitet wer-
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den. Zusatzlich kénnen Vertriebsprovisionen von Wertpapieremittenten auch in Form
von Abschldgen auf dem Emissionspreis (prozentmdassiger Rabatt) geleistet werden o-
der in Form von Einmalzahlungen, deren Hohe einem prozentualen Anteil des Emissi-
onspreises entspricht. Vorbehdltlich einer anderen Regelung kann der Anleger jederzeit
vor oder nach Erbringung der Dienstleistung (Kauf des Produkts) weitere Einzelheiten
Uber die mit Dritten betreffend solcher Zuwendungen getroffenen Vereinbarungen von
der Verwaltungsgesellschaft verlangen. Der Informationsanspruch auf weitere Einzel-
heiten hinsichtlich bereits getatigter Transaktfionen ist jedoch begrenzt auf die der An-
frage vorausgegangenen 12 Monate. Auf einen weiter gehenden Informationsan-
spruch verzichtet der Anleger ausdricklich. Verlangt der Anleger keine weiteren Einzel-
heiten vor Erbringung der Dienstleistung oder bezieht er die Dienstleistung nach Einho-
lung weiterer Einzelheiten, verzichtet er auf einen allfaligen Herausgabeanspruch im
Sinne von § 1009 Allgemeines BUrgerliches Gesetzbuch (ABGB).

Art. 41 Informationen fir die Anleger

Publikationsorgan des OGAW sind die Internetseite des LAFV Liechtensteiner Anlage-
fondsverband (www.lafv.li) sowie sonstige im Prospekt genannte Medien.

S&mtliche Mitteilungen an die Anleger, auch Uber die Anderungen des Treuhand-
vertrages und des Anhangs A ,,0GAW im Uberblick* werden auf der Internetseite des
LAFV Liechtensteiner Anlagefondsverband (www.lafv.li) als Publikationsorgan des
OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannfen Medien und Datentrégern veroffent-
licht.

Der Nettoinventarwert sowie der Ausgabe- und RUcknahmepreis der Anteile des
OGAW bzw. seiner Anteilsklassen werden an jedem Bewertungstag im oben genannten
Publikationsorgan des OGAW sowie sonstigen im Prospekt genannten Medien und
dauerhaften Datentragern (Brief, Fax, Email oder Vergleichbares) bekannt gegeben.

Der von einem Wirtschaftsprufer geprufte Jahresbericht und der Halbjahresbericht, der
nicht gepruft sein muss, werden den Anlegern am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und
Verwahrstelle kostenlos zur VerfiUgung gestellt.

Art. 42 Berichte

Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fUr jeden OGAW einen gepruften Jahresbericht so-
wie einen Halbjahresbericht entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen im FUrsten-
tum Liechtenstein.

Spdatestens vier Monate nach Ablauf eines jeden Geschdaftsjahres verdffentlicht die
Verwaltungsgesellschaft einen gepriuften Jahresbericht entsprechend den Bestimmun-
gen des FUrstentum Liechtensteins.

Zwei Monate nach Ende der ersten sechs Monate des Geschdaftsjahres veroffentlicht
die Verwaltungsgesellschaft einen ungepriften Halbjahresbericht.
Es kdnnen zusatzlich geprifte und ungeprifte Zwischenberichte erstellt werden.

Art. 43 Geschaftsjahr

Das Geschdaftsjahr des OGAW beginnt am 1. Januar eines jeden Jahres und endet am
31. Dezember desselben Jahres. In Anhang A ,,0GAW im Uberblick* ist ersichtlich, ob es
sich beim ersten Geschdaftsjiahr um ein verl@ngertes oder um ein verkUrztes Geschdfts-
jahr handelt.
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Art. 44 Anderungen am Treuhandverirag

Dieser Treuhandvertrag kann von der Verwaltungsgesellschaft jederzeit ganz oder teil-
weise gedndert oder ergdnzt werden.

Anderungen des Treuhandvertrages bedUrfen der vorherigen Genehmigung durch die
FMA.

Art. 45 Verjahrung

Die Anspriche von Anlegern gegen die Verwaltungsgesellschaft, den Liquidator, Sach-
walter oder die Verwahrstelle verighren mit dem Ablauf von funf Jahren nach Einftritt
des Schadens, spatestens aber ein Jahr nach der Rickzahlung des Anteils oder nach
Kenntnis des Schadens.

Art. 46 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und massgebende Sprache
Der OGAW untersteht liechtensteinischem Recht. Ausschliesslicher Gerichtsstand fir
sGmtliche Streitigkeiten zwischen den Anlegern, der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle ist Vaduz.

Die Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwahrstelle kdnnen sich und den OGAW
jedoch im Hinblick auf Anspriche von Anlegern aus diesen L&dndern dem Gerichtsstand
der L&nder unterwerfen, in welchen Anteile angeboten und verkauft werden.

Als rechtsverbindliche Sprache fur diesen Treuhandvertrag gilt die deutsche Sprache.

Art. 47 Allgemeines
Im Ubrigen wird auf die Bestimmungen des UCITSG, die Bestimmungen des ABGB, die
Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR) Uber die Kollekfivireuhdn-

derschaft sowie die allgemeinen Bestimmungen des PGR in der jeweils aktuellen Fas-
sung verwiesen.

Art. 48 Inkrafttreten

Dieser Treuhandvertrag tritt am 12. Mai 2023 in Kraft.

Schaan/Vaduz, 10. Mai 2023

Die Verwaltungsgesellschaft:
IFM Independent Fund Management Aktiengesellschaft, Schaan

Die Verwahrstelle:
VP Bank AG, Vaduz
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Anhang A: OGAW im Uberblick

Der Treuhandvertrag und dieser Anhang A ,OGAW im Uberblick* bilden eine wesentliche

Einheit und ergénzen sich deshalb.

Pure ESG Europe Fund

A. Der OGAW im Uberblick

Anteilsklassen!

Valoren-Nummer

Als UCITS-Zielfonds
geeignet

SFDR-Klassifikation
Daver des OGAW

Rechnungswdhrung
des OGAW
Referenzwahrung der
Anteilsklassen

Mindestanlage

Erstausgabepreis

Erstzeichnungstag

Liberierung
erster Valuta-Tag

Bewertungstag? (T)
Bewertungsintervall

Bewertungsfrist

Ausgabe- und Rick-
nahmetag

Valuta Ausgabe- und
Ricknahmetag (T+2
Platzierung Anteilsge-
schaft
Annahmeschluss An-
teilsgeschaft (T

Stickelung

Verbriefung
Abschluss Rechnungs-

Ende des ersten Ge-
schdfisjahres

Erfolgsverwendung

=2
=

Stammdaten und Informationen des OGAW und dessen Anteilsklassen

Anteilsklassen des OGAW

CHF-TI CHF-TR EUR-TI EUR-TR
LI0509817545 LI0509817552 L10509817586 L105098175%94
50.981.754 50.981.755 50.981.758 50.981.759
Ja Ja Ja Ja
Artikel 8
unbestimmt
nein
Euro (EUR)

Frosﬁl?;»eézce;ﬂ Fréﬁgeézceﬁn Euro (EUR) Euro (EUR)
CHF 250'000.-- keine EUR 250'000.-- keine
CHF 100.-- CHF 100.-- EUR 100.-- EUR 100.--
27. Mérz 2020 27. Mérz 2020 27. Mérz 2020 27. Mérz 2020
31. Mé&rz 2020 31. Mé&rz 2020 31. Mérz 2020 31. Mérz 2020
Montag bis Freitag
Taglich
In der Regel 1 Tag nach dem Bewertungstag
jeder Bewertungstag
zwei Bankarbeitstage nach Berechnung
des Nettoinventarwertes (NAV)
Anteile oder Betrag
Bewertungstag um 12.00h (MEZ)
drei Dezimalstellen
buchmassig / keine Ausgabe von Zertifikaten
jeweils zum 31. Dezember
31. Dezember 2020
Thesaurierend Thesaurierend Thesaurierend Thesaurierend

1 Die Wdahrungsrisiken der aufgelegten Wahrungsklassen kdnnen ganz oder teilweise abgesichert werden.

2 Falls der Bewertungstag auf einen Bankfeiertag in Liechtenstein fallt, wird der Bewertungstag auf den ndchstfolgenden Bankge-

schaftstag in Liechtenstein verlegt.
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Kosten zu Lasten der Anleger

Anteilsklassen des OGAW

Anteilsklassen CHF-TI CHF-TR EUR-TI EUR-TR
Max. Ausgabeaufschlag3 Keiner Keiner Keiner Keiner
RUcknahmeabschlag zu Gunsten Keiner Keiner Keiner keiner
des OGAW

Umtauschgebihr beim Wechsel von

einer Anteilsklasse in eine andere Keine

Anteilsklasse

Kosten zu Lasten des Vermoégens des OGAWA45
Anteilsklassen des OGAW

Anteilsklassen CHF-TI CHF-TR EUR-TI EUR-TR
Max. Gebuhr fir Anlagenetscheid
und Vertrieb? 0.70% p.a. 1.40% p.a. 0.70% p.a. 1.40 % p.a.

Max. Gebuhr fir Administration und . .
Risikomanagement 0.15% p.a. oder min. CHF 25'000.-- p.a.

Max. Verwahrstellengebiihr3 0.07% p.a. oder min. CHF 10'000.-- p.a.

Performance-Fee Keine Keine Keine Keine

Verwendung von Benchmarks

Anteilsklassen des OGAW

CHE-TI CHEF-TR EUR-TI EUR-TR

Der OGAW verwendet keinen Benchmark

Anteilsklassen

Benchmark

Aufgabeniubertragung

a) Asset Manager
Als Asset Manager fUr diesen OGAW fungiert die GN Invest AG, Landstrasse 104,
FL-9490 Vaduz.

O

)  Vertriebsstelle
Der Vertrieb ist fUr diesen OGAW an die GN Invest AG, Landstrasse 104, FL-9490
Vaduz Ubertragen.

Anlageberater
Es wurde keine Anlageberater bestellt.

Verwahrstelle
Die Verwahrstellenfunktion fOr diesen OGAW Ubt die VP Bank AG, Aeulestrasse 6, FL-
9490 Vaduz, aus.

Wirtschaftsprufer
Als Wirtschaftsprufer fUr diesen OGAW ist die PricewaterhouseCoopers GmbH, Industrie-
ring 40, FL-9491 Ruggell, beauftragt.

Die effektiv belastete Kommission bzw. GebUhr wird im Halbjahres- und Jahresbericht ausgewiesen.

ZuzUglich Steuern sowie sonstige Kosten und GebUhren: Transaktionskosten sowie Auslagen, die der Verwaltungsgesellschaft und
der Verwahrstelle in AusUbung ihrer Funktionen entstanden sind. Die Details finden sich im Prospekt in den Ziffern 10 (Steuervor-
schriften) und 11.2 (Kosten und GebUhren zu Lasten des OGAW).

Im Falle der Aufldsung des OGAW kann die Verwaltungsgesellschaft eine LiquidationsgebUhr in Hohe von max. CHF 10'000.-- zu
ihren Gunsten erheben.

Anhang A: AufgabenUbertragung
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Anlagegrundsatze des OGAW

Die nachstehenden Bestimmungen regeln die fondsspezifischen Anlagegrundsatze des
Pure ESG Europe Fund:

Q) Anlageziel und Anlagepolitik
Das Anlageziel des Pure ESG Europe Fund besteht hauptsdchlich im Erzielen eines
mittel- bis langfristigen Kapitalgewinns, indem bestimmte ESG-Markmale (d.h Um-
welt, Sozial- und Corporate-Governance Merkmale geférdert und Nachhaltig-
keitsrisiken in den Investitionsprozess integriert werden.

Der Asset Manager berUcksichtigt bei der Verwaltung des OGAW u.a. ékologi-
sche (E) und/oder soziale (S) Merkmale und investiert in Unternehmen, die gute
Governance-Praktiken (G) anwenden. Der OGAW tatigt keine 6kologisch nach-
haltige Investitionen im Sinne von Art. 2 Ziffer 17 SFDR in &kologisch nachhaltige
Wirtschaftstatigkeiten.

Bei diesem OGAW handelt es sich um ein Produkt nach Art. 8 der Verordnung
(EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November
2019 Uber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleis-
tungssektor.

Das Vermdgen des OGAW wird nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wert-
papiere und andere Anlagen, wie nachfolgend beschrieben, getatigt werden. Es
handelt sich um einen aktiv gemanagten OGAW ohne Bezugnahme auf eine
Benchmark. Soweit fur den OGAW in lit. F dieses Anhangs keine abweichenden
Anlagegrundsatze festgelegt sind, gilt Ziffer V des Treuhandvertrages ,,Allgemeine
Anlagegrundsdtze und -beschrédnkungen”. Es kann keine Zusicherung gemacht
werden, dass der OGAW das Anlageziel erreichen wird.

Der OGAW investiert sein Vermdgen dauvernd mindestens 51% seines Vermogens
unmittelbar in Beteiligungspapiere und -wertrechte¢ (Aktien, Aktien mit Warrants,
etc.) von Unternehmen, die ihren Sitz oder den Gberwiegenden Anteil ihrer wirt-
schaftlichen Tatigkeiten in Europa haben oder als Holdinggesellschaften Uberwie-
gend Beteiligungen an Gesellschaften mit Sitz in Europa halten. Zudem wird der
OGAW mindestens 51% seines Vermogens in Unternehmen investieren, die an die
beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale angepasst sind.

Informationen in Bezug auf die 6kologischen und sozialen Merkmale des OGAW
sind dem Anhang D "Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung” zu entnehmen.

Es gilt zu beachten, dass die Auswahl der Unternehmen unabhdngig von ihrer
Marktkapitalisierung erfolgt. Somit kénnen sowohl Aktien von Unternehmen mit

Beteiligungspapiere und -werfrechte sind u.a. Kapitalbeteiligungen i.S.v. § 2 Abs. 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes
(InvS$tG), welche wie folgt im InvStG aufgefUhrt sind:

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Bérse zugelassen oder an einem anderen organisierten

Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind;

- Anteile an Kapitalgesellschaften mit Ausnahme von Immobilien-Gesellschaften im Sinne des § 1 Abs. 19 Nr. 22 des deutschen

Kapitalanlagegesetzbuchs:

o die in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europdi-
schen Wirtschaftsraum ansdssig sind und dort der Ertragsbesteuerung fUr Kapitalgesellschaften unterliegen und nicht von ihr
befreit sind;

e die in einem Drittstaat ansdssig sind und dort einer Erfragsbesteuerung fir Kapitalgesellschaften in Hohe von mindestens 15 %
unterliegen und nicht von ihr befreit sind;

- Anteile an Aktienfonds im Sinne des § 2 Abs. 6 des deutschen Investmentsteuergesetzes in der ab dem 1. Januar 2018 anwend-
baren Fassung in Héhe von 51 % des Werts des Anteils; und

- Anfeile an Mischfonds im Sinne des § 2 Abs. 7 des deutschen Investmentsteuergesetzes in der ab dem 1. Januar 2018 anwend-
baren Fassung in Hohe von 25 % des Werts des Anteils.

In Ausnahmefdllen und in begrenztem Rahmen kann die Kapitalbeteiligungsquote unter die Mindestquote fir den OGAW fallen.

Gemdass Schreiben des Bundesministerium der Finanzen vom 21. Mai 2019 ist grunds&tzlich nicht von einem wesentlichen Verstoss

auszugehen, wenn ein Aktien- oder Mischfonds in einem Geschd&ftsjahr an insgesamt bis zu 20 einzelnen oder zusammenhdngen-

den Geschdftstagen die Vermdgensgrenzen des § 2 Abs. 6 oder 7 InvStG in Bezug auf Kapitalbeteiligungen unterschreitet (,,20-

Geschdftstage-Grenze").

Anhang A: Anlagegrundsdtze des OGAW
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geringer Bérsenkapitalisierung (Small Caps) als auch Aktien von Unternehmen mit
mittlerer Bérsenkapitalisierung (Mid Caps) als auch Aktien von substanzstarken,
grossen, international bekannten und bedeutenden Unternehmen (Blue-Chips)
erworben werden.

Der OGAW darf héchstens 10% seines Vermdgens in Anteilen an anderen OGAW
oder an anderen mit einem OGAW vergleichbaren Organismen fir gemeinsame
Anlagen investieren. Diese anderen Organismen fir gemeinsame Anlagen durfen
nach ihrem Prospekt bzw. ihren konstituierenden Dokumenten hdchstens bis zu
10% ihres Vermogens in Anteilen eines anderen OGAW oder eines anderen ver-
gleichbaren Organismus fir gemeinsame Anlagen investieren.

Der OGAW darf maximal 49%seines Vermogens in Sichteinlagen oder in kindba-
ren Einlagen mit einer Laufzeit von hdchstens zwdlf Monaten halten. In be-
sonderen Ausnahmefdllen kénnen diese vorUbergehend auch mehr als 49% ein-
nehmen, wenn und soweit dies im Interesse der Anfeilinhaber fUr geboten er-
scheint.

Der OGAW unterliegt keinerlei Beschrédnkungen hinsichtlich der Wahrungsallo-
kation. Der Anteil des Vermdgens des OGAW, der in nicht auf Euro lautende Wert-
papiere angelegt ist, wird je nach Marktlage unterschiedlich sein. Um das Wdh-
rungsrisiko zu minimieren, kdnnen Vermogenswerte, die nicht auf Euro lauten, vor-
Ubergehend oder dauernd gegen den Euro abgesichert werden. Die Wahrungsri-
siken der in ,,CHF" aufgelegten Wahrungsklassen kdnnen ganz oder teilweise ab-
gesichert werden; dies kann negative Auswirkungen auf den NAV der in ,,EUR"
aufgelegten Wahrungsklassen haben. Die allfdlligen Kosten einer Wahrungsalbsi-
cherung der CHF-Anteilsklassen werden derjenigen entsprechend zugeordnet.

Zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung, der Erzielung von
Zusatzertirdgen und als Teil der Anlagestrategie kann der OGAW derivative Finan-
zinsfrumente auf Wertpapiere, Aktien- und Rentenindizes, Wdhrungen und
Exchange Traded Funds sowie Devisentermingeschdafte und Swaps einsetzen, so-
fern mit solchen Transakfionen nicht vom Anlageziel des OGAW abgewichen wird
und dabei die ,,Allgemeine Anlagegrundsatze und -beschrénkungen' gemass Zif-
fer V des Treuhandvertrages eingehalten werden.

Derivate, sonstige Ubertragbare Wertpapiere, Barmittel und geldnahe Instrumen-
te unterliegen eventuell nicht denselben ESG-Beschrdnkungen wie andere im
Fondsvermdgen gehaltene Wertpapiere.

Der OGAW ist ferner ermd@chtigt, im Rahmen der in Ziffer V des Treuhandvertrages
wAllgemeine Anlagegrundsadtze und -beschrénkungen® festgesetzten Anlage-
grenzen in sonsfige zugelassene Anlagen zu investieren.

Der Grundsatz ,,Vermeidung erheblicher Beeintradchfigungen* findet nur bei den-
jenigen dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die
die EU-Kriterien fUr 6kologisch nachhaltige WirtschaftsaktivitGten berlcksichtigen.
Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitio-
nen bertcksichtigen nicht die EU-Kriterien fUr dkologisch nachhaltige Wirtschafts-
aktivitaten.

Weitere Ausfihrungen zur nachhaltigen Ausrichtung des Anlagefonds sowie zu
den Angaben gemdss Art. 8 der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen
Parlaments und des Rates Uber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten
im Finanzdienstleistungssektor ("Offenlegungsverordnung”) sind dem Anhang D
"Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung” zu enthehmen.

Es gilt zu beachten, dass Anlagen neben den Chancen auf Kursgewinne und Er-
trag auch Risiken enthalten, da die Kurse unter die Einstandspreise fallen konnen.

Anhang A: Anlageziel und Anlagepolitik
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b)

Auch bei sorgfdltiger Auswahl der zu erwerbenden Anlagen kann das Verlustrisiko
durch Vermogensverfall nicht ausgeschlossen werden.

Es kann keine Zusicherung gemacht werden, dass das Anlageziel erreicht wird.
Dementsprechend konnen der Wert der Anteile und deren Ertrag sowohl zu- als
auch abnehmen.

Weitere produktspezifische Informationen sind unter www.ifm.li abrufbar.

Zudem sind weitere Informationen zu den nachhaltigkeitsbezogenen Offenlegun-
gen in Anhang D zu finden

Es gilt die fondsspezifischen Risiken in lit. G dieses Anhangs sowie die allgemeinen
Risiken in Ziffer 7.2 des Prospekis zu beachten. Informationen zum Risiko von ESG-
Investitionen und Nachhaltigkeitsrisiken befinden sich ebenfalls in den Allgemei-
nen Risiken unter Ziffer 7.2 des Prospekis.

Rechnungs-/Referenzwdhrung
Die Rechnungswdéhrung des OGAW sowie die Referenzwdhrung pro Anteilsklasse
werden in lit. Al dieses Anhangs ,,OGAW im Uberblick* genannt.

Bei der Rechnungswdhrung handelt es sich um die Wdhrung, in der die Buch-
fUhrung der OGAW erfolgt. Bei der Referenzw&hrung handelt es sich um die Wah-
rung, in der die Performance und der Nettoinventarwert der Anteilsklassen be-
rechnet werden. Die Anlagen erfolgen in den Wdhrungen, welche sich fir die
Wertentwicklung des OGAW optimal eignen.

Profil des typischen Anlegers

Der Pure ESG Europe Fund eignet sich fUr Anleger mit einem mittel- bis langfristigen
Anlagehorizont, die in ein breit diversifiziertes europdisches Portfolio von Beteili-
gungspapieren und -rechten investieren wollen.

G. Risiken und Risikoprofile des OGAW

a)

Fondsspezifische Risiken

Die Wertentwicklung der Anteile ist von der Anlagepolitik sowie von der Marki-
entwicklung der einzelnen Anlagen des OGAW abhdngig und kann nicht im Vo-
raus festgelegt werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
der Wert der Anteile gegeniber dem Ausgabepreis jederzeit steigen oder fallen
kann. Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger sein investiertes Kapital
zuriick erhailt.

Aufgrund der Uberwiegenden Investition des Vermdgens des Pure ESG Europe
Fund in Beteiligungspapiere und —wertrechte besteht bei diesem Anlagetyp ein
Markt- und Emittentenrisiko, welches sich negativ auf das Nettovermdgen auswir-
ken kann. Daneben kdnnen andere Risiken wie etwa das W&hrungsrisiko und das
Zins&nderungsrisiko in Erscheinung treten.

Der OGAW wendet in seiner Anlagestrategie ESG-Kriterien von einem oder meh-
reren externen ESG-Datenanbietern an, welche unvollstGndig, unrichtig, unter-
schiedlich oder nicht verfugbar sein kénnen. Daher besteht ein Risiko, dass die
Verwaltungsgesellschaft ein Wertpapier oder einen Emittenten falsch beurteilt, so
dass ein Wertpapier zu Unrecht in das Portfolio des OGAW aufgenommen oder
daraus ausgeschlossen wird. Die Verwendung von ESG-Kriterien kann die Wert-
entwicklung des OGAW beeinflussen, weshalb der OGAW sich im Vergleich zu
dhnlichen Fonds, bei denen solche Kriterien nicht angewendet werden, anders
entwickeln kdnnen. Wenn in der Anlagepolitik eines ESG-Fonds Ausschlusskriterien
auf ESG-Basis festgelegt wurden, kann dies dazu fGhren, dass dieser OGAW dao-
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b)

rauf verzichtet, bestimmte Wertpapiere zu kaufen, auch wenn ein Kauf vorteilhaft
wdare, bzw. Wertpapiere aufgrund ihrer ESG Eigenschaften verkauft, auch wenn
dies nachteilig sein kdnnte. Zur Bewertung eines Wertpapiers oder eines Emitten-
ten auf Grundlage von ESG-Kriterien ist die Verwaltungsgesellschaft auf Informati-
onen und Daten dritter ESG-Anbieter angewiesen, die modglicherweise unvoll-
standig, fehlerhaft oder nicht verfugbar sind. Deshalb besteht die Gefahr, dass
die Verwaltungsgesellschaft ein Wertpapier oder einen Emittenten falsch bewer-
tet. Es besteht zudem das Risiko, dass die Verwaltungsgesellschaft die jeweiligen
ESG-Kriterien nicht korrekt anwendet oder dass der OGAW ein indirektes Enga-
gement bei Emittenten haben kdénnte, die die vom OGAW verwendeten ESG-
Kriterien nicht erfUllen. Weder der OGAW oder die Verwaltungsgesellschaft noch
der Asset Manager geben ausdricklich oder stillschweigend Zusicherungen oder
Gewadbhrleistungen hinsichtlich der Angemessenheitf, Richtigkeit, Genauigkeit, Bil-
ligkeit oder Vollst&ndigkeit einer solchen ESG-Bewertung ab.

Durch den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten, die nicht der Absicherung
dienen, kann es zu erhndhten Risiken kommen. Das mit derivativen Finanzinstru-
menten verbundene Risiko darf 100% des Nettofondsvermdgens nicht Oberschrei-
ten. Dabei darf das Gesamtrisiko 200% des Nettofondsvermdgens nicht Uber-
schreiten. Bei einer gemdass UCITSG zul&ssigen Kreditaufnahme darf das Gesamtri-
siko insgesamt 210% des Nettofondsvermdgens nicht Ubersteigen.

Allgemeine Risiken

Zusatzlich zu den fondsspezifischen Risiken kdnnen die Anlagen des OGAW all-
gemeinen Risiken unterliegen. Eine beispielhafte, jedoch nicht abschliessende
Aufzdhlung befindet sich unter Ziffer 7.2 des Prospekis.

Kosten, die aus dem OGAW erstattet werden
Eine Ubersicht Uber die Kosten, die aus dem OGAW erstattet werden, ist der Tabelle
wStammdaten und Informationen des OGAW und dessen Anteilsklassen' aus lit. A1 die-
ses Anhangs A ,,OGAW im Uberblick" zu enthehmen.

Performance-Fee
FOr den OGAW kommt keine Performance-Fee zur Asnwendung.

Schaan/Vaduz, 10. Mai 2023

Die Verwaltungsgesellschaft:
IFM Independent Fund Management Aktiengesellschaft, Schaan

Die Verwahrstelle:
VP Bank AG, Vaduz

Anhang A: Allgemeine Risiken
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Anhang B: Spezifische Informationen fur einzelne
Vertriebslander

Hinweise fur qualifizierte Anleger in der Schweiz

Dieser Fonds (kollektive Kapitalanlage) darf in der Schweiz ausschliesslich qualifizierte Anleger
nach Art. 10 des Kollektivanlagengesetz (KAG) angeboten werden.

1. Vertreter
Vertreter in der Schweiz ist die LLB Swiss Investment AG, Claridenstrasse 20, CH-8002 ZUrich.

2. Zahlstelle
Zahlstelle in der Schweiz ist die Helvetische Bank AG, Seefeldstrasse 215, CH-8008 ZUrich.

3. Bezugsort der massgeblichen Dokumente
Der Prospekt, der Treuhandvertrag, die Basisinformationsblatter (PRIIP-KID) sowie die Jahres-
und Halbjahresberichte kénnen kostenlos beim Vertreter sowie bei der Zahlstelle in der
Schweiz bezogen werden.

4. Zahlung von Retrozessionen und Rabatten

4.1 Retrozessionen

Die Verwaltungsgesellschaft und deren Beauftragte sowie die Verwahrstelle kdnnen Ret-
rozessionen zur Deckung der Vertriebs- und Vermittlungstéatigkeit von Fondsanteilen in der
Schweiz oder von der Schweiz aus bezahlen. Als Vertriebs- und Vermittlungstatigkeit gilt
insbesondere jede Tatigkeit, die darauf abzielt, den Vertrieb oder die Vermittlung von
Fondsanteilen zu férdern, wie die Organisation von Road Shows, die Teilnahme an Ver-
anstaltungen und Messen, die Herstellung von Werbematerial, die Schulung von Ver-
friebsmitarbeitern efc.

Retrozessionen gelten nicht als Rabatte, auch wenn sie ganz oder teilweise letztendlich
an die Anleger weitergeleitet werden.

Die Offenlegung des Empfangs der Retrozessionen richtet sich nach den einschlédgigen
Bestimmungen des FIDLEG.

4.2 Rabatte
Die Verwaltungsgesellschaft und deren Beauftragte kdnnen im Vertrieb in der Schweiz
Rabatte auf Verlangen direkt an Anleger bezahlen. Rabatte dienen dazu, die auf die be-
treffenden Anleger entfallenden GebUhren und/oder Kosten zu reduzieren. Rabatte sind
zuld@ssig, sofern sie

4+ aus GebUlhren der Verwaltungsgesellschaft bezahlt werden und somit das Fonds-
vermdgen nicht zusétzlich belasten;

+ aufgrund von objektiven Kriterien gewdhrt werden;

+ sdmilichen Anlegern, welche die objektiven Kriterien erfillen und Rabatte verlangen,
unter gleichen zeitlichen Voraussetzungen im gleichen Umfang gewdhrt werden.

Die objektfiven Kriterien zur Gewdhrung von Rabatten durch die Verwaltungsgesellschaft
sind:

+ Das vom Anleger gezeichnete Volumen bzw. das von inm gehaltene Gesamtvolumen
in der kollektiven Kapitalanlage oder gegebenenfalls in der Produktepalette des Pro-
moters;

+ die Hohe der vom Anleger generierten Gebuhren;

+ das vom Anleger praktizierte Anlageverhalten (z.B. erwartete Anlagedauer);

Auf Anfrage des Anlegers legt die Verwaltungsgesellschaft die entsprechende Hohe der
Rabatte kostenlos offen.

5. Erfillungsort und Gerichtsstand
FUr die in der Schweiz angebotenen Anteile ist der ErfUllungsort am Sitz des Vertreters. Der Ge-
richtsstand liegt am Sitz des Vertreters oder am Sitz oder Wohnsitz des Anlegers.

Anhang B: Hinweise fur qualifizierte Anleger in der Schweiz
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Hinweise fur Anleger in Deutschland

Die Gesellschaft hat inre Absicht, Anteile in der Bundesrepublik Deutschland zu vertreiben,
angezeigt und ist seit Abschluss des Anzeigeverfahrens zum Vertrieb berechtigt.

Einrichtung nach § 306a KAGB:

IFM Independent Fund Management AG
Landstrasse 30

Postfach 355

FL-9494 Schaan

Email: info@ifm.li

Zeichnungs-, Zahlungs-, RUcknahmeantrdge und Umtauschantrége fUr die Anteile werden
nach Massgabe der Verkaufsunterlagen verarbeitet.

Anleger werden von der Einrichtung darUber informiert, wie die vorstehend genannten Auf-
frage erteilt werden kénnen und wie RUcknahmeerldse ausgezahlt werden.

Die IFM Independent Fund Management AG hat Verfahren eingerichtet und Vorkehrungen in
Bezug auf die Wahrnehmung und Sicherstellung von Anlegerrechten nach Art. 15 der Richtli-
nie 2009/65/EG getroffen. Die Einrichtung erleichtert den Zugang im Geltungsbereich dieses
Gesetzes und Anleger k&nnen bei der Einrichtung hierUber Informationen erhalten.

Der Verkaufsprospekt, die Basisinformationsblatter, der Treuhandvertrag des EU-OGAW und
die Jahres- und Halbjahresberichte sind kostenlos in Papierform bei der Einrichtung oder eleki-
ronisch unter www.ifm.li oder bei der liechtensteinischen Verwahrstelle erhdiltlich.

Bei der Einrichtung sind kostenlos auch die Ausgabe-, RUcknahmepreise und Umtauschpreise
sowie sonstige Angaben und Unterlagen, die im Furstentum Liechtenstein zu verdffentlichen
sind (z.B. die relevanten Vertrdge und Gesetze), erhdltlich.

Die Einrichtung stellt Anlegern relevante Informationen Gber die Aufgaben, die die Einrich-
tung erfullt, auf einem dauerhaften Datentréger zur Verfogung.

Die Einrichtung fungiert ausserdem als Kontakistelle fUr die Kommunikation mit der BaFin.

Veroffentlichungen

Die Ausgabe-, Rucknahmepreise und Umtauschpreise werden auf www.fundinfo.com verdf-
fentlicht. Sonstige Informationen fUr die Anleger werden auf www.fundinfo.com verdéffentlicht.

In folgenden Fallen werden die Anleger mittels dauerhaften Datentrégers nach § 167 KAGB
in deutscher Sprache und grundsdatzlich in elekironischer Form informiert:

e Aussetzung der RUcknahme der Anteile des EU-OGAW,

¢ KUndigung der Verwaltung des EU-OGAW oder dessen Abwicklung,

e Anderungen der Anlagebedingungen, die mit den bisherigen Anlagegrundsatzen nicht
vereinbar sind oder anlegerbenachteiigende Anderungen von wesentlichen Anleger-
rechten oder anlegerbenachteiligende Anderungen, die die VergUitungen und Aufwen-
dungserstattungen betreffen, die aus dem Investmentvermdégen entnommen werden
kédnnen, einschlieBlich der Hintergrinde der Anderungen sowie der Rechte der Anleger in
einer verstandlichen Art und Weise; dabei ist mitzuteilen, wo und auf welche Weise weitere
Informationen hierzu erlangt werden ké&nnen,

e die Verschmelzung von EU-OGAW in Form von Verschmelzungsinformationen, die gemans
Artikel 43 der Richtlinie 2009/65/EG zu erstellen sind, und

e die Umwandlung eines EU-OGAW in einen Feederfonds oder die Anderungen eines Mas-
terfonds in Form von Informationen, die gemdaB Artikel 64 der Richtlinie 2009/65/EG zu er-
stellen sind.

Anhang B: Hinweise fUr Anleger in Deutschland

(o]
-



mailto:info@ifm.li
file://///alpha/principal/FUNDS/IncrementumAllSeasonsFund/A_FMA/Prospektänderungen/20220316_Prospektänderung_neue_AK/www.ifm.li%20
file://///alpha/principal/FUNDS/IncrementumAllSeasonsFund/A_FMA/Prospektänderungen/20220316_Prospektänderung_neue_AK/www.fundinfo.com%20

Hinweise fur Anleger in Osterreich

Kontakt- und Informationsstelle in Osterreich
Kontakt- und Informationsstelle in Osterreich gemdss den Bestimmungen nach EU-Richtlinie
2019/1160 Art. 92:

Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
Am Belvedere 1

A-1100 Wien

E-Mail: foreignfunds0540@erstebank.at
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Anhang C: Aufsichtsrechtliche Offenlegung

Interessenkonflikte

Beim OGAW koénnen folgende Interessenkonflikte entstehen:

Die Interessen des Anlegers kbnnen mit folgenden Interessen kollidieren:

L)

YK AR X R ¥ 4

Interessen der Verwaltungsgesellschaft und den mit diesen eng verbundenen Unter-
nehmen und Personen

Interessen der Verwaltungsgesellschaft und seiner Kunden

Interessen der Verwaltungsgesellschaft und seinen Anlegern

Interessen der verschiedenen Anleger der Verwaltungsgesellschaft

Interessen eines Anlegers und eines Fonds

Interessen zweier Fonds

Interessen der Mitarbeiter der Verwaltungsgesellschaft

Umstdnde oder Beziehungen, die Interessenskonflikte begrinden kénnen, umfassen insbeson-

dere:

&  Anreizsysteme fUr Mitarbeiter

¢ Mitarbeitergeschafte

& Umschichtungen im OGAW

& Positive Darstellung der Fondsperformance

& Geschafte zwischen der Verwaltungsgesellschaft und den von ihr verwalteten Fonds
oder Individualportfolios

& Geschafte zwischen von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten Fonds und/oder Indi-
vidualportfolios

& Zusammenfassung mehrerer Orders (sog. ,,block frades")

& Beauftragung von eng verbundenen Unternehmen und Personen

& Einzelanlagen von erheblichem Umfang

& Hohe Umschlaghd&ufigkeit von Vermdgensgegensténden (sog. ,frequent trading")

& Festlegung der Cut-Off-Zeit

&  Aussetzung der Anteilrdcknahme

¢ |PO-Zuteilung

Zum Umgang mit Interessenskonflikten setzt die Verwaltungsgesellschaft folgende organisa-
forischen und administrativen Massnahmen ein, um Interessenskonflikte zu vermeiden und
ggf. zu I16sen, zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie beizulegen, zu beobachten und sie offen-
zZulegen:

L)

L)
L)

YK AR X X ¥ 4

Bestehen einer Compliance-Abteilung, die die Einhaltung von Gesetzen und Regeln

Uberwacht und an die Interessenskonflikte gemeldet werden muissen

Pflichten zur Offenlegung

Organisatorische Massnahmen wie

o Zuordnung von Zustandigkeit, um unsachgemdasse Einflussnahme zu verhindern

o Verhaltensregeln fUr Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeitergeschafte

o Verhaltensregeln bzgl. der Annahme und der Gewdhrung von Geschenken, Einla-
dungen, anderen Zuwendungen und Spenden

o Verbot des Insiderhandels

o Verbot des Front- und Parallel-Runnings

Einrichtung einer VergUtungspolitik und -praxis

Grundsatze zur BerUcksichtigung von Kundeninteressen

Grundsdatze zur Uberwachung der vereinbarten Anlagerichtlinien

Grundsdatze fUr die AusfUhrung von Handelsentscheidungen (Best Execution Policy),

Grundsatze zur Aufteilung von TeilausfUhrungen

Einrichten von Orderannahmezeiten (Cut-Off-Zeiten)

Anhang C: Aufsichtsrechtliche Offenlegung
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Bearbeitung von Beschwerden

Die Anleger sind berechtigt, Beschwerden Uber die Verwaltungsgesellschaft bzw. deren Mit-
arbeiter, Beschwerden im Zusammenhang mit Fonds, welche von der Verwaltungs-
gesellschaft verwaltet werden, sowie ihre Anliegen, Winsche und BedUrfnisse kostenlos
schriftlich oder mUndlich bei der Verwaltungsgesellschaft einzureichen.

Die Beschwerdepolitik der Verwaltungsgesellschaft sowie das Verfahren beim Umgang mit
Beschwerden der Anleger kdnnen kostenlos auf der Homepage der Verwaltungsgesellschaft
unter www.ifm.li abgerufen werden.

Grundsatze der Abstimmungspolitik bei Hauptversammlungen

Die Verwaltungsgesellschaft Gbt die mit den Anlagen der verwalteten Fondsvermdgen ver-
bundenen Aktiondrs- und Glaubigerrechte unabhdngig und ausschliesslich im Interesse der
Anleger aus.

Bei den einzelnen Geschdaften steht es der Verwaltungsgesellschaft frei, ob er die Akfiondrs-
und Glaubigerrechte fUr das jeweilige Fondsvermogen selber austben oder die Ausubung an
die Verwahrstelle oder Dritte delegieren oder auf die AusUbung verzichten will.

Ohne ausdrickliche Weisung seitens der Verwaltungsgesellschaft ist die jeweilige Verwahr-
stelle zur AusGbung der sich aus den Anlagen ergebenden Rechte als Gesellschafterin, Mitei-
gentUmerin usw. ermd&chtigt, aber nicht verpflichtet.

Bei Geschdaften, welche die Interessen der Anleger wesentlich beeinflussen, hat die Ver-
waltungsgesellschaft das Stimmrecht selber auszuUben oder ausdrickliche Weisungen zu
erteilen.

Eine akfive AusUbung der Stimmrechte erfolgt insbesondere in Fdllen, in denen ein klar identi-
fiziertes BedUrfnis zum Schutz des Anlegerinteresses besteht. Die Stimmrechte muUssen nur
dann zwingend ausgeUbt werden, wenn nachhaltige Interessen betroffen sind. Sofern die
betroffenen Akfienpositionen keinen bedeutenden Anteil an der Marktkapitalisierung aus-
macht, sind keine nachhaltigen Interessen tangiert.

Die Verwaltungsgesellschaft hat zum Ziel, Interessenkonflikte, die aus der AusGbung von
Stimmrechten resultieren, zu verhindern bzw. im Interesse der Anleger zu 16sen oder zu regeln.

Die Verwaltungsgesellschaft beachtet bei der AusUbung der Stimmrechte die Anleger-
interessen des Vermdgens des OGAW sowie die Massgabe, dass die AusUbung der Stimm-
rechte im Einklang mit den Zielen der Anlagepolitik des betroffenen Vermogens erfolgt.

Die Stimmrechtspolitik der Verwaltungsgesellschaft (Strategien fir die Ausibung von Stimm-
und Glaubigerrechten, Massnahmen, Einzelheiten zur Vermeidung von Interessenkonflikten,
u.a.) kann kostenlos auf der Homepage der Verwaltungsgesellschaft unter www.ifm.li abge-
rufen werden.

Bestmogliche Ausfiuhrung von Handelsentscheiden

Die Verwaltungsgesellschaft hat im besten Interesse der von ihr verwalteten Fonds zu han-
deln, wenn er fUr diese bei der Verwaltung seiner Portfolios Handelsentscheidungen ausfuhrt.
Die Verwaltungsgesellschaft hat alle angemessenen Massnahmen um unter BerUcksichtigung
des Kurses, der Kosten, der Geschwindigkeit der AusfUhrung, der Wahrscheinlichkeit der Aus-
fUhrung und Abrechnung, des Umfangs, der Art des Auftrages und sonstiger, fur die Auftrags-
ausfuhrung relevanten Aspekte zu ergreifen, um das bestmaogliche Ergebnis fUr die Fonds zu
erzielen (bestmdgliche AusfUhrung).

Soweit die Asset Manager zur AusfUhrung von Transaktionen berechtigt sind, werden sie ver-
traglich gebunden, die endsprechenden Grundsatze zur bestméglichen Ausfuhrung anzu-
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wenden, sofern sie nicht bereits den entsprechenden Gesetzen und Rechtsvorschriften zur
bestmoglichen AusfUhrung unterliegen.

Die Grundsatze fur die AusfGhrung von Handelsentscheidungen (Best Execution Policy) steht
den Anlegern auf der Homepage der Verwaltungsgesellschaft unter www.ifm.li zur Ver-
fogung.

Vergitungsgrundsatze und —praktiken

Die IFM Independent Fund Management AG (,IFM") unterliegt den fir Verwaltungsgesell-
schaften nach dem Gesetz Uber bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wert-
papieren (UCITSG) und den fur AIFM nach dem Gesetz Uber die Verwalter alternativer In-
vestmentfonds (AIFMG) geltenden aufsichtsrechtlichen Vorgaben im Hinblick auf die Gestali-
ung ihrer VergUtungsgrundsdatze und —praktiken. Die detaillierte Ausgestaltung hat die IFM in
einer internen Weisung zur VergUtungspolitik und —praxis geregelt, deren Ziel es ist, eine nach-
haltige Vergutungssystematik unter Vermeidung von Fehlanreizen zur Eingehung Uber-
massiger Risiken sicherzustellen. Die VergUtungsgrundsdtze und —praktiken der IFM werden
mindestens jahrlich durch die Mitglieder des Verwaltungsrates auf inre Angemessenheit und
die Einhaltung aller rechtlichen Vorgaben Uberprift. Sie umfassen fixe und variable (erfolgs-
abhdngige) VergUtungselemente.

Die IFM hat eine VergUtungspolitik festgelegt, welche mit ihrer Geschéfts- und Risikopolitik
vereinbar ist. Insbesondere werden keine Anreize geschaffen, Gbermdssige Risiken einzu-
gehen. Die Entlohnung fuUr die Implementierung und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie
ist im festen Lohnbestandteil des Nachhaltigkeitsverantwortlichen (Sustainability Officier ) be-
ricksichtigt. In die Berechnung der erfolgsabhdngigen Vergutung werden entweder das Ge-
samtergebnis der IFM und/oder die persdnliche Leistung des betreffenden Angestellfen und
seiner Abteilung einbezogen. Bei der im Rahmen der persénlichen Leistungsbeurteilung fest-
gelegten Zielerreichung stehen insbesondere eine nachhaltige Geschdaftsentwicklung und
der Schutz des Unternehmens vor Ubermdssigen Risiken im Vordergrund. Die variablen Ver-
gUtungselemente sind nicht an die Wertentwicklung der von der IFM verwalteten Fonds ge-
koppelt. Freiwillige Arbeitgebersachleistungen oder Sachvorteile sind zul&ssig.

Durch die Festlegung von Bandbreiten fUr die GesamtvergUtung ist Uberdies gewdhrleistet,
dass keine signifikante Abhdngigkeit von der variablen Vergutung sowie ein angemessenes
Verhdltnis von variabler zu fixer VergUtung bestehen. Die Hohe des festen Lohnbestandteils ist
derart ausgestaltet, dass ein Angestellter seinen Lebensunterhalt bei einer 100%-Anstellung
mit dem festen Lohnbestandteil isoliert bestreiten kann (unter BerUcksichtigung von marki-
konformen Saldren). Bei der Zuteilung der variablen VergUtung haben die Mitglieder der Ge-
schaftsleitung und der Verwaltungsratsprésident ein Letztentscheidungsrecht. Fir die Uber-
prufung der Vergutungsgrundsatze und —praktiken ist der Verwaltungsratsprdsident verant-
wortlich.

FUr die Mitglieder der Geschdftsleitung der IFM und Angestellte, deren Tatigkeiten einen we-
sentlichen Einfluss auf das Gesamtrisikoprofil der IFM und der von ihr verwalteten Fonds haben
(Risk Taker), gelten besondere Regelungen. Als Risk Taker wurden Angestellte identifiziert, die
einen entscheidenden Einfluss auf das Risiko und die Geschdftspolitik der IFM ausGben kon-
nen. FUr diese risikorelevanten Angestellten wird die variable VergUtung nachschussig Uber
mehrere Jahre ausbezahlt. Dabei wird zwingend ein Anteil von mindestens 40% der variablen
VergUtung Uber einen Zeitraum von mindestens drei Jahren aufgeschoben. Der auf-
geschobene Anteil der Vergutung ist wahrend dieses Zeitraums risikoabhdngig. Die variable
VergUtung, einschliesslich des zurUckgestellten Anteils, wird nur dann ausbezahlt oder ver-
dient, wenn sie angesichts der Finanzlage der IFM insgesamt tragbar und aufgrund der Leist-
ung der betreffenden Abteilung und der betreffenden Person gerechtfertigt ist. Ein schwa-
ches oder negatives finanzielles Ergebnis der IFM fUhrt generell zu einer erheblichen Ab-
senkung der gesamten VergUtung, wobei sowohl laufende Kompensationen als auch Ver-
ringerungen bei Auszahlungen von zuvor erwirtschafteten Betradgen bericksichtigt werden.
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Anhang D: Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung

Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absatze 1, 2 und 2a
der Verordnung (EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) 2020/852 genannten Finanzprodukien

Eine nachhaltige
Investition ist eine
Investition in eine
Wirtschaftstatigkeit,
die zur Erreichung
eines Umweltziels
oder sozialen Ziels
beitragt, vorausge-
setzt, dass diese
Investition keine
Umweliziele oder
sozialen Ziele er-
heblich beeintrach-
figt und die Unter-
nehmen, in die
investiert wird,
Verfahrensweisen
einer guten Unter-
nehmensfihrung
anwenden.

Die EU-Taxonomie
ist ein Klassifikations-
system, das in der
Verordnung (EU)
2020/852 festgelegt
ist und ein Ver-
zeichnis von 6kolo-
gisch nachhaltigen
Wirtschaftstatigkei-
ten enthdlt. In die-
ser Verordnung ist
kein Verzeichnis der
sozial nachhalfigen
Wirtschaftstatigkei-
ten festgelegt.
Nachhaltige Investi-
fionen mit einem
Umweliziel kdnnten
tfaxonomie-konform
sein oder nicht.

Name des Produkis:
Pure ESG Europe Fund

Unternehmenskennung (LEI-Code):
529900NFJ3XZA01UJR36

Okologische und/oder soziale Merkmale

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

o0 Ja

Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhaltigen Investitionen mit
einem Umweltziel getdtigt: _ %

in Wirtschaftstatigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie als
Okologisch nachhaltig
einzustufen sind

in Wirtschaftstatigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie nicht
als &kologisch nachhaltig
einzustufen sind

Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhgaltigen Investitionen mit
einem sozialen Ziel getatigt: _ %

® % Nein

Es werden damit okologische/soziale
Merkmale beweroben und obwohl
keine nachhaltigen Investitionen
angestgrebt werden, enthdlt es einen
Mindestanteil von__ % an
nachhaltigen Investitionen

mit einem Umweliziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach
der EUTaxonomie als 6kologisch
nachhaltig einzustufen sind

Mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die
nach der EUTaxonomie nicht
als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

Mit einem sozialen Ziel
Es werden damit ékologische/soziale

Merkmale beworben, aber keine
nachhaltigen Investitionen getdtigt.

Welche okologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit
diesem Finanzprodukt beworben?

Das Finanzprodukt berUcksichtigt u.a. 6kologische (E) und/oder soziale (S)

Merkmale und investiert in Unternehmen, die gute Governance-Praktiken
(G) anwenden. Das Finanzprodukt verfolgt dabei einen gesamthaften ESG-
Ansatz, bei dem die nachhaltige Ausrichtung des Finanzprodukts durch die
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Mit Nachhaltig-
keitsindikatoren
wird gemessen,
inwieweit die mit
dem Finanzprodukt
beworbenen 6ko-
logischen oder
sozialen Merk-
male erreicht
werden.

Bei den wichtigsten
nachteiligen Aus-
wirkungen handelt
es sich um die
bedeutendsten
nachteiligen Aus-
wirkungen von
Investitionsent-
scheidungen auf
Nachhaltigkeitsfak-
foren in den Berei-
chen Umwelt, So-
ziales und Beschaf-
figung, Achtung
der Menschenrech-
fe und Bek&mpfung
von Korruption und
Bestechung.

BerUcksichtigung verschiedener Nachhaltigkeitsfaktoren gewdhrleistet wer-
den soll.

Des Weiteren verwendet das Finanzprodukt tatigkeits- als auch normenba-
sierfe AusschlUsse, die in der nachstehenden Anlagestrategie ausfUhrlicher
beschrieben sind.

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreich-
ung der einzelnen 6kologischen oder sozialen Merkmale, die durch
dieses Finanzprodukt beworben werden, herangezogen?

Die Nachhaltigkeitsindikatoren, die herangezogen werden, um das
Erreichen der dkologischen oder sozialen Anlageziele des Finanzpro-
duktes zu messen, umfassen:

= Anzahl direkter Investitionen mit Verletzungen gegen die Aus-
schlusskriterien;

= Anzahl von direkten Investitionen in Unternehmen, die schwer-
wiegend gegen eine der zehn Prinzipien des UN Global Compact
Compliance (UNGC) der Vereingten Nationen verstossen;

= Anzahl von direkten Investitionen in Unternehmen, die schwer-
wiegend gegen die UN Guiding Principles on Business and Human
Rights (UNGP) verstossen;

= Anzahl von direkten Investitionen, die schwerwiegend gegen
die International Labour Organization’s (ILO) conventions
verstossen;

= Durchschnittlicher ESG-Score des Finanzprodukts;.

= Bei Investitionen in Aktien- und Anleihefonds mUssen diese entwe-
der als Produkt nach Artikel 8 oder Artikel 9 der Verordnung (EU)
2019/2088 eingestuft sein.

Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem
Finanzprodukt teilweise getdtigt werden sollen, und wie trégt die
nachhaltige Investition zu diesen Zielen bei?

Dieses Finanzprodukt beabsichtigt nicht, Anlagen zu tdtigen, die als
nachhaltige Anlagen im Sinne der SFDR-Verordnung (EU) 2019/2088
gelten.

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanz-
produkt teilweise getdtigt werden sollen, keinem der 6kologischen
oder sozialen nachhaltigen Anlageziele erheblich schaden?

Dieses Finanzprodukt beabsichtigt nicht, Anlagen zu tdtigen, die
als nachhaltige Anlagen im Sinne der SFDR-Verordnung (EU)
2019/2088 gelten.

Wie wurden die Indikatoren fUr nachteilige Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren bericksichtigte

Dieses Finanzprodukt beabsichtigt nicht, Anlagen zu tatigen, die
als nachhaltige Anlagen im Sinne der SFDR-Verordnung (EU)
2019/2088 gelten.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-
Leitsatzen fUr multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien
der Vereinten Nationen fUr Wirtschaft und Menschenrechte in
Einklang? N&here Angaben:
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Die Anlagestrategie
dient als Richt-
schnur fUr Investiti-
onsentscheidun-
gen, wobei be-
stimmte Kriterien
wie beispielsweise
Investitionsziele
oder Risikotoleranz
berUcksichtigt wer-
den.

Dieses Finanzprodukt bealbsichtigt nicht, Anlagen zu tatigen, die
als nachhaltige Anlagen im Sinne der SFDR-Verordnung (EU)
2019/2088 gelten.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz ,,Vermeidung erheblicher Beeintrachti-
gungen' festgelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der
EU-Taxonomie nicht erheblich beeintrdchtigen dirfen, und es sind spezifische
EU-Kriterien beigeflgt.

Der Grundsatz ,Vermeidung erheblicher Beeintrdchtigungen® findet nur bei
denjenigen dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung,
die die EU-Kriterien fUr &kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitdten berick-
sichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde liegen-
den Investitionen berlcksichtigen nicht die EU-Kriterien fUr ékologisch nachhal-
fige Wirtschaftsakfivitéaten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dirfen 6kologische oder soziale Ziele
ebenfalls nicht erheblich beeintrdchtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Aus-
wirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren bericksichtigt?

Ja,

® Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

Zur Erreichung des Anlagerziels des Finanzprodukts kommt ein mehrstufiger
Nachhaltigkeitsprozess zur Anwendung, welcher aus klar definierten sowie
messbaren Ausschluss- und Positivkriterien besteht:

Tatigkeitsbasierte negative Prifung
Zur Erreichung seines Anlageziels legt der Asset Manager in einem ersten
Schritt fUr den Erwerb bestimmter Vermdgensgegenstéinde Ausschluss-
kriterien bzw. Schwellenwerte fest.

Dabei werden aus einem europdischen Aktienuniversum Unternehmen
ausgeschlossen, welche bedeutende Einnahmen aus nachfolgenden
Geschdaftsfeldern erzielen:

Alkohol!

GlUcksspiel

Erwachsenenunterhaltung!
konventionelle oder kontroverse Waffen!
Kohle!

Die vorgenannten AusschlUsse gelten nur bei direkten Investitionen.

Normenbasierte negative Prifung:

Im Mittelpunkt dieses zweiten Schrittes steht die PrGfung und Bewertung
von Kontroversen und mdglichen Verwicklungen in unethische Ge-
schafts-praktiken. Bei der PrGfung werden insbesonders maogliche
Verstosse gegen die folgenden internatfionalen Standards berucksich-
tigt:

1 Ausschluss, wenn Umsatz >5% von Gesamtumsatz aus Produktion und/oder Vertrieb
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e die Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte der Vereinten Natio-
nen;

e die Arbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO);

e die Leitprinzipien der Vereinten Nationen fUr Wirtschaft und Men-
schenrechte (UNGPs);

e der Global Compact der Vereinten Nationen (UNGC); und

e die OECD-Leitsatze fur multinationale Unternehmen.

Zur DurchfUhrung dieser Analyse verwendet der Asset Manager von ei-
nem oder mehreren externen ESG-Researchdienst gelieferten Daten.

Positivkriterien:

In einem dritten Schritt werden zur ErfUllung 6kologischer und sozialer
Merkmale den Vermogensgegenstinden des OGAW ein ESG-Rafing
zugeordnet. Das ESG-Rating zeigt die Exponierung jedes Unternehmens
gegenUber den wichtigsten ESG-Faktoren auf. Es basiert auf der fein-
gliedrigen AufschlUsselung der Geschdaftstatigkeit, der Hauptprodukte
und Segmente, der Standorte, der Vermodgenswerte und der Einnahmen
sowie anderer relevanter Messgrossen wie der Produktionsauslagerung
etc. FUr das Anlageuniversum des OGAW werden ESG Nachzugler elimi-
niert und nur die besten ESG-Unternehmen im Sinne eines Best-in-Class-
Ansatzes ausgewdnhlt.

Weitere Informationen zur Funktionsweise der ESG- und Nachhaltigkeits-
Methodologie, zu ihrer Integration in den Anlageprozess, zu den Aus-
wahlkriterien sowie zu den ESG- und Nachhaltigkeitsrichtlinien kénnen
auf der Website Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung IFM Indepen-
dent Fund Management AG abgerufen werden.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die
fur die Auswahl der Investitionen zur Erfillung der beworbenen 6kolo-
gischen oder sozialen Ziele verwendet werden?

Die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie sind die systemati-
schen AusschlUsse bestimmter Unternehmen auf der Grundlage der
oben beschriebenen Ausschlusspolitik, die Prifung und Bewertung von
Kontroversen und moglichen Verwicklungen in unethischen Ge-
schaftspraktiken (normenbasierte negative Prifung) sowie die ESG-
Analyse, welche die Exponierung jedes Unternehmens gegenUber den
wichtigsten ESG-Faktoren aufzeigt (Positivkritierien).

Um welchen Mindestsaiz wird der Umfang der vor der Anwendung
dieser Anlagestrategie in Betracht gezogenen Investitionen reduzieri?

FUr dieses Finanzprodukt besteht keine Verpflichtung, den Umfang der
Investitionen um einen Mindestsatz zu verringern.
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Die Verfahrenswei-
sen einer guten
Unternehmensfih-
rung umfassen
solide Manage-
mentstrukturen, die
Beziehungen zu
den Arbeitneh-
mern, die VergU-
fung von Mitarbei-
tern sowie die Ein-
haltung der Steuer-
vorschriften.

Die Vermo-
gensallokation gibt
den jeweiligen
Anteil der Investitio-
nen in bestimmte
Vermogenswerte
an.

AY
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Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfihrung
der Unternehmen, in die investiert wird, bewertet?

Die Verwaltungsgesellschaft und der Asset Manager férdern die Ein-
fUhrung besserer Praktiken in Bezug auf Umwelt-, Kunden- und Sozial-
fragen.

Die Verwaltungsgesellschaft und der Asset Manager sind Uberzeugt,
durch eine aktive StimmrechtsausUbung einen Beitrag zu den Werten
und Verhaltensweisen von Unfernehmen zu leisten. Mit den Engo-
gements der Verwaltungsgesellschaft und des Asset Managers ermuti-
gen sie Unternehmen Best-Practice Corporate Governance Standards
anzunehmen. Bei der Stimmrechtsausibung bericksichtigt die Verwal-
tungsgesellschaft die inferne Weisung betreffend der Stimmrechtspoli-
tik. In der Gestaltung des Engagements mit Firmen, arbeitet die Ver-
waltungsgesellschaft eng mit einem Proxy Voting Anbieter zusammen
und kombiniert dessen Analyse mit der Anlagepolitik des Finanzpro-
dukts.

Die Stimmrechtspolitik ist abrufbar unter:

Stimmrechts- und Mitwirkungspolitik der IFM

Welche Vermogensallokation ist fur dieses Finanzprodukt geplant?

Das Vermdgen des Finanzproduktes wird nach dem Grundsatz der Risiko-
streuung in Wertpapiere und andere Anlagen investiert. Es handelt sich um
ein akfiv . gemanagtes Finanzprodukt ohne Bezugnahme auf eine Bench-
mark.

Das Finanzprodukt investiert sein Vermdgen dauernd mindestens 51% seines
Vermdgens unmittelbar in Beteiligungspapiere und -wertrechte (Akfien,
Aktien mit Warrants, etc.) von Unternehmen, die ihren Sitz oder den
Uberwiegenden Anteil inrer wirtschaftlichen Tatigkeiten in Europa haben
oder als Holdinggesellschaften Uberwiegend Beteiligungen an Gesell-
schaften mit Sitz in Europa halten.

Das Finanzprodukt wird mind. 51% seines Vermdgens in Unternehmen inves-
tieren, die an die beworbenen &kologischen und sozialen Merkmale ange-
passt sind (#1). Somit wird der verbleibende Anteil (<49%) aus (#2) ,,Andere
Investitionen" bestehen.
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https://www.ifm.li/files/attachments/1-13b-IFM-Stimmrechts-und-Mitwirkungspolitik-20220101_637860440150490180.pdf?t=090323084524

Taxonomiekonfor-
me Tatigkeiten,
ausge-drickt durch
den Anteil der:

- Umsatzerlése, die
den Anteil der Ein-
nahmen aus um-
weltfreundlichen
Aktivitaten der
Unternehmen, in
die investiert wird,
widerspiegeln

- Investitionsaus-
gaben (CapkEx),
die die umwelt-
freundlichen In-
vestitionen der
Unternehmen, in
die investiert wird,
aufzeigen, z. B. fOr
den Ubergang zu
einer grunen Wirt-
schaft.

- Betriebsausgaben
(OpEx), die die
umweltfreundli-
chen betriebli-
chen AktivitGten
der Unternehmen,
in die investiert
wird, widerspie-
geln.

Ermoglichende
Tatigkeiten wirken
unmittelbar er-
mbglichend da-
rauf hin, dass
andere Tatigkei-
ten einen wesent-
lichen Beitrag zu
den Umwelizielen
leisten.

Ubergangstdtig-
keiten sind Tatig-
keiten, fUr die es
noch keine CO2-
armen Alternati-

Investitionen

#2 Andere Investitionen

#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmaleumfasst Investitio-
nen des Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen ékologischen
oder sozialen Merkmale getatigt wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die Ubrigen Investitionen des Finanzpro-
dukts, die weder auf dkologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind
noch als nachhaltige Investitionen eingestuft werden.

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanz-
produkt beworbenen 6kologischen oder sozialen Merkmale erreicht?
Zur effizienten Verwaltung kann das Finanzprodukt zu Absicherungs-
und Anlagezwecken derivative Finanzinstrumente auf Wertpapiere,
Aktien- und Rentenindizes, W&hrungen, Volatilitdten und Exchange
Traded Funds sowie Devisentermingeschdafte und Swaps einsetzen.

Derivate, sonstige Ubertragbare Wertpapiere, Barmittel und geldnahe
Insfrumente  unterliegen eventuell nicht denselben ESG-Be-
schrankungen wie andere im Vermdégen des Finanzprodukts gehalt-
ene Wertpapiere.

In welchem Mindestmass sind nachhaltige Investitionen mit einem
Umweliziel mit der EU-Taxonomie konform?

Das Finanzprodukt berucksichtigt im Rahmen seiner Anlagepolitik keine
Okologisch nachhaltige Investitionen im Sinne der Taxonomie-
Verordnung. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass solche
getatigt werden.
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Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme
Tdatigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie?

investiert?
Ja
in fossiles Gas in Kernnergie
® Nein

Die beiden nachstehenden Grafiken zeigen den Mindestprozentsaiz der EU-
taxonomiekonformen Investitionen in griner Farbe. Da es keine geeignete
Methode zur Bestimmung der Taxonomiekonformitét von Staatsanleihen* gibt,
zeigt die erste Grafik die Taxonomiekonformitdt in Bezug auf alle Investitionen
des Finanzprodukts einschlieBlich der Staatsanleihen, wéhrend die zweite Grafik
die Taxonomiekonformitdt nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts
zeigt, die keine Staatsanleihen umfassen.

1. Taxonomiekonformitat der Investitionen 2. Taxonomiekonformitat der
einschliesslich Staatsanleihen*® Investitionen ohne Staatsanleihen*
Taxonomiekonform:
Taxonomiekonform: Fossiles Gas
Fossiles Gas
B Taxonomiekonform:
W Taxonomiekonform: Kernenergie
Kernenergie
B Taxonomiekonform 0,
W Taxonomiekonform 100% (ohne fossiles Gas und 100%
(ohne fossiles Gas und Kernenergie)
Kernenergie) Nicht .
Nicht taxonomiekonform taxonomiekonform

Diese Grafik zeigt 100% der gesamten Anlagen.

* FUr die Zwecke dieser Grafiken umfasst der Begriff ,,Staatsanleihen* alle
Risikopositionen gegenUber Staaten.

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangs-
tatigkeiten und erméglichende Tétigkeiten?

Nicht anwendbar, da die diesem Finanzprodukt zugrunde liegen-
den Investitionen nicht die EU-Kriterien fUr 6kologisch nachhaltige
WirtschaftsaktivitGten berbcksichtigen.

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem

Umweliziel, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?

Nicht anwendbar, da die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden
Investitionen nicht die EU-Kriterien fUr dkologisch nachhaltige Wirtschafts-
aktivitaten berUcksichtigen.

Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

Dieses Finanzprodukt beabsichtigt nicht, Anlagen zu tafigen, die als
nachhaltige Anlagen im Sinne der SFDR-Verordnung (EU) 2019/2088
gelten.

Welche Investitionen fallen unter ,#2 Andere Investitionen”, welcher
Anlagezweck wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen 6kologischen

oder sozialen Mindestschutz?

1. Barmittel und Barmitteldquivalente zu LiquiditGtszwecken

2 Tatigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur Einddmmung des Kili-
mawandels (,Klimaschutz") beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beeintréchtigen - siehe Erl&uterung links am Rand.
Die vollstadndigen Kriterien fUr EU-taxonomiekonforme WirtschaftstaGtigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der De-
legierten Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt.

o
N

Anhang D: Aufsichtsrechtliche Offenlegung



A

Bei den Referenz-
werten handelt es
sich um Indizes,
mit denen gemes-
sen wird, ob das
Finanzprodukt die
beworbenen
Okologischen oder
sozialen Merkmale
erreicht.

2. Derivative Finanzinstrumente, welche zur Absicherung eingesetzt
werden

3. Anlagen zu Diversifizierungszwecken oder Anlagen, fUr die Daten feh-
len und keinen Mindestschutzvorschriften in Bezug auf E&S folgen

Aufgrund der Natur der Anlagen unter Punkt 1 und 2 werden keine &ko-
logischen oder sozialen Mindestschutzvorschriften festgelegt.

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses
Finanzprodukt auf die beworbenen 6kologischen und/oder sozialen
Merkmale ausgerichtet ist?

Nein, es wird kein Index als Referenzwert eingesetzt, um festzustellen, ob das
Finanzprodukt mit den &kologischen und/oder sozialen Merkmalen Uberein-
stimmt.

Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanz-
produkt beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale ausge-
richtet?

Es wird kein Referenzwert eingesetzt.

Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die
Indexmethode sichergestelli?

Es wird kein Referenzwert eingesetzt.

Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten
breiten Marktindex?

Es wird kein Referenzwert eingesetzt.

Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Indexes einge-
sehen werden?

Es wird kein Referenzwert eingesetzt.

Wo kann ich im Internet weitere produkispezifische Informationen
finden?

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter:

Weitere produktspezifische Informationen sind auf der Website zu finden:
www.ifm.li
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